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Der hektisch betriebene Anschluß der 
DDR stellt auch die Gewerkschahen vor 

Herausforderungen, deren Dimension 
schwer absehbar ist. 

MICHAEL WENDL vermißt eine zukunft.. 
weisende politische Strategie in weiten 

Teilen des DGB und prognostiziert, doß 
sich über dieser Frage die Differenzen 
zwischen den einzelnen DGB-Gewerk­

schaften zuspitzen werden. 

Im letzten Heft haben wir Vorschläge für 
eine Reform der SPD präsentiert. 

Zentrale The5e: Die Parteiförmigkeit von 
Politik befinde sich in der Krise. Ein 
radikaler lknbou der SPD sei nötig. 
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gemeinschoften. 
Fazit: Homboch ist ·0ptimist, was die 

Zukunft der Parteien angeht.' 

Politik als Arbeit in Lebenswelten und an 
Lebensweisen zu entwickeln, war und ist 

erklarter Anspruch eines "Modernen 
Sozialismus". Mit der ·Gesundheit"' 

wogen wir in spw jelzt einen Anfang. 

WOLFGANG SCHELTER entwik­
kelt aus einer gründlichen Analyse der 

akulen Gesundheißm isere Vorsdlläge für 
eine "tatsächliche" Gesundheitsreform 

aus gew~rkschaftlic:her Sicht. 

NORBERT MAPPES-NIEDIEK &ogt 
nach den Möglichkeiten der SPD, da, 
Feld der Gesundheitspolitik andEKs als 

bisher zu bestellen. 

Und OLIVER BROSCH widmet sich der 
linken Bewußtseinsspaltung zwischen mo­

dernem leben und traditioneller Politik, 
die offenbar eine öffendiche Auseinan­
dersetzung um "Gesundheit" blockiert. 

Der Zusammenbruch des autoritär· 
bürokratischen Soziollsf'!'IU,S spielt freilich 

auch in dieser Ausgabe von spw eine 
wichtige RolJe .. Diesmal-kommt eir, 

Historiker und Zeitzeuge zu_Wprt,_ ~ 
von marxistischem Skmdpunkt_;ou'1 .die 
Entwicklung des Raolsoziolisinus sla.ts. 

kritisch begleitot hc,t. Im. c.e.präc:h. ß!it .. 
spw analysiert J!SG!:..!"JCUCZVN~Li:fü•. . 
gescheitarten SoziolismU>-Vonuche c v,a. ··· 

den in der DOR. Dennoch: 'Sddielljid, 
wird der Sozialismus siogai/lt 
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Ralf Schmitz• 

SPD: 
OPPOSITION 
FINDET NICHT 
MEHR STATT­
BANGEN VOR 
DER PDS? 

Im Vereinigungswettlauf 
zwischen Regierung und 
Oppasitian kennt die SPD 
keine Parteien mehr, san· 
dern nur noch Deutsche. 
Dabei geht es ähnlich zu wie 
in der Geschichte vom Hasen 
und dem Igel: Wo Vagel und 
seine Truppe ankommen, ist 
Kohl schan lange nicht mehr 
da. Der Kanzler bestimmt 
Tempa und Richtung, die SPD 
hechelt hinterher. 

Nur ein starrköpfiger Querulant 
aus dem Saarland beteiligte sich 
nicht an diesem ungleichen Wett­
lauf zwischen Original und Kopie 
- er ließ die Kohlsche Karawane 
samt SPD-Troß an sich vorüberzie­
hen. Seine Versuche, beim Par­
forceritt zum Staatsvertrag mit Hil­
fe der Partei die Bremse anzuzie­
hen, scheiterten an dieser Partei­
(Ohne)Führung. 

Neben Oskar - und nicht ganz so 
wichtig - hat man in der Baracke 
nach ein paar Störer des harmoni­
schen Karawanentrosses. ausge­
macht: in spw schreiben sie oder 
geben sie gar heraus. Der Grund: 
Sie teilen die Neuorientierung der 
wetterwendischen Partei-(Ohne) 

Fül,. 

rung 
nicht, 
daß 
n u n 
d e r 
n e u e 
Haupt­
feind der 
SPD links 
auszuma- chen 
sei, in derPDS. Im Ollenhauer­
Haus geht ein Gespenst um. Der 
Chef-Aufklärer der Baracke bangt, 
daß "... Teile der konservativen 
Presse die PDS-Expansion zu dem 
Versuch nutzen wollen, die SPD 
bei gesamtdeutschen Wahlen 'weg 
von der Macht' und an die 30'}'~ 
Grenze zu schreiben." 1 

So viel ist für unseren Chef-Aufklä­
rer klar: Gregor Gysi ist der böse 
Wolf, und spw öffnet ihm, naiv wie 
sie nun mal ist, die Tür zur sozialde­
mokratischen Weide. Warum hat 
unser Rotkäppchen eigen~ich Angst 
vor diesem - doch arg zahnlos ge­
wordenen - Wolf? Nun, Rotkäpp­
chen fürchtet um die von der eige­
nen Politik(-unfähigkeit) enttäusch­
ten Wählerinnen, die man doch so 
dringend braucht, um zukünftig 
noch ein bißchen mitregieren zu 
können. Denn Gregor Gysi mit 
seiner sozialdemokratischen Tarn-

kappe be-
sitzt doch die Frechheit, so­

ziale Forderungen an die Vereini­
gung zu stellen. Kaum hat die Par­
lei-(Ohne)Führung diesen zentra­
len Punkt sozialdemokratischer Po­
litik für ein Viertelstündchen in Rich­
tung Bundeskanzleramt verlassen, 
wildert dieser Gysi unter den so­
zialdemokratischen Schäfchen! Er 
wildert damit im ureigenen sozial­
demokratischen Revier, dem "de­
mokratischen Sozialismus" sozial­
demokratischer Provenienz, was 
nicht mehr, aber auch nicht weni­
ger meint als "die Politik eines Ka­
pitalismus mit menschlichem Ant­
litz"'. Gysi will den Leuten doch 
glatt verkaufen, daß der "demo­
kratische Sozialismus" was mit 
Sozialismus zu tun hall 

Den Kern des Problems hat der 
Chef-Aufklärer in der Baracke 
erkannt: "Bemerkenswert an die­
sem Artikel (gemeint ist H.Dietzel, 
Ausgrenzung auf Dauer?, in: So­
zialismus 5/1990, Anm. d. Verf.) 
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ist, daß 
die Abgrenzung zur 

DDR-SPD wegen derer mangeln­
der Kapitalismuskritik stärker in den 
Vordergrund gerückt wird, wäh­
rend Unterschiede zur SPD in der 
Bundesrepublik eherverwischtwer­
den. "3 Das Problem heißt also: 
Wie umgehen mit Konkurrenz auf 
dem ureigensten Politikfeld, wenn 
man sich mit dieser zum einer:i 
nicht politisch, sondern nur admini­
strativ auseinandersetzen will, zum 
anderen mit seiner eigenen Politik 
Grundlagen für einen möglichen 
Erfolg des Konkurrenten legt? Die 
Antwort lautet: Behaupten, daß 
dieser Konkurrent zur Anpreisung 
seiner Ware moralisch überhaupt 
nicht berechtigt ist und leugnen, 
daß dieser eine Ware anbietet, 
die den Gebrauchswert der eige­
nen ersetzen kann. 

Da dies zu dünn ist für die Ausein­
andersetzung mit der PDS, bleibt 
nur noch die Offensive: Mit aller 
Entschiedenheit fordert die SPD des­
halb, die durch die Politik der 
Bundesregierung anstehende größ­
te Enteignungswelle, die die DDR 
je erlebt hat, rückgängig zu ma-

chen: 
Die Enteignung der 

DDR-Bürgerinnen vom gesam­
ten Volksvermögen; oder nein: 
Vielleicht doch lieber nur die Ent­
eignung der PDS. Später kann man 
ja noch mal nachdenken, über 
Verfassungsschutz, über Berufsv .... 
Zu den Schafen, die dem Blutrausch 
des Gregor Gysi zum Opfer fallen 
könnten, zählt unser Chef-Aufklä­
rer - ganz traditionsbewußt - die 
Partei- und Juso-Linke, natürlich 
auch spw. Sandro Rewe hat in 
spw-52 die PDS analysiert. Sie ist 
zu dem Schluß gekommen, daß 
die PDS die typische DDR-Partei ist: 
"Abgesehen von einigen heimatlo­
sen Linken wartet hier (in der BRD, 
Anm.d.Red.) niemand auf die 
PDS." 

Diese Aussage ficht das Urteil eines 
Chef-Aufklärers jedoch nicht an. 
Gibt es doch in der Baracke Men­
schen, die aufgrund einer spezifi­
schen politischen Sozialisation in 
eben dieser glauben, sie besäßen 
ein Definitionsmonopol für das "So­
zialdemokratische". Und das ma­
chen diese Menschen - da zu poli­
tischer Analyse nicht so sehr befä­
higt - am liebsten daran fest, wer 
mit wem im Sandkasten beim Spie­
len gesehen wird: Wer mit den 

Schmuddelkindern spielt, fällt 
durchs Raster - Spielverbot in der 
sozialdemokratischen Liga heißt 
das Ziel. 
Richtig bleibt jedoch weiterhin: Er­
stens: Der politische Hauptgegner 
der SPD ist die Kohlsche Karawa­
ne, deren Zug muß man bremsen 
und umleiten. Zweitens: Politikun­
lähig ist dagegen, wer ~~h "har­
ten Gesprächen" im B(~jliskanz­
leromt dort den Posteri;aiis Haus­
meisters annimmt. Der K<iiser hatte 
noch einen Gegenkaiser, Kohl hätte 
einen verdient. Und dieser wieder­
um sollte sich nicht mit Denunzian­
ten (West) umgeben. 

• Ralf Schmitz ist Redaktionssekre­
tär der spw. 

1 Rudolf Hartung, Thesen zum Um­
gang mit der PDS in der Bundes­
republik, Bonn 28.5. 1990, S. 1 

2 W.F. Haug, Volkszeitung Nr.24 
vom 8. Juni 1990, S. 9 

3 Rudolf Hartung, Betr:Ausweitung 
der Tätigkeit der PDS auf das Ge­
biet der Bundesrepublik Deutsch­
land, Bonn 28.5.90, S. 5 
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Monika Ganseforth· 

§ 218 UND K E 

Wie karut man eine Frau zwingen 
wollen, gegen ihren Willen eine 
Schwangerschaft auszutragen? Wie 
kann man eine Frau bestrafen, wenn 
sie eine w,gewollte Schwangerschaft 
durch einen Abbruch beendet? Wel­
che Vorstell w,g von Frauen haben 
die Frauen w,d Männer, die glauben, 
mit dem Strafrecht das "werdende 
Leben" gegen den Willen einer Frau 
schützen zu können? 
Dabei weiß doch jede Wld jeder, daß 
das Leben nicht gegen die Frau, son­
dern nur mit der Frau geschützt wer­
den kann w,d daß zur Verhinderw,g 
von Schwangerschaftsabbrüchen 
Aufklärung und ein angstfreier 
Umgang mit Sexualität die wirksam­
sten Mittel sind. 
Was sollen diese fast pathologischen 
Überlegungen, wann "das Leben" 
beginnt, ob mit der Verschmelzung 
von Samen- w,d Eizelle, der Einni­
stung des Eies oder nach drei Mona­
ten? Wie kann man von diesen Fra­
gen Straftatbestände abhängig ma­
chen? 
Dazu fällt mir immer folgende Ge­
schichte ein: Zwei Kirchenmänner 
diskutieren darüber, wann das Leben 
beginnt, ob mit der Verschmelzung 
von Samen- und Eizelle oder, oder, 
oder. Sie kommen zu keinem über­
zeugenden Ergebnis. Da sehen sie die 
älteste Frau des Dorfes vorbeikom­
men. Sie ist über 80 Jahre alt w,d hat 
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zwölf Kinder geboren. Die Kirchen­
männer besc,hließen, dieser lebenser­
fahrenen Frau ihre schwierige Frage 
zu stellen: "Wann beginnt das Le­
ben?" Sie antwortet: "Wenn der Alte 
w,ter der Erde w,d die Kinder aus 
dem Haus sind." 
Diese Geschichte würde ich gerne 
den inquisitorisch fragenden Fanati­
kerinnen zu ihrer Frage erzählen. 
Was führt wohl zu diesem Fanatis­
mus? Ich vermute, daß dem Beharren 
auf der Strafandrohw,g bzw. Bestra­
fw,g eine tiefsitzende Frauen- und 
Sexualfeindlichkeit zugrunde liegt. 
Sexualität darf nur der '.l.eugw,g die­
nen (das ist ja auch der Grw,dgedan­
ke der Moral der katholischen Kir­
che). Wo kommen wir hin, wenn wir 
freie, lustvolle, folgenlose Sexualität 
(bei Frauen) dulden! Wenn schon Ge­
schlechtsverkehr, dann aber mit Fol­
gen! D. h. Schwangerschaft bzw. 
Angst vor einer w,gewollten Schwan­
gerschaft. Und wenn schon ein 
Schwangerschaftsabbruch nicht zu 
verhindern ist, dann soll er wenig­
stens erst nach einem demütigenden 
Hürdenlauf stattfinden! Und dann soll 
er wenigstens kompliziert, schmerz­
haft, belastend sein! -
Oder steckt bei den "Lebensschüt­
zern" vielleicht die unbewußte Angst 
hinter ihrem Fanatismus, daß ihre 
Mutter sie - wenn sie die Möglichkeit 
gehabt hätte - abgetrieben hätte? 

Wie dem auch sei: Auch wir Frauen 
wollen lustvoll w,d angstfrei w,sere 
Sexualität leben können. Wir wollen, 
wenn es ungewollt zu einer Schwan­
gerschaft gekommen ist, verantwort­
lich w,d selbstbestimmt mit dieser 
Situation umgehen. Wir wollen uns 
aus religiösen, ethischen oder a~ 
welchen Gründen auch immer, für 
eine Schwangerschaft oder für einen 
Abbruch entscheiden können. Wir 
wollen - wenn wir uns zu einem 
Abbruch der Schwangerschaft ent­
schließen - die medizinisch beste, 
schonendste Methode dafür haben. 
Es ist ein Unding, daß die Abbruch­
methode davon abhängt, in welchem 
Land oder Bw,desland man (frau) 
lebt. Ich bin einmal gespannt, wann 
die seit zwei Jahren in Frankreich 
eingesetzte Abbruchpille RU 486, die 
die Verantwonw,g für den Abbruch 
weitgehend von dem Arzt/der Ärztin 
auf die Frau verschiebt, den Frauen 
hierzulande zur Verfügw,g steht. Da 
werden sich sicher die selbsternann­
ten "Lebensschützer" noch viel ein­
fallen lassen, um das zu verhindern. 
In Memmingen und anderswo waren 
sie ja durchaus erfolgreich. Beinahe 
wäre es ihnen ja auch gelw,gen, durch 
das sogenannte "Beratungsgesetz" die 
Hürden noch höher zu setzen. Daß 
das gescheitert ist, lag sicher mit daran, 
daß die Regierung gefürchtet hat, dann 
eine Quittung bei den Wahlen zu 
erhalten. 
Ich halte es deshalb für dringend er­
forderlich, weiterhin öffentlich für 
das Recht auf selbstbestimmte Mut­
terschaft w,d gegen jede Strafandro­
hung gegen Frauen in Schwanger­
schaftskonflikten einzutreten. Gera­
de vor der bevorstehenden Bw,des­
tagswahl muß deutlich werden, daß 
die Frauen weiterhin ihr Selbstbe­
stimmw,gsrecht fordern w,d gegen 
jede Verschlechterw,g massiven Wi­
derstand leisten werden. Die Demon­
stration am 16. Juni 1990 in Bonn soll 
dazu dienen w,d kommt gerade zur 
rechten '.l.eit. 

• Prof. Dipl.-Ing. Monika Ganse­
fonh, MdB, ASF-Niedersachsen 
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Michael Wendl• 

DIE DGB-GEWERKSCHAFTEN V O R DER KRISE? 

1. Ausstieg aus ,,,,,,,,,,.,,,""·'·"' 

Der l:.e:::::::i::~il. 
kongreß Ende Mai markiert wla6Wie 
'.l.eitabschnitte für die gewerkschafts­
politische InteressenvertretWlg. Zum 
einen wird mit den Arbeitszeitkom­
promissen, die IG Metall w,d IG 
Medien nach zähen w,d von Streiks 
begleiteten Verhandlw,gen durchset­
zen konnten, bis 1996 die anvisierte 
35-Stunden-Woche erreicht werden. 
Teile der DGB-Gewerkschaften, an 
der Spitze IG Medien w,d IG Metall 
haben sich als handlw,gsfähig erwie­
sen. Andererseits häufen sich die 
Schattenseiten der Gewerkschaftspo­
litik zum gleichen '.l.eitpWlkt. Der 
Verkauf der Neuen Heimat Bayern 

J;:i#!t: 

' .. •: 

sc . · · · :,=. · · aus er emem-
wiiilliiilfifi'ök~nomisch nicht zwin­
genij{ifAiii wie vor könnten gemein­
wirtschaftliche Unternehmen in be­
stimmten Sektoren eines sozialstaat­
lich modifizierten Kapitalismus eine 
wichtige Rolle zugw,sten der abhän­
gig Beschäftigten spielen. Das Prin­
zip der Gemeinwirtschaftmußte nicht 
aus ökonomischen Gründen aufge­
geben werden. Die DGB-Gewerk­
schaften haben sich als politisch Wl­
fähig erwiesen, solche Unternehmen 
Wlter den Bedingw,gen einer verlang­
samten Akkumulation des Gesamtre­
produktionsprozesses zuführen. Auch 
die Abwicklw,g des erzww,genen 
Ausstiegs aus der Gemeinwirtschaft 
wurde von den politischen Gegnern 
der DGB-Gewerkschaften nicht nur 

.<·.<{:: "T%t> 

h'foif'initzufinanzierender Ballast 
empfw,den, wobei lediglich seine 
Rechtsschutzarbeit als sinnvoll ange­
sehen wird. Die schleichende politi­
sche Demontage des DGB als Dach­
verband wurde durch die lähmende 
Prozedur der Nominierw,g der Bw,­
desvorstandskandidaten in den vor­
hergehenden Monaten offengelegt. 
In der gleichen '.l.eit, in der die DGB­
Gewerkschaften die grundlegende 
Erneuerw,g der FDGB-Gewerkschaf­
ten w,d die Herstellw,g einer organi­
sationsintemen Willensbildung von 
unten nach oben forderten, verstän­
digte sich ein "Findw,gsausschuß" 
darauf, welche V orstandszusammen­
setzw,g den Delegierten des DGB­
BW1deskongresses zu präsentieren sei. 
Wenn auch w,willig und mit unge­
wöhnlich vielen Gegenstimmen bei 
der Wahl des Vorsitzenden Meyer 
w,d seines Stellvertreters Fink von 
den Sozialausschüssen der CDU hat 
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der Kongreß dies nachvollzogen. schaften (90% bei 8,6 Mio abhängig Währungs- und Wirtschaftsunion ctung die Gefahr gewachsen (ist), daß das jedoch akzeptiert, so verbleibt die den meisten Tarifverträgen erheblich 

Finks politische Arbeit der letzten Beschäftigten) steht nur auf dem setztdieDDR-Wirtschaftbewußtdem die V emichtung vorhandener Arbeits- DDR in der Situation eines Niedrig- übertroffen wird. Diese müßten aber 

Jahre, u.a. als Senator für Soziales Papier und wird sich sehr schnell nach Anpassungsschock an eine qualitativ plä!Ze in den Vordergrund und die Lohn-Landes mit arbeitsintensiver erst entsprechend durchgesetzt wer-

und Gesundheit in Westberlin, läßt unten bewegen. überlegene und erheblich produkti- Schaffung neuer Arbeitsplätze in den Produktion und niedriger Kapitalpro- den. Zweitens sind die Lohnersatz-

den Schluß zu, daß er sehr viel stärker Für die künftige gewerkschaftliche vere Volkswirtschaft aus. Hintergrund rückt. Die Kahlschlag- duktivität. Außerdem gehen von den leistungen in der BRD vom früheren 

als seine Vorgänger parteipolitisch Interessenvertretung ergeben sich Lediglich im Handwerk und im pri- sanierung der DDR-Wirtschaft wäre niedrigen Arbeits- und Sozialeinkorn- Arbeitseinkommen direkt abhängig. 

akzentuierte Positionen in die Politik verschiedene Handlungsebenen, auf vaten Dienstleistungsgewerbe sind mit unertragbaren sozialen Belastun- men nur W1zureichend konswntive Bei niedrigen Löhnen sinken die 

des DGB einbringen wird, eine Funk- denen sich die Probleme enorm zu- Existenzgründungen und neue Ar- gen verbunden". Ausgebend von Anstöße aus. Insofern ist es notwen- Lohnersatzleistungen oft unter das 

tion, die es für den DGB schwierig spitzen. Zum einen erfordert der beitsplätze zu erwarten. Auch der diesen Risiken fordert die IG Metall dig zu versuchen, möglichst schnell bedarfsorientierte Sozialhilfeniveau. 

macht, gegenüber der Bundesregie- Umbau der DDR-Wirtschaft und die öffentliche Sektor, der im Vergleich u.a. die "Konkretisierung von regio- das bundesdeutsche Lohn- und Ar- Die Übertragung bundesdeutschen 

rung insgesamt die Rolle der politi- Angleichung des Rechts- und Sozial- zur BRD einen um mehr als ein Drit- nalen Beschäftigungsfeldern" durch beitszeitniveau zu erreichen, auch Sozialrechts auf die DDR bedeutet 

sehen und sozialen Opposition zu systems an die bundesdeutsche Ar- tel höheren Anteil an der Gesamtbe- die "Defmition von regionalen Ent- wenn damit die mangelnde Konkur- bei deutlich niedrigeren Arbeitsein-

spielen. beits- und Sozialordnung eine Kon- schäftigung hat, wird durch einen wicklungszielen und die Erarbeitung renzfähigkeit bestimmter DDR-lndu- kommen ein Niveau der Sozialein-

zeption der gesellschaftspolitischen hohen Personalabbau gekennzeich- von regionalen Bedarfsanalysen", striesektoren schonungSlos offenge- kommen deutlich unter den westdeut-

2. Einstieg in die Währungs- und und makroökonomischen Regulie- net sein, zumal Volumen und Struk- also spezifische regionale Entwick- legt wird. sehen Sozialhilfesätzen. Auch basie-

Wirtschaftseinheit rung eines zunächst überwiegend tur der zukünftigen Staatseinnahmen, lungspläne und -programme.4 Diese Wenn sich die Gewerkschaften dar- ren Sozialpläne in der BRD in der 

1; naturwüchsig verlaufenden Um- also des Steueraufkommens, gegen- Forderungen stehen in merkwürdi- auf einlassen, auf Produkti vitätsrück- Regel auf einer erheblich günstigeren 
1 Mit der Wirtschafts- und Währungs- bruchsprozesses, der zu hoher Ar- wärtig kaum eingeschätzt werden gern Kontrast zu der Hoffnung auf stände mit einer Strategie der Lolm- Verteilungsmasse, als dies in der DDR 

union zum 1.7.1990 stellt sich für die beitslosigkeit und damit verschärfter können. Angesichts der zunächst den produktivitätsfördernden Druck zurückhaltung oder des Lohnverzichts bei Konkursen der Fall sein wird. Ist 

Gewerkschaften die äußerst schwie- Lohnkonkurrenz führen wird. In der niedrigen Arbeitseinkommen und der der Währungseinheit, der aus sich zu reagieren, werden die abhängig der Begriff der "sozialen" Marktwirt-

rige Aufgabe einer lnteressenvertre- jüngsten Zeit hat das Deutsche lnsti- überwiegend maroden Ertragslage der heraus den Rückstand der DDR- Beschäftigten bestehende Illusionen schaft für die BRD schon fehlpla-

tung in zwei Wirtschaftsregionen mit tut für Wirtschaftsforschung (DIW) Unternehmen und Betriebe muß von Wirtschaft schrittweise ohne größere über die "starken" westdeutschen ziert, so ist seine Verheißung für die 

deutlich unterschiedlichem Einkorn- darauf aufmerksam gemacht, daß die relativ niedrigen Staatseinnahmen Zerstörungen vermindern soll. Diese Gewerkschaften schnell verlieren. DDR nur als Verhöhnung der abhän-

mens- und Sozialniveau. Schonheu- Freigabe der Preisbildung zu erhebli- ausgegangen werden. unterschiedlichen Einschätzungen Auch für den öffentlichen Sektor kann gig Beschäftigten zu werten.' 

te kann davon ausgegangen werden, chen Kaufkraftverlusten der DDR- Die Artikel 26 und 29 des Staatsver- werden jedoch in der gewerkschafts- eine mit der prekären Haushaltssitua- In der Einkommenstarifpolitik wer-

daß sich die "alten" Mitgliedsgewerk- Haushalte führen wird.2 Eine Steige- trages veipflichten die DDR zu einer internen Diskussion kawn argumen- tion begründete Lohn- und Arbeits- den sich die Gewerkschaften damit 

schaften des FDGB "paßgenau" an rung des Realeinkommens unterstellt "nachhaltigen Absenkung der Perso- tativ in Beziehung zueinander gesetzt, zeitzurückhaltung nur dazu führen, auseinandersetzen müssen, daß die 

die jeweiligen Einzelgewerkschaften daher entsprechend höhere Steige- nalausgaben im öffentlichen Dienst" um eine breit angelegte Debatte über daß gerade die qualifizierten und Arbeitgeber betriebliche Regelungen 

des DGB anschließen werden und nmgsraten der nominalen Arbeits- und bei ''Tarifverträgen und sonsti- die notwendige wirtschaftspolitische mobilen Arbeitskräfte in ökonomisch entsprechend der ökonomischen Lage 

sich vorher entsprechend umorgani- und Sozialeinkommen. Von einem gen Regelungen" auf die Beachtung und soziale Gestaltung der DDR- günstiger gestellte Wirtschaftssekto- des Einzelbetriebs oder Unterneh-

siert oder neu gegründet haben. solchen Wohlfahrtsszenario wird der "Erfordernisse der Konsolidie- Ökonomie zu initiieren. ren abwandern. Hier ist daher zu- mens favorisieren und solche ihren 

Insgesamt kann davon ausgegangen innerhalb der DGB-Gewerkschaften rung des Haushalts". Daß angesichts Eine ähnliche Zurückhaltung gibt es nächst mit hohen Einkommensunter· Beschäftigten anbieten ·.1i,:.iten. So-

11 

werden, daß die westdeutsche Ge- trotz kritischer Stimmen offenbar dieser Perspektiven der DGB-Run- auf dem Feld der Tarifpolitik. Wäh- schieden, d.h. sehr niedrigen Nied- fern diese günstiger sind·ars.konkur-

werkschaftsstruktur der DDR flächen- ausgegangen. So erwartet auch das deskongreß sich in seiner deutsch- rend die IG Metall als inhaltliches rigstlöhnen für die gering qualifizier- rierende flächendeckende Tarifver-

deckend übergestreift werden wird, WS! des DGB Reallohnsteigerungen landpolitischen Entschließung "die Ziel derTarifpolitik für die DDR "die ten Staatsbeschäftigten und einer träge, werden sie von den betriebli-

wobei der künftige Einfluß des christ- in den nächsten Jahren. Beteiligung der Arbeitnehmerinnen schnelle materielle Angleichung der finanzpolitisch begründeten Ein- chen Interessenvertretungen auch 

11 
liehen Gewerkschaftsbundes, der in Dieser Optimismus basiert darauf, daß und Arbeitnehmer beider deutscher Entlohnungs- und Arbeitsbedingun- schränkung der Tarifautonomie zu weitgehend akzeptiert werden. 

der BRD nur eine marginale Rolle der Währungsunion "hohe produkti- Staaten am steigenden gesellschaftli- gen in der Metallwirtschaft der DDR rechnen. Wenn es den Gewerkschaften nicht 

spielt, ebensowenig vorhergesagt vitätssteigernde Effekte" zugemessen eben Wohlstand" vorstell4 kann nur auf das Niveau der Bundesrepublik" Es wäre über mittlere Frist ein großer gelingt, sehr rasch flächendeckende 

werden kann wie die Rolle ständi- werden, "die die DDR in die Lage mit Realitätsverdrängung und poli- sieh" sind DGB und die Bundesver- tarifpolitischer Erfolg, wenn sich die Tarifverträge mit - im Vergleich zu 

scher Organisationen, d.h. der Deut- versetzen sollen, etwaige Wettbe- tisch verordnetem Optimismus in einigung der Deutschen Arbeitgeber- DDR-Arbeitseinkommen auf zwi- der Situation am 1.7. -deutlich höhe-

! ~ 
sehen Angestellten Gewerkschaft werbsprobleme, die sich aus dem Sachen Einheit erklärt werden. Der verbände (BDA) in einer gcmeinsa- sehen 65 und 75 % der vergleichbaren ren Einkommen durchzusetzen, wird 

(DAG) und des Beamtenbundes, die aktuellen Produktivitäts- und Kosten- OOB fordert erneut eine "wirksame men Stellungnahme davon ausgegan- Löhne in der BRD einpendeln wür- sich die Alternative betrieblicher 
M sehr früh in der DDR an der Reakti- ni veau noch ergeben, relativ rasch zu Arbeitsmarktpolitik und eine Wirt- den. Auch dies bedeutet einen hohen Regelungen erheblich ausweiten und 
~ gen, daß sich das Lohnniveau wegen 
ffi 

i 1 

X vierung konfessioneller und ständi- überwinden"3. Diese Sichtweise ist schaftspolitik, mit der gezielt das der geringeren Produktivität zunächst Lohndruck auf die Arbeitsverhältnis- die Regelungskompetenz der Ge-

'1 ~ scher Vorurteile gearbeitet haben. Es nur möglich, wenn von der realen qualitative Wirtschaftswachstum noch deutlich unter dem bundesdeut- sein der BRD insgesamt, da auch hier werkschaften aushebeln. Das Be-
< 
X liegt nahe, daß sich in mittlerer Frist Verfassung der DDR-Produktions- gefördert wird",alsoeine wirtschafts- sehen Standard bewegen müsse und die Arbeitslosigkeit wieder zuneh- triebsverfassungsgesetz bietet auch 
~ 

i eine Anlehnung an die westdeutsche struktur abstrahiert wird. Die mit der politische Konzeption, die unter er- nur im Rahmen des Produktivitäts- men wird. die rechtliche Möglichkeit betriebli-

~ Struktur der Interessenvertretung BRD-Industrie nicht konkurrenzfä- heblich günstigeren außenwirtschaft- fortschritts entsprechend angehoben Irreführend ist das Gerede von der eher Vereinbarungen. Für den öffent-
~ 
5 ergeben wird, daß also die DGB- higen Industriesektoren der DDR liehen und politischenRahrnenbedin- werden könne.s Sozialunion aus mindestens zwei liehen Dienst wird dagegen mit tarif-
2 
w Gewerkschaften die bestimmende werden eine solche Modernisierungs- gungen in der BRD nie durchgesetzt Die Gewerkschaften befinden sich in Gründen. Zum einen bedeutet die vertraglichen Regelungen analog dem 
X 

1 Rolle in der Tarifpolitik und in der chance nicht erhalten, sondern relativ werden konnte. der Tat auf einem komplizierten Geltung des westdeutschen Arbeits- Modell der BRD zu rechnen sein, 

betrieblichen Interessenvertretung rasch vom Markt verdrängt werden, Gegenüber diesen unkritischen Hoff- Terrain, da höhere Löhne in der DDR rechts, sofern es Gesetzesrecht ist, wobei es dann unterschiedliche Lohn-

11 durch Betriebs- und Personalräte sofern die BRD-Industrie qualitativ nungen hat die IG Metall erkann4 daß die Wettbewerbsposition gegenüber einen relativ miesen Standard der gebiete bzw. Ortsklassen geben wird. 
~ 

·~ spielen werden. Der gegenwärtig hohe und preislich günstigere Produkte "mit der gegenwärtig erkennbaren der bundesdeutschen Wirtschaft noch allgemeinen Arbeitsbedingungen, da Wie das konkret aussehen wird, kann 

~ OrganisationsgradderDDR-Gewerk- anbieten kann. Der Vertrag über eine ordnungspolitischen Prioritätenbil- weiter verschlechtern können. Wird das Niveau des Gesetzesrechts von heute nicht gesagt werden. Eine ra-
X 

~ 
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sehe Anhebung auf das Einkommens­
niveau des westdeutschen öffentli­
chen Dienstes würde eine gerade im 
Gebiet der DDR nicht durchsetzbare 
"Privilegierung" der Staatsbeschäf­
tigten gegenüber anderen Werktäti­
gen bedeuten, zumal ein solches 
Einkommensniveau durch Transfers 
aus dem BRD-Haushalt subventio­
niert werden müßte. 

3. Das Ende der 
Einheitsgewerkschaft? 

Schon bei der Landnahme der DDR 
durch die einzelnen Gewerkschaften 
hatte es DGB-interne Auseinander­
setzwigen um die organisationspoli­
tischenZuständigkeitenzwischenden 
Gewerkschaf-
ten gegeben. 
Die Position 

schaftspolitischen Differenzen inner­
halb der DGB-Gewerkschaften deut­
lich zu Tage treten. In der Bundesre­
publik konnten die großen Struktur­
verschiebungen zwischen den Wirt­
schaftssektoren durch die Ausdeh­
nung der Dienstleistungsbereiche, 
insbesondere der Beschäftigung im 
öffentlichen Sektor (Ausbau des 
Sozialstaats), und durch sozialpoliti­
sche Maßnahmen bis Anfang der 
achtziger Jahre einigermaßen kom­
pensiert werden. Die hohe Arbeitslo­
sigkeit hat bis heute die Kerngruppen 
der leistungs- und politisch wider­
standsfähigen abhängig Beschäftig­
ten nur am Rande- z.B. bei der Stahl­
krise - berührt. Die empirischen Be­
funde der Arbeitsmarktforschung 

sprechen da­
für, daß in der 
BRD relativ 

der jeweiligen 
Gewerkschaf­
ten wird in 
erster Linie 
von ihren ta­
rifpolitischen 
Handlungs­
möglichkeite­
nabhängen. 
Dort wo diese 
objektiv oder 
subjektiv be­
schränkt sind 

Die politischen 
Differenzen zwischen 
den einzelnen 
DGB-Gewerkschaften 
werden sich v.a. 
dadurch vergrößern, 
daß IG Medien, 

große Aus­
tauschprozes­
se zwischen 
Beschäftigten 
und Unbe­
schäftigten 
stattfinden, 
d.h. daß über 
längere Zeit­
räume die ge­
ring qualifi­
zierten und 
nicht voll lei­
stungsfähigen 
Arbeitnehmer 
als Langzeit­
arbeitslose 

objektiv 
durch die 
ökonomi­
schen Rah­
menbedin­
gungen, sub­
jektiv durch 

IG Metall, HBV und 
andere die 
gesellschaftspolitischen 
Herausforderungen des 
radikalen Umbruchs 
der DDR-Wirtschaft 
aufnehmen und sich 
darüber weiter 
politisieren. ausgegrenzt 

werden.7 Die 
zu erwartende 
Massenar­die Konflikt -

unfähigkeit - wird Solidarität 
zwischen den verschiedenen Grup­
pen der Beschäftigten bzw. Nicht­
mehrbeschäftigten kaum herstellbar 
sein. Die gewerkschaftliche Interes­
senvertrehmg wird sich daher- wie in 
der BRD· auf die Beschäftigten kon­
zentrieren. 
Da die ökonomischen und sozialen 
Unterschiede zwischen den verschie­
denen Wirtschaftssektoren und Re­
gionen in der DDR rasch anschwel­
len werden, werden auch die gesell-

beitslosigkeit in der DDR wird dage-
gen erheblich weiter in die Substanz 
des Gesamtarbeitskörpers gehen. Ins­
besondere die hohe Frauenerwerbs­
quote wird massiv bedroht sein.8 

Es werden daher an die Gewerkschaf­
ten rasch sehr viel weiter gehende 
Forderungen und Erwartungen ge­
richtet werden. Nur mit wnfassenden 
industrie- und wirtschaftspolitischen 
Konzepten und entsprechenden ge­
sellschaftspolitischen Strategien 
können die Gewerkschaften diesen 

Herausforderungen gerecht werden. 
Nur: Die meisten bundesdeutschen 
Gewerkschaften sind unter günstige­
ren Rahmenbedingungen noch nicht 
einmal ihren tarifpolitischen Aufga­
ben nachgekommen, was insbeson­
dere für die Gewerkschaften des öf­
fentlichen Dienstes gilt. Die politi­
schen Differenzen zwischen den ein­
zelnen DGB-Gewerkschaften werden 
sich v .a. dadurch vergrößern, daß IG 
Medien, IG Metall, HBV und andere 
die gesellschaftspolitischen Heraus­
forderungen des radikalen Umbruchs 
der DDR-Wirtschaft aufnehmen und 
sich darüber weiter politisieren. 
Die DGB-Gewerkschaften, die dies 
nicht tun, müssen weitergehende ta­
rif- und gewerkschaftspolitische 
Vorstellungen abblocken und sich auf 
das "Machbare" beschränken. Ein 
organisatorisch und politisch schwa­
cher DGB wird diese Gegensätze nicht 
weiter moderieren oder überdecken 
können. Eine eher pragmatisch orien­
tierte Gewerkschaftspolitik wird je­
doch versuchen, die auf alternative 
industrie- und wirtschaftspolitische 
Strategien zielenden Tendenzen in­
nerhalb der Gewerkschaften politisch 
zu diskriminieren. Dies wird mit der 
versuchten Ausgrenzung der PDS aus 
dem neuen Gewerkschaftszentrum 
beginnen. Das bedeutet nicht nur den 
bewußten Abschied vom Prinzip der 
Einheitsgewerkschaft, sondern auch 
die tiefgehende politische Krise der 
deutschen Gewerkschaften. 

" Michael Wend! ist Gewedschaftssekretlr bei 
der ÖTV-Bayern. 

1 H. J. Schulz, Die Ausp!Oodenmg der Neuen 
Heimat, FrankfW1/M. 1987 

2 siehe DIW-Wochenberichl 21/90, S. 294 
3 H.KQchle,IG. MOlla",Wlhrungsunionzwischen 

Bundesrepublik und DDR. in: WSI-Mitteih.n­
gen 5/90, S. 259 

4 JG Metall Vorstand, Die soziale Einheit gestal­
ten. Memorandum der JG Metall zur sozialen 
Ausgestalrung des Prozesses der Einigung der 
beiden. deutschen Staaten, Frankfurl/M. 1990 

5 Handelsblatt v. 12.3.1990 
6 Daß manche westdeutsche Gewerkschafter ge­

genQber der DDR diesen Begriff enuthafl ver­
wenden, llßt auf eine Verwechselung von 
Marketing mit Interessenvertretung schlie.ßen. 

7 W.Adamy/G. Bosch,Arbeitsmarkt, in: M. K.itt­
ner (Hrsg.), Gewerkschaftsjahrbuch 1990, Koln 
1990, s. 2.80 ff. 

8 Ch. Ochs, Frauen in der DDR, in: WSI-Miuei· 
Jungen 5/90, S. 303 
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Gabi Behler• 

F R A u E N 
ZUR NORDRHEIN-WESTFÄLISCHEN 
LANDTAGSWAHL 

Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik hat ein sozialdemo­
kratischer Landesverband zum drit · 
ten Mal hintereinander eine absolute 
Mehrheit in einem Landtag erreicht: 
Die Freude war groß in Düsseldorf 
am 13. Mai 1990, aber der Jubel hielt 
sich in Grenzen, er wirkte strecken­
weise etwas müde. 
Immerhin: Nur ein Listenplatz wurde 
in Anspruch genommen (und dies 
nur wegen der Überhangmandate der 
anderen Parteien), 121 Wahlkreise 
wurden direkt geholt, die sog. Repu­
blikaner wurden mit 1,8% deutlich 
abgeschlagen, die CDU gewann prak­
tisch nichts, die FDP verlor, die 
Grünen kamen mit 5% gerade 'rein. 
Das Wahlverhalten hat sich gegenü­
ber der Wahl von 1985 kaum verän­
dert - also: Alles weiter wie bisher? 
"You shoud'nt change winning 
teams ", wie Johannes Rau formulier­
te? 
In den Wochen vor dem 13. Mai 
klagten fast alle Aktiven über einen 
müden Wahlkampf. Verhaltene Kri­
tik an der sehr W1terschiedlichen 
organisatorischen Kraft, wie es vor­
nehm hieß, wurde hinter vorgehalte­
ner Hand formuliert. Die dümmliche 
CDU-Parole vom gehenden Sozialis­
mus prallte nicht nur am persönli­
chen Renommee Johannes Raus ab. 
Wählerinnen konnten hier auch wenig 
von nordrhein-westfälischer Realität 
entdecken, und die große Deutsch­
landeuphorie war längst von der Sorge 
um die eigene Zukunft und der Angst 
vor den finanziellen Konsequenzen 
einer Staatsgründung von oben über­
lagert. Trotzdem: Das Wahlergebnis 
enthält einige Alarmsignale für die 
eigene Partei. 
· Die SPD verzeichnete erhebliche 

Verluste in ihren traditionellen 
Wahlbezirken, vor allem im Rhein­
Ruhr-Gebiet. Dies hat sicher mit 
der geringeren Wahlbeteiligung zu 
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tun. Eine breite Mobilisienmg der 
Stammwählerschaft blieb aus. Jn. 
fas führt dies darauf zurück, daß der 
nordrhein-westfälische Wahlkampf 
nicht sehr aggressiv gewesen sei, 
daß er statt harter Abgrenzung von 
der Bundesregierung die Landes­
themen in den Vordergrund gestellt 
habe. Die Frage ist, ob diese Analy­
se nicht zu oberflächlich bleibt. 

. Die SPD hat im Vergleich zu frühe­
ren Wahlen bei jungen Wählerin­
nen und Wählern deutlich verloren. 
Die „partizipatorische Revolution" 
der vergangenen 15 Jahre hat hier 
zu höheren J\nsprüchen an den10-
kratische Beteiligung geführt, be­
günstigt gerade in diesen Wähler­
gruppen andere Aktionsformen und 
führt eher zu einer Distanz gegen­
über traditionellen Organisationen, 
wie sie sicherlich - jedenfalls in 
weiten Bereichen - auch die SPD 
darstellt. 

. Die Republikaner sind nicht in den 
Landtag eingezogen. Dieses erfreu­
liche Ergebnis verdeckt aber deut­
liche Stimmenerfolge gerade auch 
in traditionellen Hochburgen - wie 
in Köln, Gelsenkirchen und Duis­
burg. Ihr Stimmenpotential ist längst 
nicht verschwunden. Sicherlich ließ 
das nationale Getümmel bei ande­
ren Parteien sie streckenweise über­
flüssig erscheinen und damit auch 
ihren Stimmenanteil sinken. Sie 
haben aber in den Ballungsgebie­
ten weiterhin ihre Klientel, die 
zumindest teilweise aus den Ver­
lierern der Modernisierungswelle 
des letzten Jahrzehnts bestehen 
dürfte. Deren Unzufriedenheit und 
soziale Verunsicherung schaffen ein 
rechtes Stimmenpotential, das sich 
auch aus traditionellen SPD-Wäh-

N D FREI ? 
• 

lern rekrutiert. Sie quasi rechts lie­
gen zu lassen, wäre eine verhäng­
nisvolle Option für die Zukunft. 

- In den katholischen Hochburgen 
konnte die SPD überraschend Stim­
mengewinne verzeichnen. Unser 
Wählerreservoir steigt hier konti­
nuierlich und langfristig an. Dies 
hat sicherlich auch mit dem At,. 
schleifen traditioneller Hochburgen 
der großen Parteien zu tun. Aber 
zumindest auffällig ist 1990, daß in 
etlichen dieser aussichtslosen 
Wahlbezirke jüngere Frauen nomi­
niert wurden, die ein anderes Image 
verkörperten und mit phantasievol­
len Wahlkämpfen Zielgruppen er­
reichen konnten, die im Ruhrgebiet 
verloren zu gehen drohen. Sie konn­
ten offenbar Wähler und.~n­
nen ansprechen, die frühed!lr uns 
nicht ansprechbar waren. 

- Der geringe Stimmenzuwachs der 
Grünen verhalf ihnen zum Sprung 
in den Landtag. Damit wir das Vier­
Parteien-System in der Bundesre­
publik (füreinigeüberraschend) sta­
bilisiert. Die weitgehend den Grü­
nen zugeschriebenen Themen 
Umwelt, Gleichstellung der Ge­
schlechter und Frieden/ Abrüstung 
werden somit auch in Nordrhein­
Westfalen eine neue Dynamik er­
halten. 

Konsequenzen: 
- Wir werden gegen das nationale 

türnelneigenständigeDeutschland­
politik als Friedens- und Abrü­
stungspolitik weiterentwickeln und 
darstellen müssen. Die unterschied­
lichen Akzente bei den Bonner Ver­
lautbarungen der letzten Monate 
haben zu Verwirrung und Orientie­
rungslosigkeit (streckenweise je-
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denfalls) geführt. Die Forderung 
der Länder, auch Nordrhein-West­
falens, nach "Beteiligung" am Ei­
nigungsprozeß" reicht hier nicht aus 
und ersetzt kein eigenes Konzept. 

- Organisatorisch und inhaltlich 
müssen wir das "Hinwegmogeln 
über eigene Schwächen" beenden. 
Mit traditionellen Großveranstal­
tungen erreichen wir kaum noch 
jemanden, und der Kandidat, der in 
derx-ten Talkshow mitzuteilen hat, 
daß er bitteschön gewählt werden 
möge, wird höchstens noch auf 
diejenigen überzeugend wirken, die 
eh schon von ihm überzeugt sind. 

- Deshalb müssen wir als Partei the­
menorientierter arbeiten als bisher. 
Dies gilt nicht nur für Wahlkampf­
zeilen. Insbesondere die Zukunfts­
themen müssen dabei im Vorder­
grund stehen. Es reicht nicht, in der 
Umweltpolitik die besten Kompro­
misse vorweisen zu können, Wld es 
reicht auch nicht aus, in der Gleich­
stellungspolitik eine Staatssekretä­
rin den guten Willen, aber wenig 
Kompetenzen demonstrieren zu 
lassen. Wenn ihre Arbeit dann auch 
noch durch die Äußerungen des 
Fraktionsvorstandes desavouiert 
wird, braucht man sich über Glaub­
würdigkeit keine großen Gedanken 
mehr zu machen. 

- Deshalb: Wir müssen in der Partei, 
aber auch in den Kommunen (!), 
partizipations- und projektorientier­
ter arbeiten. Die Forderung ist alt, 
aber wenn wir ihre Umsetzung jetzt 
verschlafen wird das wahr, was -
laut Spiegel - Johannes Rau schon 
angekündigt hat: Nach ihm kommt 
nichts mehr. 

- Das traditionelle Bild von Funktio­
nären unserer Partei wird dominiert 
von auch äußerlich wenig unter­
scheidbaren Männern um die 50 in 
grauen Anzügen. Bei all ihren 
Verdiensten: Eine SPD, die frauen­
undjugendfrei wirkt, wie man es in 
manchen Wahlbezirken annehmen 
könnte, verliert ihre Mehrheitsfä­
higkeit. Die Frauenquote in der 
SPD-Landtagsfraktion ist mit 
17 ,2% die niedrigste aller Parteien. 
Und deshalb wünsche ich mir, daß 

wir den Teil des Volksparteikon­
zepts endlich ernst nehmen, der es 
unterschiedlichen Gruppen der 
Bevölkerung ermöglicht, sich in 
unserer Partei wiederzufinden. Man 
käme auf diese Weise auch äußer­
lich weg von den monolithischen 
Strukturen, die letztendlich nur 
lähmend wirken. Mal sehen, was 
die Landesliste zur Bundestagswahl 
hier an Signalen aussenden wird. 

- Der Zusammenbruch des sog. real­
existierenden Sozialismus schafft -
davon bin ich überzeugt - Freiheit 
für die Entwicklung von Utopien, 
fordert dazu regelrecht heraus. Nur 
mit neuer Utopiefähigkeit werden 
wir überleben. 

• Gabi Behler gehört dem Landes­
vorstand der nordrhein-westfäli­
schen SPD an. 

Kritik des Gesundheitswesens 

Der ganze Mensch 
und die Medizin 

Die Medizin-Reihe des Argument­
Verlags wird als »wichtiges Forum 
der kritischen und oppositionellen 
Bewegung im Gesundheitswesen« 
gewürdigt. Der neue Band setzt 
sich kritisch mit verschiedenen, in 
sich sehr heterogenen Strömun­
gen auseinander, die sich, bei aller 
Widersprüchlichkeit, unter dem 
Begriff »Ganzheitliche Medizin« 
zusammenfassen lassen. Trotz 
der teilweise gravierenden Unter­
schiede ist dieser Richtung doch 
ein distanziertes Verhältnis zur na­
turwissenschaftlich orienterten 
Schulmedizin und ein mehr oder 
minder kritisches Verhältnis zur 
gegenwärtigen Gesundheitspolitik 
eigen. 

Die „ganzheitlich« ausgerichte­
ten Medizinrichtungen verstehen 
sich in der Regel nicht als gesell-

schaftswissenschaftlich begrün­
det, vielmehr formulieren sie - oft 
von den Naturwissenschaften her­
kommend - ein umfassendes, al­
le Aspekte des menschlichen Da­
seins berührendes Theoriegebäu­
de. 

Einige Autoren des Bandes füh­
ren die Auseinandersetzung gera­
de unter gesellschaftstheoreti­
schen Aspekten und versuchen 
auf diese Weise, den oszillieren­
den Begriff »Ganzheitsmedizin« 
einzuordnen. 

Die erkenntnistheoretischen Er­
gebnisse des chilenischen Neuro­
biologen Maturana werden - stell­
vertretend für andere Entwürfe 
dieser Art - eingehend unter­
sucht. 

Eine weitere Diskussionsebene 
dieses Bandes ist die augenblickli­
che »Praxis der Medizin«. Plakativ 
gefragt: Was bedeutet es konkret, 
nicht mehr die Krankheit, sondern 
das Kranksein zu behandeln? Da­
bei rücken besonders das Arzt-Pa­
tient-Verhältnis und die Frage 
nach dem Stellenwert allgemein­
medizinischer Erkenntnis in den 
Vordergrund. 

Aus dem Inhalt: F. Hartmann, 
Was kann ganzheitliche Medizin 
sein? - J.-U. Niehoff und R.-R. 
Schrader, Ganzheitliche Medizin 
- Perspektive oder Irrweg? - T. 
Brocherund C. Sies, Maturana und 
Psychologie - B. Guthke und E. 
Göbel, Gesundheit - ein Stiefkind 
der Arbeitskultur. 
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Heide Pfarr• •• 

ROT-GRUN - WAS DENN S O N<S T ? • 

Es ist schon eigenartig. Da übertrifft 
die Berliner Senatskoalition gerade 
den "Haltbarkeitsrekord" des rot­
grünen Bündnisses in Hessen, da 
wurde in München eine Stadtregie­
rung mit den gleichen Farben gebil­
det, und in Niedersachsen schickt man 
sich an. dem Berliner Beispiel zu 
folgen - ausgerechnet in Berlin aber 
soll nun alles nach einem guten Jahr 
aus sein. Ein Teil der Alternativen 
Liste will jetzt den Ausstieg aus der 
Koalition. Sie seien es leid, sich "10 
bis 12 Stunden mit dem Kollegen 
Sachzwang um die Koalitionsachse" 
zu drehen, die AL müsse "nicht mehr 
Kröten, sondern Elefanten" schluk­
ken, so Birgit Arkenstette und Wolf­
gang Guckelberger in den letzten 
"Stachligen Argumenten", der Zeit­
schrift der AL. 
Offensichtlich war ein Jahr genug, 
sind die Ergebnisse zu dünn, wurden 
zu viele Hoffnungen enttäuscht. Mißt 
man die Erfolge der Koalition an den 
großen Verheißungen zu Beginn, so 
ist in der Tat vieles nicht eingelöst 
worden. Die "Jahrhundert-Chance" -
von der Ströbele einst sprach - ist 
nicht wahrgenommen worden, auch 
ist Berlin (West) noch lange nicht die 
"Modellstadt für menschliche, sozia­
le Lösungen der bestehenden Proble­
me", von der Walter Momper 
schwärmte. Die systemverändemden 
Reformen sind ausgeblieben. Sie 
mußten ausbleiben, denn mit der 
Bildung einer rot-grünen Senatskoa­
lition sind noch lange nicht die ge­
sellschaftlichen Kräfte neu erweckt 
worden, die zur Durchsetzung großer 
Reformwerke nun einmal notwendig 
sind. Es scheint, daß die Koalition 
ihrem eigenen Ruf aufgesessen ist. 
Zu lange wurde sie von den Konser­
vativen zu einem Bürgerschreck stili­
siert, als daß sie nicht in Gefahr 
kommen mußte, selbst daran zu glau­
ben. Der Kater folgte auf dem Fuße. 
In der gegenwärtigen Debatte über 
Fortsetzung oder Bruch der Senats-
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koalition müssen die Erfolge des 
ersten Jahres benannt werden: Es gibt 
den Einstieg in eine neue Verkehrs­
politik, ausbaufähige Ansätze für eine 
neue Frauenpolitik, wichtige Ent­
scheidungen im Umweltschutz. die 
Durchlüftung des Verfassungsschut­
zes, bedeutende Umstrukturierungen 
im Justizbereich und vieles andere 
mehr. Nirgendwo sind die Erfolge 
akribischer aufgelistet worden als in 
dem 64 Seiten starken Rechenschafts­
bericht der AL-Fraktion und ihrer 
Senatsmitglieder. Alle drei Senato­
rinnen kamen in ihrem Schlußresü­
mee zu eindeutig positiven Ergebnis­
sen. Auf Grundlage dieser Rechen­
schaftsberichte hatte sich die AL-

. Mitgliedervollversanunlung noch am 
18. Februar mit überwältigender 
Mehrheit für die Fortsetzung der 
Koalition ausgesprochen. 
All das soll jetzt nicht mehr wahr 
sein. Der Kita-Streik, die geplante 
Ansiedlung von Mercedes-Benz am 
Potsdamer Platz und der deutsch­
deutsche Einigungsprozeß haben 
offenbar alles verändert. Dabei hat 
jeder dieser Konflikte seine eigene 
Geschichte; zugleich zeigte ein jeder 
aber auch allgemeine Defizite der 
Koalition und der sie tragenden Par­
teien auf. 
Der Kita-Streik mußte an die Sub­
stanz gehen, streikten doch Erziehe­
rinnen und Erzieher, die sich das rot­
grüne Bündnis herbeigesehnt hatten 
und so viel Hoffnung in die neue 
Politik setzten. Niemand in den bei-
den Parteien konnte dies ungerührt 

aufeinandergeprallt und wurden 
Wunden gerissen, die nur sehr schwer 
verheilen. Der Senat und die Partei 
müssen neu lernen, daß es auch unter 
sozialdemokratisch geführten Regie­
rungen Konflikte mit Gewerkschaf­
ten geben kann, die es -wenn notwen­
dig - auch auszuhalten gilt. War dies 
schon für die SPD nur schwer zu 
akzeptieren, so galt das erst recht für 
die AL. Ihre "vorbehaltlose Unter­
stützung" des Kita-Streiks beraubte 
sie ihrer eigenständigen Rolle. Der 
Neuköllner AL-Jugendstadtrat Mi­
chael Wendt beschrieb das so: "Da 
eigenständige Handlungsfähigkeit 
sich nur über Eigenständigkeit ge­
winnen läßt, kann die AL, si<;h in 
ihrem V erhalten weder v~,.,SPD 
noch von der anderen Ko~i, 
in diesem Fall den Streikenilen und 
ihren Gewerkschaften, abhängig 
machen lassen. Wenn die AL schlicht 
und einfach beschließt, Forderungen 
in vollem Umfang zu unterstützen, 
dann reicht es aus SPD-Sicht natür­
lich, sich mit den Gewerkschaften 
auseinanderzusetzen, die AL stellt 
dann eigentlich ja nichts dar." 
Ganz ähnlich die Auseinandersetzung 
um die Ansiedlung von Mercedes­
Benz am Potsdamer Platz. In ihrer 
vorbehaltlosen "Betroffenen-Politik" 
hat sich die AL bis heute nicht ent­
scheiden können, ob sie nun denen 
folgt, die Mercedes-Benz überhaupt 
nicht in der neuen Mitte haben wol­
len, oder ob sie sich auf die Seite 
derer stellt, die eine derartige Ansied­
lung unter Akzeptierung der Ergeb­
nisse eines städtebaulichen Wettbe­
werbs befürworten. Bislang hüllte 
man sich in Formelkompromisse. 
Dabei häue der Konflikt um die Pla-
mmo ~m Pnt~rfomPrPIM7 ,;,,J..,. R.,;..,.n;.,1 



1~ 
1111 

1:.:. 
11 
11 

IIOMMEIITAl\ 

dafür herhalten können, wie eine de­
mokratische Öffentlichkeit Einfluß 
ausüben kann. Haben doch erst die 
mobilisierten Städteplaner und AI­
chitekten dem Senat die V erlänge­
rung der Fristen und den städtebauli­
chen Wettbewerb abgetrotzt. 
Natürlich hat auch die SPD ihre Pro­
bleme mit der Formulierung einer 
eigenständigen Position. Nach acht 
Jahren Opposition war sie zu Recht 
stolz auf die wiedererrungene Regie­
rungsmacht. Dabei vergaß sie aber 
schnell, daß es nicht reicht, lediglich 
Momperund dem Senat wohlgefällig 
beim Regieren zuzusehen. sondern 
daß es gilt, auch eigenständige Posi­
tionen zu formulieren und sie in der 
Öffentlichkeit durchzusetzen. War 

eine gewisse Unzufriedenheit schon 
während des Kita-Streiks zu bemer­
ken, so konnte in der Deutschlandpo­
litik dieses Problem nicht mehr über­
sehen werden. Die von Bonn vorge­
gebene Geschwindigkeit des Verei­
nigungsprozesses gibt der Exekutive 
einen solch erdrückenden Vorsprung, 
daß Fraktion und Partei endgültig den 
Anschluß zu verlieren drohen. Des­
halb mußte an dieser Stelle der Kon­
flikt in der Berliner Sozialdemokratie 
aufbrechen. Die jetzt beginnende 
Diskussion wird mit Sicherheit zu 
einer Neubestimmung der Rollen von 
Partei, Fraktion und Senat führen. 

Ein Anfang ist jedenfalls gemacht. 
Auch die Alternative Liste hätte eine 
Diskussion über ihre Strukturenbit­
ter nötig. Sind doch die Zeiten end­
gültig vorbei, als sie noch jede Be­
troffeneninitiative vorbehaltlos unter­
stützen konnte, als AL-W ahlprogram­
me in Buchform lediglich eine Aufli­
stung fast aller bekannten progressi­
ven Forderungen darstellten. Die Mit­
gliedervollversarnntlungen erlauben 
sich immer noch den Luxus. mit 
durchschnittlich 300 Anwesenden 
von den Mandatsträgern ultimativ die 
Durchsetzung von Koalitionsverein­
barungen einzufordern, formelhaft 
mit dem Ausstieg zu drohen und 
ansonsten die Hände in den Schoß zu 
legen. 

Der nun von einigen propagierte 
Ausstieg ist nichts als die Flucht vor 
dieser längst überfälligen Reformde­
batte. Mit dem Zauberwort "Tolerie­
rung" glauben sie, zwei sich wider­
sprechenden Grundsätzen treu blei­
ben zu können. Sie wollen weiterhin 
"Betroffenenpolitik" für jeden und 
alle betreiben und zugleich nicht die 
Verantwortung für das Scheitern einer 
linken Regierungspolitik überneh­
men. Die Berliner SPD hat aber be­
reits während der Koalitionsverhand­
lungen klargemacht, daß sie nicht so 
töricht ist, sich auf das Vabanque­
spiel wechselnder Mehrheiten einzu-

lassen. Dabei wird es bleiben. 
Die enormen Herausforderungen im 
Zusammenhang mit der Vereinigung 
Berlins könnten von beiden Parteien 
als Chance genutzt werden, wieder 
gestaltend einzugreifen. Keine Stadt­
regierung kann dies alleine schaffen. 
Dazu bedarf es eines gesellschaftli­
chen Konsenses, den nur Parteien 
herstellen können. Es geht um nicht 
weniger als um die Fortschreibung 
der KoalitionsvereinbarW1gen, um 
Prioritätensetzungen im sozialen 
Bereich, um die Gestaltung einer 
neuen demokratischen Verfassung 
und um die Rahmensetzung für das 
Zusammenwachsen zweier bisher 
getrennter VerwaltW1gen. Nur wenn 
diese Herausforderungen auch auf­
gegriffen werden, kann ein Zusam­
menwuchern verhindert werden. 
können sich die Bürgerinnen und 
Bürger hier wie dort in den Vereini­
gungsprozeß einschalten und sich mit 
ihm identifizieren. Gegenwärtig fwi­
gieren sie lediglich als Zuschauer. 
Zuschauer, die angesichts der über­
stürzten Einigung zu Recht immer 
mürrischer werden. 
Sowohl in der Alternativen Liste als 
auch in der Berliner SPD gibt es die 
Bereitschaft, diese Aufgaben anzu­
packen. Die Mitgliedervollversamm­
lung der AL hat am 24. März fünf 
Arbeitsgruppen eingerichtet, die 
Positionen zu diesen Fragen ausar­
beiten sollen. Der Landesvorstand der 
SPD hat am 14. Mai Kommissionen 
beauftragt, die Aibeitsaufträge des 
Landesparteitages zu erfüllen. Es wird 
Zeit, daß jetzt die verschiedenen 
Gremien gemeinsam an die Aibeit 
gehen. Nur die diese Koalition tra­
genden Parteien können ein geregel­
tes Zusammenwachsen organisieren. 
Und nur die gegenwärtige rot-grüne 
Konstellation hat auch nach Gesamt­
berliner Wahlen die Aussicht auf eine 
stabile Mehrheit. So gilt auch in 
Zukunft: Rot-grün - was denn sonst? 

• Prof. Dr. Heide Pfarr ist Senatorin 
für Bundesangelegenheiten in 
Berlin (West). 

Florence Guesnet' 

Jungsozialist! nnen: 

N E U E 
Z E I T E N 
BRECHEN AN 

Der Bundeskongreß der Jungso­
zialistinnen fand vom 27. bis 29. 
April 1990 in München statt: der 
Kongreßort als Referenz vor den 
Genossinnen, die vor zwanzig 
Jahren hier die Linkswende der 
Jusos und deren Rolle als sozialisti­
sche Richtungsorganisation in der 
SPD festschrieben. 
Keinen historischen Abriß der letz­
ten zwanzig Jahre, sondern eine 
Darstellung der aktuellen Debat­
ten, Positionen und Konstellatio­
nen, wie sie sich auf dem Kongreß 
herauskristallisierten, nimmt Flo­
rence Guesnet in ihrem Kommen· 
tar vor. 
Abgesehen von dem deutschlandpo­
litischen Debakel -dazu später-ist es 
den Jusos auf ihrem Kongreß gelun­
gen, in wesentlichen Politikfeldern . 
zu gemein-samen bzw. breit getrage­
nenPositionsbestimmW1gen zu kom­
men. 
Das Aibeitsprograrnm, im Vorfeld 
von einer fraktionsübergreifenden 
Aibeitsgruppe erarbeitet, wurde ein­
stimmig beschlossen. Es gruppiert 
sich um Projekte mit fachbezogenen 
Bwideskommissionen und weitere 
Arbeitsvorhaben des Verbandes. 
Zentrale inhaltliche Bereiche sind 
Internationales und Europa, ökologi­
scher und sozialer Umbau, die Frau­
enpolitik, Jugend und Bildung (unter 
Einbeziehung der antifaschistischen 
Aibeit), Demokratische Rechte und 
Organisationspolitik. Zusätzlich bil­
det der Bundestagswahlkampf einen 
Schwerpunkt, wobei die inhaltliche 
Zuspitzung eine sehr umfassende ist: 
die Auseinandersetzung um die Fort­
schritt-90-Knn7pntinn ,for P-:irt<>i 

Ans chi ießend an eine zähe Debatte 
zu Fortschritt '90 wurde einhellig ein 
Antrag beschlossen, der v .a. in der 
Sozialpolitik wesentliche Nachbes­
serungen forden ( u.a. soziale Min­
destsicherung), mehr staatliche Steu­
erung und Regulierung für den öko­
logischen Umbau beansprucht und 
die Demokratisierung der Wirtschaft 
wieder auf die Tagesordnung setzt. 
Die Öko-Steuer wird von den Jusos 
nicht abgelehnt, sondern als ein In­
strument für den ökologischen Um­
bau angesehen - aber nicht als allein­
seligmachendes. 

Im Bereich Antifaschismus war es 
erstmals seit vielen Jahren möglich, 
fraktionsübergreifend ein gemeinsa­
mes strategisches Herangehen zu 
diskutieren und zu beschließen. Dabei 
gelang es, die neueren Konzepte in 
der Jugend- und Sozialarbeit (Heit­
meyer u.a.) mit traditionellen und 
radikalen aktionsorientierten Ansät­
zen zusarnntenzuführen. 

Inhaltliches Highlight des Kongres-

!! ·e 

su j 

träge, die die wachsend hohe Sach­
kompetenz der Genossinneo)n die­
sem Bereich unterstrichen. P JW( mmd 
zur Fortschritt '90-Debatte biiischlos­
sen die Jusos umfassende Ref~rmpo­
sitionen zum frauenpolitischen 
Umbau des Sozialstaates. Einhellige 
Zustimmung fanden auch die Posi­
tionen zum § 218 inklusive Unter­
stützung der Demonstration am 16.6. 
und die frauenpolitischen Forderun­
gen für den Bundestagswahlkampf. 
Ein umfassender Vorschlag zu einem 
Anti-Diskriminierungsgesetz lag aus 
dem Landesverband Bayern vor. Mit 
den Forderungen zu einer Anti-Dis­
kriminierungs-Generalklausel, zur 
Frauenerwerbstätigkeit und zur 
Gleichstellung in der Familie, zum § 
218 und dem Verbandsklagerecht 
haben die Jusos - auch für die Partei­
diskussion - wegweisende Positio­
nen beschlossen. 

Weniger wegweisend und sachkom­
petent verlief dann die deutschland­
politische Diskussion. Versuche im 
Vorfeld des Kongresses, einen ge-

oi 
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zur Deutschlandpolitik zu formulie- für sozialistische Politik zu kämp-
ren, waren fehlgeschlagen. Das lag fen, auch wenn es hierbei nicht zu 
einerseits an divergierenden takti- inhaltlichen Glanzleistungen und 
sehen Überlegungen der verschiede- Sternstunden kam. Aber wer bringt 
nen Strömungen, andererseits - und die in der Linken in der aktuellen 
das erscheint mir wesentlich - an dem Situation überhaupt noch? 
insgesamten Unvermögen der deut- Die ausgebaute Stimmenmehrheit 
sehen Linken, die Geschichte und für Susi Möbbeck als Bundesvor-
Realitäten des "realen Sozialismus sitzende bestätigt die prägende 
zu verdauen und dann auch noch Rolle der marxistischen Strömung 
reformpolitische Vorschläge zum im Gesamtverband. 
Thema Deutschland zu entwickeln. Es ist den Fraktionen gemeinsam 
Ob die Verabschiedung eines ent- gelungen, den Vorstoß einiger we-
sprechend unausgegorenen und zu- niger für eine Rechtswende der 
sammengestückelten Antrages bes- Jusos vorerst abzuwehren. Wie 
ser gewesen wäre als die skandali- RalfLudwig (gescheiterterundog-
sierte letztendliche Nicht-Befassung matischer Vorsitzkandidat) kom-
der Anträge, erscheint daher fraglich. mentierte: "Der Berg kreißte und 
Keine Strömung konnte ihre 0 eige- gebar eine Maus." 
nen Truppen" vollständig orientie-
ren, noch weniger war es möglich, Insgesamt ist eine klimatische Annä-
Ausstrahlung darüberhinaus zu ent- herung der linken Strömungen zu 
falten. Obwohl man sich in ganz vermerken. Anzurechnen ist den 
wesentlichen Reformfeldern einig undogmatischen Genossinnen ihr 
war - europäische Friedensordnung Verzicht auf eine antikommwüstische 
und Entmilitarisierung, Volksabstim- Schlammschlacht gegen die Ver-
mung statt von oben verordneter bandsmehrheit. Eine Rationalisie-
Einheit, Priorität auf sozialverträgli- rung der Beziehungen beginnt sich 
chen Maßnahmen etc. - wurde kein abzuzeichnen. Ernsthafte Kontrover-
Konsens gefunden. Fraktionsegoisti- sen werden zunehmend inhaltlich 
sehe Kalküle gingen so letztendlich geführt, nach Konsensen wird ge-
für niemanden auf, den Schaden im sucht. Und wo das nicht gelingt, wird 
Ansehen der Jusos müssen jetzt alle abgestimmt. Das Ergebnis muß der 
tragen . "Unterlegene" dann "ertragen". Die-

se Rationalisierung ist aber nicht nur 
Die Debatte am Sonntagmorgen zur höherer politischer Einsicht zuzu-
Parteireform (als Diskussionspartner schreiben, sondern auch einem Zer-
war Hans-Jochen Vogel angereist) fall der klassischen Strömungen, der 
litt unter Unausgegorenheit. Kritik durch nicht nachvollziehbares Frak-
an der mangelnden Demokratie, feh- tionsgebaren beschleunigt wurde. 
!enden Lebensnähe und Modernität 
der Partei ist der richtige Ausgangs- Auch wenn die "neuen Rechten" eine 
punkt, aber noch keine Orientierung, verschwindend kleine Gruppe waren, 
die zu zugespitzten Auseinanderset- die umso großspuriger ihren "Füh-
zungen führt, vor allem nicht, wenn rungsanspruch" formulierte: unter-
der Diskussion die interne Vorlauf- schätzen sollte man deren Potential 
zeit fehlt. nicht. Die Schwächen der linken Strö-

mungen sind gravierend und schaf-
Insgesamt ist das wichtigste Ergebnis fen, werden sie nicht bald behoben, 
dieses Kongresses: die Jusos bleiben ein inhaltliches und machtpolitisches 
links. Dies ist an verschiedenen Er- Vakuum. 
gebnissen ablesbar: 

Die inhaltlichen Positionsbestim- Die größte Herausforderung und 
mungen stehen für den gemeinsa- Chance, dieses Vakuum von links 
men Willen, durch radikale Kritik aufzufüllen, besteht in der Zusam-
und Reformorientierung in der SPD menführung der beiden deutschen 

sozialdemokratischen Jugendorgani-
sationen. 

Die jungen Sozialdemokratinnen der 
DDR nahmen mit einer 40-köpfigen 
Delegation am Bundeskongreß teil. 
Ihre inhaltliche und kulturelle Distanz 
zu den Juso-Mainstreams und deren 
Politikformen ist groß, mit einem 
"organisches Zusammenwachsen" 
der Organisationen ist nicht ohne 
große beiderseitige Anstrengungen zu 
rechnen. 

Insgesamt stellt der Juso-B undeskon-
greß 1990 eine Zäsur für den Ver-
band dar. Die inhaltlichen ldentifika-
tionspunkte mit 1969 sind erschöpft, 
neue sind noch von keiner Strömung 
entwickelt. Die Politrituale, die mit 
den ideologischen Debatten entwik-
kelt wurden, bestehen weiter - aber 
ohne diese ideologischen Auseinan-
dersetzungen. 

Geprägt war der Kongreß von trägen 
bis zu wirklich langweiligen Debat-
ten. Eine überfrachtete Tagesordnung 
überforderte die Delegierten, die z.B. 
Samstag bis nach Mitternacht durch-
halten mußten. Die Beratung in Ar-
beitsgruppen fiel mal wieder unein-
gehaltenen Zeitplänen zum Opfer. 
V .a. in der deutschlandpolitischen 
Debatte führten kurzfristig verteilte 
Änderungsanträge zu einer totalen 
Unübersichtlichkeit. Solche Politik-
formen "waren zwar schon immer 
so", werden aber angesichts aktueller 
Demokratiebeschwörungen und den 
veränderten Ansprüchen nachrücken-
der Deligiertengenerationen einfach 
unerträglich. 

Ob die Jusos die zukünftigen Heraus-
forderungen annehmen können, liegt 

1 in der Verantwortung der Stromun-
gen. Die Rationalisierung der Bezie- 1 

hungen muß vorangetrieben werden, 

1 
dabei v .a. die Fähigkeit, in program-
matischen Fragestellungen gemein-

1 same Antworten zu finden. 

1 
·1 

• FlorenceGuesnet, Wuppertal, Mit-
glied der spw-Redaktion 
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Bertram Sauer* 

GEDANKEN ZU Replik 
FLORENCE GUESNETS 
"LINKEM PATRIOTISMUS"** 

nal begründeter Verfassungspatrio­
tismus stünde. Ein solcher Verfas­
sungspatriotismus, der sich durch die 
dauerhafte Teilnahme an den öffent­
lichen Anglegenheiten und deren 
Kontrolle seitens des ganzen Volkes 
erst herstellt, ist dann wahrlich nütz­
licher als abstrakte Tugendpredigten 
und linke Glaubensbekennmisse. 

"In einem Land ohne Erinnerung ist 
alles möglich" - unter dieses Motto 
stellte Michael Stürmer vor einigen 
Jahren in der FAZ seine Strategie des 
Kampfes um die Zukunft. Nun liegt 
es mir fern, Florence Guesnet mit 
ihrem Plädoyer für "ideologische 
Öffnung auf dem Gebiet der 'Na­
tion ... auch nur in die Nähe von 
Michael Stürmer rücken zu wollen. 
Jedoch wenn Stürmer im o.g. Artikel 
ausführt, daß im Lande ohne Erinne­
rung derjenige die Zukunft gewinne, 
der die Erinnerung füllt, Begriffe prägt 
und die Vergangenheit deutet, kann 
die Herstellung von linker Diskursfä­
higkeitnichtdarinbestehen,die Struk­
tur der Begriffe zu übernehmen und 
lediglich die Konnotationen auszu­
wechseln. 

Bei aller Sympathie für die Position 
"SocialismeetRepublique",erstrecht · 
für den Versuch, die Debatte zu euro­
päisieren, bleibt ein wesentlicher Un­
terschied zwischen "la nation" und 
"der Nation" immernoch der, daß bei 
der Konstitution von ersterer politi­
sche Gefangene befreit wurden, 
während für die Wiedergeburt von 
letzterer nicht selten welche gemacht 
wurden. Da es in Deutschland be­
kanntlich außerhalb der Arbeiterin­
nenbewegung kaum ausgeprägt 
demokratische Traditionen gibt 
(selbst der konservative Widerstand 
gegen Hitler barg ja obrigkeitsstaatli­
ches Denken in sich), besteht hierzu­
lande wohl kaum die Möglichkeit, 
sich auf einen liberalrevolutionären 
Nationenbegriff zu beziehen. 
Dieser Unterschied in den demokra­
tischen Traditionen beider Länder ma­
nifestierte sich auch in verschiedenen 

Formen der Volkssouveränität bei­
der Verfassungen. Nicht umsonst 
wurde in den französischen Verfas­
sungen formuliert, daß die Souverä­
nität beim Volke liege, während sie in 

Art. 20 des 
Grundgeset-

Es ist endlich einmal angesagt, Bür­
gerinnenidentität zur Entfaltung zu 

bringen, in der 
jenes von 

zes vom Vol­
ke ausgeht; 
mensch ist 
geneigt, mit 
Brecht zu fra­
gen: "Und wo 
geht sie hin?" 
Wenn es in der 
Diskussion 
um die Einheit 
darum geht, 
einen demo­
kratischen 
Gemein­
schaftssinn zu 
stiften, gelingt 
dies von links 
nur dadurch, 
daß sich die 
V olkssouve-

Wenn es in der 
Diskussion um die 
Einheit darum geht, 
einen demokratischen 
Gemeinschaftssinn 

Bloch in sei­
nem "Un­
gleichzeitig­
keitstheorem" 
bereits proble­
matisierte 
"wirtschaft­
lich­
ideologische 
Restsein~' auf­
ge~~te. 
daiMttdiese 

zu stiften, gelingt 
dies von links nur 
dadurch, daß sich die 
Volkssouveränität 

''}?'-'.>: 
e w:,cg e n 

. "Schl,pfwin­
kel der Reak­
tion"von links 
besetzt wür­
den. Fragwür­
digem "linken 
Patriotismus" 

auch in der praktischen 
Erfahrung des Volkes 
als Verfassungsgeber 
niederschlägt. 

ränität auch in 
der praktischen Erfahrung des Vol­
kes als Verfassungsgeber nieder­
schlägt. Egal ob ein "Verfassungspa­
triotismus" eher konservativ wie bei 
Sternberger oder eher progressiv wie 
bei Habermas begründet wird, läßt 
sich dieser nur in Bürgerinnenidenti­
tät verwandeln, wenn die Menschen 
erstmals in der deutschen Geschichte 
selbst über ihre Verfassung entschei­
den. Vielleicht kann eine Kampagne 
für eine Volksabstimmung über eine 
neue gesamtdeutsche Verfassung der 
Beginn eines sich selbst verstärken­
den politischen Lernprozesses sein, 
an dessen Ende emotional wie ratio-

kann nur mit 
Tucholsky entgegnet werden: "In Pa­
triotismus lassen wir uns von jedem 
übertreffen, wir fühlen international, 
in Heimatliebe von niemandem, nicht 
einmal von denjenigen, auf deren 
Namen das Land grundbuchlich ein­
getragen ist - unser ist es! .. 

• Bertram Sauer, Hannover, Blin­
denlehrer, Mitglied der SPD 

••1n spw-Heft 52 erschien ein Bei­
trag von Florence Guesnet zum 
Thema uPatriotisrnus von 
links?". 
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Im Zuge der endgültigen Beseiti­
gung sozialistischer Restbestände 
verändert sich auch der Umgang 
der Siegermächte mit den Län­
dern tkr sogenannten "'Dritten" 
und ''Vierten" - Welt. War man 
zu Zeiten der Systemkonkurrenz 
noch darauf verwiesen, den 
eigenen Chauvinismus nicht zu 
deutlich werden zu lassen, so 
sind diese Rücksichtnahmen nun 
obsolet: der neue Mercedes 
Reklamespot zeigt, was deuJsche 
Männer wirklich wünschen. 

Seit den Umwälzungen in Ost­
europa und dem Einsetzen der 
Geburtswehen des neuen Groß­
deutschlands scheint die Welt 
geschrumpft zu sein. Daß es 
neben Europa und vielleicht den 
beiden anderen Zentren des Ka­
pitals, den USA und Japan, noch 
sonst etwas Relevantes auf die­
ser Erde geben könnte, ist aus 
den Nachrichten und damit dem 
kollektiven Bewußtsein ver­
schwunden. 
Deutschland, Deutschland über 
alles - und dann noch das übri­
ge Resteuropa - bezeichnen die 

Grenzen der zivilisierten Welt und 
damit den Ort, wo die Zukunft ge­
macht wird. 

Selbst Großteile der europäischen 
Linken haben sich diese Weltsicht 
angeeignet. Wo doch die Befrei­
ungsbewegungen - für die man 
unter Einsatz der Sonntagsruhe 
Bleistifte und Radiergununis sam­
melte - sie so kläglich enttäuscht 
haben, indem sie sich einfach 
besiegen ließen, oder aber, was 
als noch schändlicher gilt, sich da­
gegen wehrten, haben sie ihr na­
tionales oder wenigstens ihr euro­
päisches Wesen entdeckt. So 
schwadroniert man gemeinsam 
mit Genscher und Co von einer 
Gesamteuropäischen Verteidi­
gungsgemeinschaft, als ob dies 
das Ziel linker Friedenspolitik sei. 
Eine Geste nicht ohne Komik: 
friedensbewegte Linke streiten für 
die Militärorganisation der neuen 
Weltmacht Europa. Oder kann 
man wirklich soviel politische 
Naivität aufbringen und glauben, 
eine Europäische Verteidigungs­
gemeinschaft unter deutscher 
Führung würde eine Abrüstungs­
organisation? 

Viehnehr ist man sich Rechts wie 
Links darüber im Klaren, daß die 
Supermacht Europa sich verteidi­
gen muß gegen den Zugriff "gieri­
ger Kaffer", denen es aus uner­
klärlichen Gründen einfallen 
könnte, sich dagegen zu wehren, 
den Wohlstand der "Ersten Welt" 
mit ihrer Armut und ihrem Leben 
zu finanzieren. Und da man aus 
Gründen des Profits modernste 
Waffen in die "Dritte Welt" ge­
liefert hat und liefert - "money 
makes the world go round" - , 
muß man sich davor schützen, 
daß diese irgendwann gegen ihre 
Hersteller gewendet werden, an­
statt für das gegenseitige Ab-

Rainer Bäcker 

Stern 
dem 
M I d 

'·lifih!!H' 

0 rg e n !In '·11111,111 H. tttflJt. 
:/i!t!tf.51fat~*~'. 'q~i~;~t1itf 
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Armen benutzt zu werden. Dies jl}!;iafJ.ärm,' . '. 
sieht mittlerweile auch jeder ?:it?:t::'.~'.~JiilS~ubs'fä.t:·.··9, .. er nimmt 
"vernünftige Linke" ein - schließ· s~tjlll!f un~modernen 
lieh sitzt man ·a ir endwie mit im · ·t™t\~S8i~usik, 

:e~;~,~~n":1:C~w:~:- tjlt~~~\~ar 

nen "Internationalismus" beim scWllfellJ,.Ein alter Ariifl&' lächelt 
Geschwafel über die "multikultu- tl'ihm l!iii:l!t grient kurz zurück, 
relle Gesellschaft" enden läßt ( so "1\!ih ~ verzieht er angewiedert 
wie man in der Sozialdemokratie Jti'!Gesicht: er weiß, daltBn 
ja auch immer noch "Brüder, Zur di~Wn Muselmanen dß/l:lfauen 
Sonne, Zur Freiheit" intoniert, \larfllP;µm plö1Zlictill;Jl;1anz auf 

ohne sich selber dabei ernst ,&~ili1!~-F~:~.esicht. §fi:~ti:einen 
nehmen zu können - "dat is aber \'i!'!'\Me~!:tntdedi!Ft;ilrm und 

so jut für die Jefühle"). ']l!lr;:tlf '::::s:u-

Wie weit der alltägliche Chauvi- \ :: .. :·· ,i;II in diiii;~!hll!en, da er 
nisrnus schon wieder gediehen ist,,,,,·, ' ohlichen"ii1a&ntkom-u. •,):,:,):•,•:::i·i•, 

zeigt exemplarisch der neue Fern- ·,, > Aus dem off li<!!t!#llt ihn 
~-.... •.•.•.• ... •.•,:.•:i\ ,:i;:;:> 

sehspot des deutschesten der effii!!Drne: "Willkommen zu 
deutschen Automobilhersteller: Hau~;:'. 
des Unternehmens mit dem Stern 
am Kühler. 

Zum Tathergang: Ein gut geklei­
deter deutscher Geschäftsmann 
entsteigt einem Flugzeug, Lärm 
und Chaos im Flughafen, man 
merlct, daß es sich um ein arabi­
sches Land handeht muß. Nach­
dem er seinen Autoschlüssel in 
Empfang genommen hat, tritt er 

Die Werbung zum Zeitgeist, The­
ma: der deutsche (europäische) 
Mensch und die "Dritte Welt". 
Hier wird Ideologie faßbarer als 
in den Sonntagsreden der Politi­
ker. In der Werbung werden Ge­
schichten entworfen, in und mit 
denen man leben kann und die 
Gesinnung gestalten. Von daher 
ist der Mercedesspot auf der Höhe 

der Zeit. Erzählt er doch davon, 
daß es zwei Sorten von Menschen 
gibt, das erfolgreiche deutsche 
Einzelwesen ( Produkt der heißge­
liebten Individualisierung), das in 
seinen Waren zu sich selbst findet 
("Ich fahre Mercedes, also bin 
ich") - und das nur in Rudeht auf­
tretende, lärmende, drängelnde, 
verschlagene Wesen Marke Halb­
mensch, dem weniger Persönlich­
keit zugestanden wird als einem 
Gefährt mit Stern an der Stirn. 
Hier trifft Individuum auf Masse, 
Kultur auf Folklore, Erfolg auf 
Elend. 
Die Besitzverhältnisse werden 
dabei gleich rnitgeklärt. Wo die 
deutschen Waren sind, da ist auch 
deutsche Heimat - und an der 
hängen wir bekanntlich mit unse­
rem Herzblut. Die Vereinnah­
mung läuft nicht nur über Artikel 
23. 
So erzählt der harmlose Werbe­
spot die Geschichte des modernen 
Kreuzzugs: der Stern wird über 
dem Morgenland errichtet.}';!!!! 
bei aller Großmannssucht &liii­
bart er auch viel von der Atipt; 
die das Deutsche vor dem Frem­
den hat. Angst, die sich geschützt 
wissen will, damit das Fremde 
nicht einmal so unverschämt bei 
uns auftritt, wie wir es in seinem 
Bereich tun. Von daher ist klar, 
wofür wir eine Europäische Ver­
teidigungsgemeinschaft brauchen: 
zur Verteidigung "unserer" Hei­
mat hier und im Rest der Welt. 

• Rainer Bäcker, Psychologe, 
Köln 
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IN DER 
DISKUSSION 
In spw 52 stellten Ralr Krämer, 

Susi Möbbeck, Karsten Rudolph 

und Birgit Zoerner ihre Analyse 

des Zustands der SPD und Vor­

schläge zur Reform der Partei vor. 

spw sprach mit Bodo Hornbach 

über die SPD und ihren Erneue­

rungsbedarr. 

Bodo Hornbach ist seit 1979 Lan­

desgeschärtsführer der NRW -SPD, 

deren Mandat zur Gestaltung der 

Landespolitik für weitere fünr 

Jahre verlängert wurde. Das Ge­

spräch für spw führte Birgit Zoer­

ner. 
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Mlrlll z:t~!e~;:~;hzl~::~ ~=~ 
Reform der SPD komme, 

möchte ich noch einmal auf die bei­
den zurückliegenden Landtagswah­
len zurückkommen. Für beide trifft 
zu, dt;ß sie im schon länger zu beob­
achtenden Trend abnehmender Wahl­
beteiligung liegen.besonders drama­
tisch in der Altersgruppe der 18-
24jährigen. Ich bin der Auffassung, 
daß die Formel von der Politikver­
drossenheit dieses Phänomen viel zu 
symbolisch umschreibt. Vielmehr bin 
ich der Auffassung, daß die Partei­
förmigkeit von Politik in die Krise 
geraten ist. 

Bodo Hornbach: Sicher. Es wird 
deutlich, und das ist spannend für die 
Zukunft, daß die Tatsache, ob man 
sich überhaupt von Politik ansprechen 
oder mobilisieren läßt und sich an der 
Wahl beteiligt, politisches Verhalten 
an sich schon ist. Das zu erkennen 
und zum Inhalt politischer Arbeit zu 
machen, ist eine Aufgabe. Es gilt, Be-

troffenheit zu erzeugen im doppelten 
Sinne: Betroffensein und Auseinan­
dersetzung von und mit Politik ll!!!l 
ihren Lösungen. Diese Anforderung, 
dieser selbstgestellte Anspruch, hat 
gegenwärtig noch keine Deckung in 
den Instrumentarien, welche der Or­
ganisation, die das in eine Kampagne 
umsetzen könnte, zur Verfügung ste­
hen. Und damit ist aus meiner Sicht 
ein wichtiger Punkt genannt, warum 
der SPD die Ansprache und Beteili­
gung von jugendlichen bzw. jünge­
ren Menschen nur unzureichend ge­
lingt. 

1,~1111 ~;{;:~1~i;:.;~ 
dem Rückgang der Wahlbeteiligung 
gerade bei Jugendiichen, auf der an­
deren Seite dem Entstehen einer 
selbstorganisierten Gegenöffentlich­
keit · letztlich also mit der Spaltung 
der politischen Sphäre. Dabei stellen 
wir fest, daß es derzeit eine starke Ab-

r 
! 
1 

schottung der Partei von dieser Ge­
genöffentlichkeit gibt, im Gegensatz 
zum Anfang der 80er Jahre, als es 
eine Öffnung der Partei gegenüber 
solchen Bewegungen gegeben hat. 
Deshalb noch einmal zurück zur Aus­
gangsfrage; wenn die Parteiförmig­
keil von Politik in die Krise geraten 
ist: Was bedeute/ dies für die SPD 
insgesamt, aber auch für Dich und 
Deine Arbeit als Landesgeschäftsfüh­
rer? 

Bodo Hornbach: Zum einen: Ich 
glaube, daß die SPD in der Reaktion 
auf Bürgerbewegungen Gefahr läuft, 
mit den eigenen Erf olgennicht Schritt 
zu halten. Es ist ein erfreuliches Er­
gebnis sozialdemokratischer Gesell­
schaftspolitik, daß der Bildungsstand 
breiter Bevölkerungsschichten erheb­
lich gestiegen ist, und damit das, was 
witer Emanzipation verstanden wird, 
weiter greift; daß wir die Rechtsstel · 
lung weiter Bevölkerungsgruppen 
gegenüber Behörden und gegenüber 
Entscheidungsträgern verbessert 
haben, daß Sozialdemokraten die 
künstliche Privilegierung qua Her­
kunft und Formalstatus in der Gesell­
schaft weitgehend abgebaut haben, 
daß wir über eine Pädagogik der 
Kritikfähigkeit eine ganze Genera­
tion viel stärker daran gewöhnt ha­
ben, staatliches Handeln nach Nut­
zen und Sinn zu hinterfragen. Fazit: 
Es gibt außerordentlich positive Er­
gebnisse sozialdemokratischer Poli­
tik, die sowohl sozialstatistisch ins 
Gewicht fallen als auch im Bewußt­
seinsstand der Bevölkerung . Nun ist 
es WISere verdammte Pflicht, W1Sere 
Politik , auch Verwaltungshandeln 
bei Auseinandersetzungen mit Bür­
gerinteressen und Gruppen, daran aus­
zurichten. Dies kommt im Verwal­
tungshandeln, leider auch auf der 
kommunalen Ebene, oft zu kurz. 
Nämlich da, wo ein unmittelbarer Pla­
nungskonflikt besteht zwischen Be­
völkerungsinteressen und staatlicher 
Einwirkung. Es gibt allerdings auch 
einen anderen Aspekt, der uns nach­
denklich machen muß. Wir haben 
wenig Antworten auf folgende Fra­
ge: Was passiert eigentlich, wenn sich 
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Bürger zusammentun, um ihre un­
mittelbaren Interessen gegen die Ver­
waltung durchzusetzen und sich da­
bei nicht scheuen, progressiv klin­
gende Argumente ins Feld zu führen, 
obwohl es diesen B ürgem um Anlie­
gen geht, die· auch bei gutem Willen 
- nicht im Interesse des Gemeinwohls 
liegen? 

spw: Meine vorhin gestell­
te Frage war nicht so zu 
verstehen, als sei jede Form 

von selbstorganisierter Interessen­
durchsetzung per se richtig, unab­
hängig von ihrem jeweiligen Ziel. Es 
geht mir vielmehr darum, auf das 
Phänomen hinzuweisen, daß viele 
Menschen sich von Organisationen 
und Verbänden abwenden, vor allem 
aber von Parteien, und daß sich die 
Defizite, die sie dort sehen, nämlich 
mangelhafte Möglichkeiten, sich mit 
ihren Fähigkeiten einbringen zu 
können, schließlich darin widerspie­
geln, daß sie sich selbst organisieren, 
selbstorganisiert Politik machen ... 

Bodo Hornbach: ... oder auch nicht! 

IU:WI" spw: ... das ist dann die @h, andere Seite der Medaille. ,,,ßf,, 
::::::::.'ili,•:-

Bodo Hornbach: Da muß ich nach­
haken. Was heißt denn Parteiförmig­
keit von Politik? Ich sehe sehr große 
Unterschiede in der Form des Politik -
machens und auch der Außendarstel -
lung zwischen CDU auf der einen, 
Grünen, aber auch SPD, auf der ande­
ren Seite. Sicher ist es richtig, daß 
jenseits dieser Unterschiede die Par­
teien - auch die SPD - gerade dem 
Gestaltungswillen junger Leute nicht 
in ausreichendem Maße Raum ge­
ben. Wir müssen deshalb darüber 
nachdenken, welche weitergehenden, 
neuen Partizipationsmöglichkeiten es 
innerhalb der SPD geben kann. 
Dies hängt unmittelbar mit einem 
zweiten Problem zusanunen. Es muß 
nicht nur in den Parteien, sondern 
auch in den Verwaltungen zu einem 
Formwandel von Politik und Arbeit 

kommen. Will die Partei dem Gestal­
tungswillen Platz geben, muß sie die­
sen Formwandel gegebenenfalls auch 
administrativ durchsetzen. Aber ge­
nau dieser Prozeß gestaltet sich zö. 
gerlich, undurchsichtig und damit für 
viele nicht nachvollziehbar. Das führt 
zu Frust oder aber zu Gegenbewe­
gung vieler negativ Betroffener. 
Schließlich möchte ich zu bedenken 
geben, daß bei aller Notwendigkei~ 
die Partei der gesellschaftlichen Ent. 
wicklung neu uanzupassen", sich aus 
meiner Sicht bisher kaum eine taugli. 
chere Institutionalisierung von poli­
tischer Partizipation ergeben hat als 
das Wirken in Parteien. So beobachte 
ich die Tendenz · viel stärker als 
jemals zuvor ·, daß Bürgergruppen 
ein unmittelbares Arbeitsziel haben: 
die Willensbildung einer Partei zu 
beeinflussen. Während man in den 
früheren Jahren oft den Eindruck 
hatte, daß es so etwas gab wie die 
Vorstellung, man könne sich neben 
den politischen Institutionen durch­
setzen, steht jetzt die Einwirkung auf 
Parteien viel stärker im Mittelpunkt. 
Man hat wohl erkannt, daß dies am 
ehestenDurchsetzungschan<;eneröff­
net. Ein praktisches Bei (!%:!it die 
Ökologiebewegung. Sie hatllich al­
lerdings dadurch zwn Teil selbst über­
flüssig gemacht, daß sie die Parteien 
· insbesondere die Sozialdemokratie 
- zunächst sensibilisiert und dann 
konzeptionell vorangetrieben hat. Sie 
kann für sich in Anspruch nehmen, 
Motor einer solchen Entwicklung 
gewesen zu sein, aber die wirkliche 
gesellschaftliche Entfaltung kam erst, 
als Parteien dies in Politikkonzepte 
umsetzten. Ich bin deshalb Optimist, 
was die Zukunft der Parteien angeht, 
bei aller Bereitschaft zu sagen, daß 
die Parteien sich jetzt umorientieren 
müssen, damit es nicht zu einem Be­
deutungsverlust kommt, den ich ge­
sellschafts-undordnungspolitisch für 
schädlich hielte. 

:iJJJ1:l\1 spw: Es gibt also keine 
,.lj. !;lJ/'!l[ grundiegende Krise der in 
. · · ,l;ffü und durch Parteien orga-
nisierten, formulierten und letztlich 
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im parlamentarischen Raum umge­
setzten Politik? 

Bodo Hornbach: Die Frage verstellt, 
vermutlich ungewollt, den Blick auf 
die eigentliche Problemstellung! Was 
ist politische Betätigung, welchen Zu· 
sammenhang gibt es eigentlich zwi­
schen trockenem, rationalem Wirken 
- auf Papier und Antragsbasis in 
Gremien wid Institutionen - Wld dem 
persönlichen Einbringen, über das wir 
vorhin gesprochen haben. Ich glaube, 
hier gibt es ein sehr "deutsches" Phä­
nomen. Vor 1933 gab es - wenn ich 
die damalige Entwicklung richtig ver­
standen habe - diese Trennung von 
Kopf und Bauch, der Gefühligkeit 
und Emotion von der Ratio nicht. Wir 
hatten den roten Stadtteil, die rote 
Blasmusik, den roten Radlerbund, wir 
hatten eine rote Beerdigung, d.h. wir 
hatten eine Politisierung, geradezu 
eine kulturpolitische Durchdringung 
des Alltagslebens durch Politik. Die 
großen Debatten über die Frage 
"Walmdach oder Flachdach" waren 
hochideologisiert, das Straßenthea­
ter war noch nicht eine kleine Schau, 
sondern ernstgemeintes Aufklärungs­
bemühen von Intellektuellen. Ein 
Regisseur wie Eisenstein wäre vor 
Gram verzweifelt gewesen bei der 
Vorstellung, ins Programmkino ver­
bannt zu sein - er wollte Massen errei­
chen, also Massenkultur als aufkläre­
rischer Anspruch. 
Es gab eine schlimme Zäsur nach 
1933, als der Faschismus diese Ele­
mente politischer Kultur aufnahm, 
pervertierte und überhöhte, also Poli­
tik zur Staatsinszenierung machte. Die 
Reaktion der deutschen Linken war 
als Gegenbewegung angelegt; demon­
strativ festgeschrieben in dem Satz 
"Emotion gleich Manipulation, des­
halb gehört Emotion nicht in die Po­
litik", übrigens ein Zitat von Helmut 
Schmidt (im Vorwort zu: Karl Pop­
per, Die offene Gesellschaft und ihre 
Feinde). Dies hat den Politikstil einer 
ganzen Nachkriegs-SPD geprägt: Die 
Abschaffung der gesamten Vorfeld­
organisationen, Kurt Schumachers 
SPDdes"NeuenTyps", wo man Frei­
zeitorganisationen bewußt nicht 
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wollte, war ein Reflex auf dieses Fa­
schismuserlebnis. Das war für die 
Kriegsgeneration eine plausible Ant­
wort, führt jedoch heute zu einem 
Partei- und Politikstil, den man cha­
rakterisieren muß als grau Wld emo­
tions· und kulturarm. Aber die Gene­
ration, die bei den Massendemon­
strationen der Friedensbewegung das 
Kribbeln auf dem Rücken erlebt hat, 
und dies im doppelten Sinne, zum 
einen als Solidaritäts- und Gemein­
schaftserlebnis, zum anderen aber 
auch als politische Mobilisierung, hat 
viel zu wenig Angebote in der gegen­
wärtigen Form sozialdemokratischer 
Parteiarbeit. Das "Aussitzen" einer 
Stadtratsf raktionssitzung ist natürlich 
nur für einen ganz militanten harten 
Kern junger Menschen überhaupt 
denkbar,mitganzhoher Anpassungs­
leistung - vielleicht durch so etwas 
wie Aufstiegserwartung geprägt. 

Niliijlf? spw: Ist nicht einer der 
!%1:NJ Gründe für die mangelhaf­
ilfäH@ te Anziehungs- und Bin­
dungskraft der SPD gerade für junge 
Leute, daß ihre Aussagen, ihre Kon­
zepte und ihre Politik sich durch ein 
hohes Maß an Diffusität auszeich­
nen? 

Bodo Hornbach: Es gibt da noch ei­
nen ganz anderen komplizierten und 
dialektischen Prozeß, wenn man über 
Parteien und ihre Integrationskraft 
redet. Auf der einen Seite suchen 
Parteien "Selbstvergewisserung", 
man möchte sich ja „parteilich" defi­
nieren und identifizieren können. Man 
möchte sich abgrenzen können. Ge­
rade diese Anforderung ist ein sehr 
kompliziertes Problem bei Volkspar­
teien. Denn wenn ich die Bandbreite 
der programmatischen Gemeinsam­
keiten in einer Volkspartei immer 
enger ziehe, also programmatische 
Identität profiliere und damit zwangs­
läufig auch stärker polarisiere, dann 
schaffe ich zwar eine hochgradig 
identitätsstiftende Plattform für we­
nige; doch der Anteil derer, denen ich 
damit sage: "Du gehörst eigentlich 
nicht dazu", nimmt zu. Das ist das 

Problem. Die Bestimmung dessen, 
was eigentlich identitätsstiftend ist, 
womit jemand übereinstimmen muß, 
um von sich sagen zu dürfen: "Ich bin 
Sozialdemokratin" oder "Ich bin 
Sozialdemokrat .. , das müssen wir 
nach meiner Meinung neu justieren. 
Denn wir haben ein Übermaß an 
defmitorischem Ballast, was Sozial­
demokratie sein soll - bis hinein in 
Detailregelungen, in denen durch 
Mehrheitsbeschluß geregelt wird, 
was sozialdemokratisch ist und was 
nicht ... 

~4}füfW spw: ... was aber niemand f flß,)
1
:J~ wahrnimmt ... 

tMiiifül 
Bodo Hornbach: ... und was ja Ele­
ment dieser Untugend ist. Dieses un­
verbindliche Ritual, diese Antrags­
hitparaden auf Parteitagen, wo dann 
seit vielen Jahren derselbe Antrag 
fortgeschrieben und immer weiter 
entwickelt, d.h. textlich umgeschnib­
belt wird, sind ohne Bezug und Rück­
koppelung zur Realität. Die Frage, 
was ist zwischenzeitlich damit ge­
schehen, inwieweit haben wir Reali­
tät beeinflußt, ist nicht unbedingt Be­
standteil des Parteitagsrituals. Dies 
ist für mich ein hohes Maß an Ent­
fremdung, die übrigens mit der Spra­
che beginnt. Von daher kann ich eine 
Generation sehr gut verstehen, die 
diese Formeln kaum liest, sondern 
die wissen möchte "Was habt ihr heute 
getan zur Lösung des praktischenPro­
blems?" 

lli'fi$Ji1.::' spw: Auf diese Formel 
~jl}jrtlt gebracht läuft Politik an­
kfü!Nf dererseits Gefahr, sich im 
pragmatischen Klein - Klein zu ver­
lieren. Parteien müssen heute viel­
mehr un1er veränderten Bedingun­
gen, unier einem ganz anderen An­
forderungsdruck Politik gestalten als 
noch vor 15 Jahren, nämlich unter 
dem Druck der Probleme, d;e Ulrich 
Beck mit dem Begriff "Risikogesell­
schaft" umschrieben hat. Politik muß 
heute Lösungen für die globalen Pro­
bleme finden und durchsetzen. Im-

mer mehr Leute sind nun deshalb en1-
tlluschtvontraditwneller Politik, weil 
sie - meiner Meinung nach zu Recht -
der Auffassung sind, d4ß die Parteien 
viel zuwenig Gestaltungswillen zur 
politischen Lösung dieser Probleme 
entwickeln. 

Bodo Hornbach: Ich bin natürlich 
bereit, mit Jusos und anderen Grup­
pen in der Partei zu überlegen, wie 
die Arbeit in der Partei sein muß, 
damit sie Spaß macht, damit sie zeit­
gentäß und mehrheitsfähig ist. Was 
ich aber überhaupt nicht teile ist, 
wenn am Anfang einer solchen Über­
legung die These steht: Parteien ver­
lieren immer mehr an Zustimmung. 
Ganz im Gegenteil: Ihr habt durch 
Eure Untersuchung 1Vergleichsz.ah­
len gewonnen, die belegen, daß nach 
dem Krieg die Parteien - bei Jungen 
und bei Alten -viel stärker in Mißkre­
dit waren, als sie es heute sind. Wir 
müssen auch sehen, daß wir gerade in 
Deutschland eine unheilvolle Tradi­
tion der bürgerlichen Ablehnung 
gegen das Politische und gegen Par­
teien schlechthin haben. 
Dennoch haben Parteien durchaus 
Chancen, akzeptiert zu werden als 
unvenichtbarer Bestandteil demokra­
tischen Wirkens. Ich will damit nicht 
den Veränderungsdruck wegreden, 
sondern ich will die apokalyptische 
Vision (,,Immer mehr Menschen wen­
den sich ab ... ") wegräumen, weil diese 
lähmt und überhaupt keine Chance 
bietet, sich mit Parteien zu bewegen, 
sie zu verbessern und zu verändern. 
Um einem Einwand, der auf der Hand 
zu liegen scheint, direkt zu entgeg­
nen: Meiner These widerspricht auch 
nicht die heute im V er gleich zu den 
50er Jahren abnehmende Wahlbetei­
ligung, denn der gesellschaftliche 
Druck auf das "Wählengehen" war in 
den 50er Jahren wesentlich höher als 
heute. Im Zusammenhang mit dem 
vorhin schon angesprochenen Eman­
zipationsprozeß ist der normative 
Wen des "Wählengehen-Müssens", 
weil es anständig und alles andere un­
anständig ist, immer mehr geschwun­
den. "Wahlenthaltung" ist auch poli­
tischer Ausdruck geworden - leider. 
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spw: Dem letzteren stimme 
ich zu, doch gerade der 
relative Erfolg sozialde· 

mokratischer Politik, der damit ver· 
bundene Ausbau des Sozialstaats und 
des Bildungssystems .führt doch heute 
dazu, d4ß die Menschen, die sich auf 
der Grundlage dieser Politik Kompe­
tenzen vielfältigster Ar/ aneignen 
konnlen und angeeignet haben· auch 
in ihrer alltäglichen Praxis, in der 
Auseinandersetzung mit Umweltpro­
blemen oder Unterenlwicklung der 
Drillen Welt· ,ich in Politik, wie sie 
heute Parteien prägt, nicht mehr 
wiederfinden können. Hier entwik· 
kelt sich ein zunehmender Wider· 
spruch: zwischen einerseits den Be­
teiligungs- und Mitgestaltungswün­
schen der Menschen und auch ihren 
individuellen Fähigkeiten dafür so­
wie dem wachsenden Anforderungs· 
druck an Politik, andererseits den 
Möglichkeiten zur Partizipation in 
Parteien und an Politik. Auch das 
Profil der SPD ist nicht so, daß Leute 
den Eindruck haben, da lohnt es mit­
zumachen - und vor allem: dort kön­
nen wir uns einbringen und etwas 
verändern. Du hast vorhin die Ritua­
le auf Parteitagen angesprochen. 
Nach meiner Meinung sind diese auch 
deshalb so unerträglich, weil real 
dort keine Auseinandersetzung um 
inhaltliche Fragen stattfindet· diese 
sind schon vorab "geklärt" · und 
weil wenig in der Umsetzung von Be­
schlüssen passiert, z.B. durch die 
FraktitJnen der SPD. 

Bodo Hornbach: Es ist uivial und 
dennoch richtig: Wer Lebendigkeit 
in der SPD will, der muß die Chancen 
schaffen für möglichst viele, sich in 
die Partei "einbringen zu können .. , 
wie Du dies nennst. Das bedeutet 
natürlich auch: Anerkennung und Ein­
beziehung der Vielfalt der Meinun­
gen und Lebensstile in der Partei. 
Das ist notwendig, aber nicht das 
Wichtigste. Wesentlich ist, daß eine 
Partei es schafft, für eine Mehrheit 
der Bevölkerung überzeugende Poli­
tikangebote zu formulieren. Die sie 
dann ausstattet mit der Macht, die 
Gesellschaft entscheidend zu gestal-

ten. Nicht die Nabelschau, nicht die 
Binnenstruktur, nicht die Frage "Wie 
erlebt ein Aktivist - maximal 2% der 
Bevölkerung - die Partei von innen?" 
ist für mich das Wichtigste, sondern 
die Antwort auf die Frage: .,Wie 
können Parteien Mehrheiten bilden 
und fUr Mehrheiten richtige, d.h. in­
teressensadäquatePolitikkonzeptean­
bieten?" Also: Wie wird die SPD von 
außen gesehen? 

spw: So sehr ich die Mehr­
heitsbildung für ein zentra­
les Ziel von Politik halte. so 

sehr stellt sich die Frage: Mehrheits­
bildung für welche Ziele? Konkret 
am Beispiel der ökologischen Frage 
nachgehakt: Wie groß war der Stel­
lenwert der SPD fur die Veränderung 
gesellschaftlichen Bewl4fltseins in 
diesem Politikbereich? 

Bodo Hornbach: Gerade in Bezug 
auf die Ökologie sage ich, daß es der 
SPD in bemerkenswerter Weise ge­
lungen ist, Innovation in der Formu­
lierung ihrer Politikkonzept/:,zu ent­
wickeln-deutlichstes Bei~ür 
ist die Versöhnung von t'..'r .llll/e und 
Ökonomie. Die SPD mußieiiroächst 
einmal propagandistisch begriinden, 
warum Wachstum und Ökologie für 
reale Politikkonzepte keine Gegen­
sätze sind und warum ökonomisches 
Wirken und ökologische Interessen 
kompatibel und damit vernünftig 
handhabbar sein können. Die SPD 
hat Wege gefunden, mit Hilfe der In­
dustriegesellschaft ökologische Zie­
le durchzusetzen. Ich glaube, daß die 
wesentliche Aufgabe der SPD in den 
letzten Jahren darin bestanden hat, 
Interessen zusammenzuführen, Ge­
meinsames zu formulieren: Dies hal­
te ich übrigens für ein Zukunftsmo­
dell. Denn jeder Mensch hat heute so 
viele Partikularinteressen, daß es die 
große Aufgabe der sozialdemokrati­
schen Partei ist, hier Verknilpfungen 
herzustellen, Bündnisse zu formie­
ren, zu institutionalisieren und vor al­
lem politisch handlungsfähig zu 
machen.Darin liegt die Modernität 
und der Reiz ienes intellrativen Pnli-
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tikkonzeptes, das Klügere als ich 
„ Versöhnen statt Spalten" nennen und 
das - von der SPD verstanden und 
angewandt - zur Mehrheit führt. 
Hinzu kommt natürlich die Anforde­
rung, daß in der SPD eine Plattform 
geschaffen werden muß, die es er­
möglicht, Innovatives zu Gehör zu 
bringen. Dazu gehönein höheres Maß 
an Konfliktbereitschaft und -fähig­
keit. Daß der Onsverein allein mit 
einer solchen Debatte überforden 
wäre, wissen wir alle aus Erfahrung. 

Fflfrl}I spw: Haben wir es nicht in 
!il!!stfi' der Parte, danut zu tun,dqß 
lil1lfä'!l in ihr das Mehrheitsprinzip 
mitDemokratieverwechseltwird,daß 
das Prozeßhafte von Demokratie aus­
geblendet bleibt? Findet nicht Kon­
sensbildung - ich würde sogar sagen, 
erst einmal Meinungsbildung - in der 
SPD auf eine Art und Weise sta/1, daß 
ein Diskussionsprozeß überhaupt 
nicht mehr stallfindet? Ist es nicht 
üblich in der SPD, daß- bevor über­
haupt eine Auseinandersetzung statt­
findet - die jeweils relevanten Kräfte 
in der Partei sich auf ein Ergebnis 
einigen, das vielfach zu einem dicken 
Brei führt. Wäre es nicht sinnvoller, 
sich über verschiedene Positionen mit 
aller DeUJlichkeit aweinanderzuset­
zen und so auch nach außen eine le­
bendige Partei zu verkörpern? Nur 
so würde Demokratie wirklich als 
Prozeß erkennbar. 

Bodo Hornbach: Es ist zum einen 
völlig richtig beobachtet. Denn wel­
cher vernünftige Mensch will leug­
nen, daß die Konsensbildung oft nach 
kaum nachvollziehbaren Ritualen ver­
läuft, daß die Debatte nicht transpa­
rent. nicht offen ist ... 

spw: ... und häufig Selbst­
zweck ist ... 

Bodo Hornbach: ... aber auf der an­
deren Seite auch falsch! Denn man 
muß sich einmal vor Augen halten, 
mit welcher Geschwindigkeit die SPD 
in den letzten zehn Jahren eine An-
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passung an gesellschaftliche Verän­
derungen vollzogen hat. Daß bei die­
ser Art Meinungsbildung eine be­
stimmte Generation, nämlich die 
Nachkommen der Studentenbewe­
gung, die damals keinen Platz fanden 
und heute noch keinen organisierten 
Platz gefunden haben, möglicherwei­
se abgekoppelt wurde, daß Sorgen 
und Nöte, neu entstandene Überle­
gungen junger Menschen nicht nach­
weisbar Raum gefunden haben, will 
ich nicht bestreiten. 

spw: Die Debatte um eine 
Erneuerung der SPD ist 
wohl so alt wie die SPD 

selbst. Es hat auch in letzter ?.eil 
einige Ansätze gegeben, so z.B. durch 
Peter Glotz. Die schärfste Kritik kam 
sicherlich von Wolfgang Michal.for­
muliert inseinemBuch "SPD-staats­
treu und jugendfrei!" 
Für mich ist die SPD allerdings nicht 
mehr reformierbar innerhalb ihrer 
jetzt bestehenden Strukturen, nicht 
mehr anpaßbar an die von uns eben 
schon diskutierten veränderten An­
sprüche an Politik. Der Ortsverein 
wird ja immer noch als das ugesunde 
Herz" der Partei betrachtet - meiner 
Meinung nach fälschlicherweise, 
denn das politische Leben dort ist 
vielerorts durch Apathie gekennzeich­
net. Ich bin der Meinung, daß der 
Ortsverein, daß die bestehende Struk­
tur der Partei, die auf einem straffen 
Territorialprinzip beruht, viel zu 
wenig Spielraum für eine effektive 
themen- oder projektorientierte Ar­
beit bietet. Fes/zustellen ist, daß die 
Ortsvereine - angesichts zunehmen­
der Mobilität und Diversifizierung 
der Interessen der Bevölkerung -
immer weniger einen politischen oder 
sozialkulturellenZusammenhang der 
Mitglieder widerspiegeln können. 
Unser Vorschlag ist deshalb, daß 
bestehende und neuzuschaffende 
themen- und zielgruppenorientierte 
Arbeitsgemeinschaften mit den Orts­
vereinen gleichzustellen sind. Denn 
nur innerhalb solcher Strukturen ist 
eine inhaltliche Qualifizierung von 
Mitgliedern möglich, die wiederum 

Voraussetzung ist für die program­
matische Weiterentwicklung der SPD. 
Uns geht es nicht um eine Struktur­
veränderung der Veränderung we­
gen, sondern darum, den skizzierten 
Anforderungen gerecht zu werden, 
letztlich eine programmatische "Auf­
ladung" der Partei zu erreichen, die 
schließlich die Handlungsfähigkeit 
der Partei erhöht. 

Bodo Hornbach: Wir haben in NRW 
sehr früh, vor zehn Jahren, geprüft. 
wie eigentlich das Ortsvereinsleben 
von innen aussieht. welche Funktion 
es hat. Und wir haben damals in einer 
kritischen Debatte eine Reihe von 
Konsequenzen gezogen, beispiels­
weise was die Frage der verbesserten 
Informationen, die Frage der Partizi­
pationsmöglichkeiten und eine Reihe 
anderer Aspekte angeht. 
Der Ortsverein hat seine Schwächen. 
Aber noch größere Schwächen hat 
das, was wir unter Arbeitsgemein­
schaften subsumieren. Mit dem, was 
der Ortsverein leistet.an Leuten wn­
faßt, bewegt und an politischer Akti­
vität entwickelt, können sich die Ar­
beitsgemeinschaften nicht verglei­
chen. Dies ist ein eher vordergründi­
ger Aspekt, hinzu kommt jedoch, 
welche öffentliche Wirkung, welcher 
Beitrag zum innerparteilichen Leben, 
zur Meinungsbildung, durch den 
Ortsverein geleistet wird. Das ist 
immer noch wirkungsvoller als das, 
was zum Beispiel unsere Arbeitsge­
meinschaftsstruktur leistet, die nach 
meiner Meinung genauso überdacht 
werden muß wie die Ortsver­
einsstruktur. Häufig ist festzustellen, 
daß Arbeitsgemeinschaften den Zu­
gang für bestimmte Zielgruppen nicht 
leichter machen, sondern sogar er­
schweren. Vielfach sagen Leute: "Zur 
SPD kann ich mich bekennen, aber 
das, was diese Arbeitsgemeinschaft 
da macht, in die ich ja eigentlich 
sollte, weil ich weiblich bin, oder 
jung oder Arbeitnehmer, das will ich 
nicht" ... 

spw: ... was es genauso 
umgekehrt gibt ... 

Bodo Hornbach: ... was ich jedoch 
bei weitem nicht so oft höre. Ich glau­
be also, daß die bisherige Form der 
Parteiarbeit Probleme hat, nicht nur 
ein Teil der Struktur. Die Jusos täten 
m.E. gut daran - bei aller berechtigten 
Kritik an der Partei und ihrer Struktur 
- zu fragen, ob sie Zugang zu jungen 
Leuten gefunden haben. Ob sie die 
Interessen von Jugendlichen wider­
spiegeln, ob sie die Interpreten von 
Jugendinteressen in der Partei sind, 
ob sie von der Jugend als Gesprächs­
partner akzeptien werden ... Davon 
sind die Jusos zu weit entfernt - bei 
aller Bereitschaft zu sagen, es ist ein 
gemeinsames Problem der Partei, 
nicht nur der Jusos, Jugendliche an­
zusprechen. 

spw: Was Du hier be­
schreibst, hat zum einen. zu 
tun mit dem gegenwärtigen 

Verhältnis von Ortsvereinen und Ar­
beitsgemeinschaften., zum anderen. mi.t 
den Möglichkeiten, EinflufJ zu neh­
men auf Entscheidungen, auf Politik! 

Bodo Hornbach: Zu diesem letzten 
Punkt: Ich möchte noch einmal auf 
unseren gemeinsamen Ausgangs­
punkt zurückkommen. Wie geht eine 
Partei damit um, daß die zweitstärk­
ste Partei nach ihr die der Nicht­
Wähler ist. 
Es ist nicht das Hauptproblem der 
SPD, daß in der Partei intellektuell 
fWidiene Positionen, Analysen, Per­
spektiven und Vorschläge nicht Platz 
fänden odernicht gehön würden. Die, 
die sich artikulieren können, die 
Zugang zu Medien haben, werden 
auch in der Partei massenhaft gehön. 
Die Partei fixiert sich geradezu auf 
die Aufnahme solcher Positionen, sie 
ist fast schon zu wendig geworden. 
Das Bild vom ''Tanker" - wenn es 
denn gestimmt hat - stimmt so heute 
nicht mehr. Eher kann man der Partei 
den Vorwurf machen, daß sie mitun­
ter auf leise Brisen schon mit Kurs­
korrekturen reagiert. Es fehlt oft die 
klare Linie und die Plausibilität von 
Politik. 
Das Problem ist auch, daß diejenigen 
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Leute zu wenig gehört werden, die 
sagen: "Die machen doch sowieso, 
was sie vorhatten und was sie wol­
len", oder die sagen: .. Leute wie ich, 
die nicht so gut reden können, finden 
da sowieso kein Gehör". Die große 
Gruppe der Nicht-Wähler sind Men­
schen, die sich allein gelassen fühlen 
mit ihren Sorgen und Problemen und 
die nicht mehr das Gefühl haben, daß 
die Parteien davon noch ein bi&hen 
aufnehmen oder gar zum Thema ih­
rer Politik machen. Die große Gruppe 
derjenigen, die Gefahr läuft, den 
Anschluß an den gesellschaftlichen 
Prozeß und auch an den ökonomi­
schen Fortschritt zu verlieren, ver­
lien nun auch zunehmend den An­
schluß an die politische Gestaltung. 
(Die andere Gruppe der Nicht-Wäh­
ler, die hochpolitisien ist. der die Par­
teipolitik zu unbeweglich ist und die 
aus politischen Gründen nicht zur 
Wahl geht, ist sehr klein, ich halte sie 
zahlenmäßig fast für vernachlässig­
bar.) Woran es fehlt? Daß die Partei 
diese Gruppe der Bevölkerung poli­
tisch aufnimmt und personell reprä­
sentien. Deshalb halte ich es für den 
zentralen Auftrag von Parteien, die 
unterschiedlichen sozialen Gruppen, 
die unterschiedlichen Bildungs­
schichten, die unterschiedlichen Zu­
gänge zu Politik wieder stärker zu 
repräsentieren. Auch dabei schätze 
ich ortsnahe Strukturen der Kommu­
nikation sehr hoch ein. 

spw: Also kein strukturel­
ler Reformbedarf, vielmehr 
nur ein bißchen ''face-lif-

ting" für die Partei? 

Bodo Hornbach: Natürlich viel mehr 
als „face-lifting"! Aber im ersten 
Schritt: Über zusätzliche Arbeitsfor­
men nachdenken. Eine Alternative 
zu parteilichen Gremien und Struktu­
ren- seien sie territorial oder seien sie 
zielgruppen- bzw. themenorientiert 
in deren Rahmen man unterschiedli­
che soziale Gruppen zusammenführt 
und dort konsensbildend wirkt, eine 
Alternative dazu gibt es noch nicht. 
Bessere Formen müssen erst geprobt 

werden, bevor alte über Bord gewor­
fen werden. Die VorstellWig, daß eine 
Partei z.B. einen Öko-Kader hat. einen . 
nächsten, der sich für Arbeitnehmer 
und Gewerkschaftsrechte stark macht. 
eine weitere Gruppe, die feministi­
sche Aktivitäten betreibt. diese sich 
aber lose auf dem Parteitag wieder­
treffen, ist mir noch fremd. Denn die 
politische Sozialisation, über dieses 
spezielle Interesse hinaus sich mit 
anderen sozialen Gruppen oder Al­
tersgruppen an einen Tisch zu setzen 
und Konsensbildung zu betreiben, 
muß in der Partei früher beginnen. 
Daß der Ortsverein hier umfassende 
Hilfe benötigt, ist unbestritten, aber 
im Verhältnis zu anderen Möglich­
keiten der politischen Aktivität ist er 
gegenwärtig noch am tragfähigsten 
oder , wenn man so will, am reform­
fähigsten. 

spw: Bodo, Du bist einer 
der jüngsten Abgeordneten 
der SPD im neugewählten 

Düsseldorfer Landlag. Verkörperst 
Du damit die Erneuerung der NRW­
SPD? 

.;J,:i;' ,-, ___ :~z,. 

Bodo Hornbach: Nun, idi'fic,ffe, daß 
".">-r.,·:-· 

ich einen Teil dazu beitragen kann, 
daß wir eine sinnvolle Verknüpfung 
zwischen Kontinuität und nötigem 
Neuanfang finden. Dies ist für mich 
die Aufgabe, der ich mich in beson­
derer Weise widmen möchte. 

spw: Bodo, wir danken Dir 
für dieses Gespräch. 

1 Gemeint ist die Untersuchwig 
der JUSOS-NRW, deren Ergeb­
nisse im Bund Verlag veröffent­
licht wurden, in: Was uns die 
Jugend zu sagen hat. hrsg. von 
Ralf Krämer, Karsten Rudolph 
und Birgit Zoemer, Köln 1989 



Was uns die 
Jugend 
zu sagen hat 
Was denken Jugendliche heute über 
wesentliche Bereiche des politischen 
und gcscllschaftlicheo Lebens? Warum 
ist ihr fntercsse an Parteien so gering, 
wie gehen sie mit den neuen Medien 
um? Zu diesen (und anderen) aktuellen 
Fragen wurden Jugendliche im Alter 
zwischen 17 und 24 Jahren im Auftrag 
der SPD in NRW befragt. 
Dieses Buch gibt ihre Meinungen, 
Ideen und Wünsche zu aktuellen The­
men wie Umwelt, Computer, Medien, 
Schule, kulturelles Leben u.a.m. wie­
der. Befragungsergebnisse werden aus 
der Sicht junger, führender Sozial­
demokraten interpretiert und in politi­
sche Perspektiven umgesetzt. 

Soeben erschienen! 
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Wolfgang Scheiter• 

FORDERUNGEN 
AN EINE 

•• 11TATSACHLICHE 
GESUNDHEITSREFORM'' 

aus gewerkschaftlicher 
Sicht 

Gesundheitspolitik reduziert Gesundheitspolitik in Frage 

sich in der Sichtweise der mit stellen. Nicht die Frage der 

der Gestaltung und Umset- Kosten der Gesundheitsver­

zu ng betrauten Entschei- sorgung steht im Vorder­

dungsträger häufig auf Ko- grund, sondern die Zielbe­

stendämpfungspolitik. Eine stimmung der Gesundheits­

solche Politik ist perspektiv- politik: 

los und reformfeindlich, weil 

sie unsinnige Parzellen des Jeder Mensch muß unabhän­

Systems der Gesundheitsv~r- gig von seinem Einkommen 

sorgung als unveränderlich die bestmögliche Versorgung 

akzeptiert. Ein Nachdenken im Krankheitsfall erhalten und 

über eine tatsächliche Ge- einen optimalen Schutz vor 

sundheitsreform muß die Risiken, die zu Erkrankungen 

Prämissen der traditionellen führen, genießen. 

,ottgang Scheiter, Stuttgart, Leiter des Referats Gesundheitspolitik beim Hauptvorstand der ÖTV 
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Erst noch einer Zielbestimmung stellt sich die Frage noch der 
finonzierborkeit und damit untrennbar verbunden die Frage 
noch den Strukturen der Gesundheitsversorgung. Das Gegen­
teil ist aktuelle Politik. Spätestens seit Ende der siebziger Jahre 
sind die Kosten des Gesundheitswesens fast einziger Gegen­
stand der Gesundheitspolitik. Durch die Kostendömpfungsge­
setze von 1977, 1981, 1982, 1983 wurde den Versicherten 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung immer mehr "Selbst­
beteiligung" aufgebürdet. Den vorläufigen Höhepunkt stellen 
die durch das "Gesundheitsreformgesetz" in Verbin­
dung mit massiven Leistungskürzungen eingeführten Zuzah­
lungen dar, oufdie ich hier nicht im einzelnen eingehen muß. 
Ausgangspunkt der Reform waren die steigenden Beiträge 
der Krankenkassen. In der Tot hatte sich der durchschnittliche 
Beitragssatz insgesamt von 

1970 8,20 v.H. der Bemessungsgrundloge, 
1980 11 ,38 v.H. auf 
1988 12, 90 v. H. erhöht. 

(Quelle: Dolen des Gesundheitswesens, Bond 159, BMJFFG, 
S. 231) 

Tot um den Versuch, den Chorokter der Gesetzlichen Kron 
kenversicherung als Solidargemeinschoft in Frage zu stellen 
Zum Wesen der Solidorgemeinschoft gehört, daß die Gesun­
den für die Kranken zahlen; die Arbeitgeber ihren Anteil für 
die Wiederherstellung der Gesundheit ihrer Arbeitnehmer lc • 
sten. Nun, noch der Reform werden die Gesunden und d,e 
Arbeitgeber geringfügig entlostet, die Kronken zohlen z1.. 
Einsporun_gen bei den Ausgaben der Krankenkassen hoben 
1989 zu Uberschüssen und 1990 teilweise zu geringfügigen 
Beitra9ssenkungen geführt. Nicht verwunderlich, weil d ie 
Ausgaben zum Teil auf die Versicherten verlagert wurden und 
zum anderen Leistungskürzungen erfolgten. Des weiteren 
führten die 1988 erfolgten Vorzieheffekte bei Zohnersotz, be, 
Hilfsmitteln etc. dazu, daß 1989 diese Ausgaben nicht schor 
wieder föllig wurden. Eine Beitrogssenkung von 0,4 v.H. wirc 
für 1990 ols erreichbar angesehen. Bei einem Nlonotseir.­
kommen von 3500 DM entfiele davon auf Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber eine Bruttoersparnis von je 7,- DM. 

Blüm: "Die Zohlen beweisen, daß wir eine Reform für d;e 
Versicherten gemocht hoben. Jede eingesporle Nlork komrr! 
den Versicherten, den Beitrogszohlern, zugute·. (Soziolpolt-

Abb. 1: Gesundheitsausgaben in o/o des BSP - 1986 
ausgewählte Länder 
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Quelle: SVR, 1989 S. 311 

Dabei ist zu berücksichtigen, doß die Sponne der Beitragshö­
hen der rund 1150 K ronkenkassen zwischen 8 v. H. und 
16 v.H. liegt. In der Bundesrepublik werden knapp 10 v.H. 
des Bruttosozialprodukts für Kosten der Gesundheitsversor­
gung aufgewendet; sie nimmtdomit keinen Spitzenplotz unter 
den Industrienotionen ein (s. Abb. l ). 

~ Es ist allerdings möglich, doß es bei der "Gesundheitsreform" 
~ weniger um die Kosten der Gesundheitsversorgung ging o ls 
;= dorum, die Arbeitgeber von Lohnnebenkosten zu enrlosten 
~ Der AOK-Bundesvorsitzende Heitzer: "Dos Gesundheilswe-
~ sen wird nicht billiger, sondern die Kosten werden schlicht-
·~ weg von den Kassen auf die Patienten verlagert. " (zitiert noch 
!;; SPIEGEL 10/89) Wenn dies so ist, dann handelt es sich in der 
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tische lnformollonen, BMAS, 23 3. 1990) 

So kann nur reden, wer eine tatsächliche Reform der Gesu~ 
heitsversorgung gor nicht will und sich mit Kostenverschiebu.-.. 
gen zufriedengibt. Dos Ergebnis ist nicht einmal Kostendämp­
fung, sondern im wesenrlichen schlicht Umverteilung de-­
Kosten. 

Wie ist nun die Ausgangslage für eine quolitotive Umorientie­
rung in der Gesundheitspolitik? 



DIE GESUNDHEIT DER GESELLSCHAFT 
i:ö)e$0ndere den Fortschritten der kurativen Medizin und der 

·mozie wird zugerechnet, daß sich die mittlere lebenser­
.or!:,ng der Deul$chen in den vergangenen hundert Jahren 

.ezu verdoppelt hat. Sie betrögt für Mönner 71, 9 Jahre 
:s für Frauen 78,5 Johre. Infektionskrankheiten spielen, 
• man von AIDS ob, als Krankheits- und Todesursoche in 

~ Bundesrepublik keine bedeutende Rolle mehr. Ob dies 
5:lesondere der Hochleistungsmedizin zu verdanken ist, 

" durchaus in Frage gestellt werden. Nicht zuletzt die 
~sserung der allgemeinen Lebensumstönde, olso ols 
~ Voraussetzung die Ausschaltung von ständigem Hunger 
ro eine ausreichende Ernöhrung, die Verbesserung der 

:>hnbedingungen und Hygiene sind ursächliche Faktoren 
dJe geringere Kronkheil$höufigkeit (Schogen, Udo: Kriti­

=ie Medizin. Dokumentation Zukunftsoufgobe Gesundheifs.. 
u-:terung, Stuttgart, Kohlhom mer 1989). Diese wurden nicht 
:.,e!zl erkämpft durch engagierte Niediziner wie Virchow, 
Xe! ouch durch gewerkschaftliche Kraft. 

:ptkronkheiten sind heute: Krankheiten des Herzens und 

hondlung und Linderung von physischen leiden getreten, dos 
das leben verlöngert, ober nicht unbedingt humaner ist: 

Ein System, das lediglich in wenigen modellhaften Ansöl­
zen eine Vernetzung der ombulonten, stationären und 
rehabilitativen Leistungen für alte Menschen geschaffen 
hol; 
ein System, das pflegebedürftige olle Menschen zu #Feh~ 
belegungen# im Kronkenhous macht, die abgeschoben 
werden müssen; 
ein System, das diese Menschen trotz eines langen Arbeits­
lebens om Ende ols Sozialhilfeempfänger im Heim sterben 
läßt, oft allein - ohne Zeit für Zuwendung. 

Die Zahl der Pflegebedürftigen, die so hilflos sind, doß sie 
dauernd fremde Hilfe benötigen, hat sich in den letzten 
Jahrzehnten stark erhöht. Die Bundesregierung geht von weit 
mehr ols zwei Mill ionen Pflegebedürftigen aus, von denen 
etwa 630 000 schwer- oder schwerstpflegebedürftig sind. 
Rund 370.000 PFiegebedürftige werden in Heimen und 
Krankenhäusern betreut. Die Veränderung der demographi­
schen Struktur der Bundesrepublik Deutschland wird durch 

Abb. 2: bundesdeutsche Bevölkerungsentwicklung 
bei konstanter Geburtenhäufigkeit 
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30~ 

25
1 

20 

15 

10 

5 

0 
'Q85 2030 

- 1;.-.t.=,r '.?O a11re - 20 01s RQ ,1anre CJ ,.;ber 60 lahre 

2S Kreislaufs, noch wie vor Krebs, degenerative Skelettver­
:roerungen, Krankheiten des Verdauungssystems, Stoffwech­

~ankheiten, Allergien und psychische Krankheiten. Sie 
mmer häufiger die Ursache für Berufs-und Erwerbsunfö-

- eit und erhöhen den Anteil an ständig behondlungsbe­
gen Personen. Hinzu treten Verkehrsunfälle sowie ehr<> 

'Ls.:tle Alterskrankheiten. 

Zeit der intakten Großfamilie, in der Kinder, Eltern und 
:ßeltern unter einem Doch lebten und starben, ist lange 

-=roer. 

- de Stelle der familiären Zuwendung und Pflege bei 
_ heit und Altersgebrechlichkeit ist ein System der Be-
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die folgenden Zahlen besonders deutlich: 
Das Statistische Bundesamt hat in einer Modellrechnung, 
die im Jahre 1987 in einer aktualisierten Fassung vom 
Bundesminister des Innern veröffen~icht wurde, untersucht, 
welche Verönderungen der A ltersstruktur der deutschen 
Bevölkerung - ohne Berücksichtigung der Ausländer -
eintreten werden. 
Bei konstanter Geburtenhöufigkeit wird die Zahl der unter 
20jährigen, die 1985 noch 12, 9 Millionen betrug, auf 6,5 
Millionen im Jahre 2030 zurückgehen, die Zohl der 20- bis 
60jöhrigen von 31,6 ouf 19,9 Millionen zurückgehen und 
die Zohl der 60jöhrigen und älteren ouf 16,2 Millionen 
steigen; dies bei einer insgesamt um 14 Millionen ouf 42,6 
Millionen sinkenden deutschen Bevölkerung (Graphik). 
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Die Zahl der hochbetagten älteren Menschen über 80 
Jahren wird im nächsten Jahr bereits rund 2,2 Millionen 
Mitbürger betrogen. Sie wird domitguleine halbe Million 
über der von 1985 liegen. 

Der Pflegebedarf wächst mit der zunehmenden Zahl älterer 
Menschen. Zwei Zahlen machen dies deudich. In der Aller$­
gruppe der 60- bis 70jährigen sind heule 0, 9% pflegebedürf­
tig. In der Altersgruppe der über 80jährigen liegt der PAege­
bedorf jedoch bereits bei 19%. Für dos Jahr 2000 werden 
2,4 Millionen und für das Jahr 2030 gor 2, 9 Millionen 
Pflegefälle geschätzt. 

Von großer Bedeutung für die Entstehung und den Verlauf 
chronischer Krankheiten ist die Arbeitswelt. Nur ein Drittel 
oller Arbeitnehmer erreicht arbeitend dos Rentenalter. Auf. 
grund sozialer und beruflicher Lebensumstände sind die 
Gesundheitsrisiken für die verschiedenen Bevölkerungsgrup­
pen unterschiedlich hoch. Krankheitshäufigkeit und Frühinvo­
lidität können ols Beweis für schichtenspezifische Unterschie­
de gewertet werden. Noch immer werden Arbeiter früher und 
öfter kronk ols andere Gruppen unserer Gesellschaft. 

Ursachen und Entstehungszusommenh9nge von Krebs sind 
bisher noch nicht hinreichend geklärt. Uber dos Ausmaß der 
Arbeitsbedingtheit der Krebserkrankungen gibt es einen 
heftigen Expertenstreit. An der Arbeitsbedingtheit bestimmter 
Erkrankungen, insbesondere durch Gefohrstoffe, besteht o~ 
lerdings kein Zweifel mehr. 

In einem dicht besiedelten und hochindustrialisierten Lond wie 
der Bundesrepublik Deutschland gehen gesundheitliche 
Beeinträchtigungen von kaum obschätzborem Ausmaß von 
der nicht nur notionol verursachten ökologischen Zerstö­
rung ous. Spektokuläre Kotostrophen wie Seveso und T scher­
nobyl deuten nur auf weitere gravierende Veränderungen 
hin: Waldsterben, Veränderungen der globalen Ozonschicht, 
Aussterben von Tier- und PAonzenorten. Die ausufernde 
Verwendung chemisch hergestellter Moteriolien für Verpok. 
kungen und in Wohn-und Boumoteriolien, Nohrungsmittelzv­
sätze und "Schädlingsbekämpfungsmittel", die industrielle 
Londwirtschoft führen zu Umweltgefährdungen und Umwelt­
zerstörungen, die erhebliche Gesundheitsgefährdungen ver· 
ursochen. 

Die Gesundheitsberichterstattung ist in der Bundesre· 
publik Deutschland gerade erst 1m Aufbau begriffen. Die 
notwendigen Instrumente der Sozialepidemiologie sind kaum 
entwickelt. 

Morbidität und vor ollem Mortalität differieren regional. 
Regionole Morbiditäts- und Mortolitätsdifferenzen können ols 
Indiz dofür gelten, doß Menschen in Bollungsgebieten und 
olten Industriegebieten in besonderem Moße Gesundheitsge­
fährdungen ausgesetzt sind oder waren Ein flöchendeckell­
der reg1onoler Vergleich der Morbidität ist bisher nicht 
durchgeführt worden. Aber: Durch Analyse in bestimmten 
industriell geprägten Untersvchun9sröumen wurden eindeuti­
ge räumliche Risikogruppen identifiziert. Ein Zusommenhong 
von Umwelteinflüssen und Morbidität kann als nachgewiesen 
angesehen werden. 

Neben erblichen Veronlogungen hoben die gesundheitlichen 
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Risikofaktoren, die sich ous dem gesellschaftlich gepräg­
ten Verhalten ergeben, besonderes Gewicht. So besteher 
enge Zusammenhänge zwischen dem Gesundheitsvorhalten 
und Herz.Kreislouf.Kronkhoiten, Krebs, psychischen und 
psycho-somotischen Erkrankungen. Ein früher Beginn de, 
Rouchens und des Alkoholkonsums, falsche Ernährung. 
Bowegungsormut, unnötige psychische Belastungen un,, 
gesundheitsschädliche Lebensgewohnheiten fördern die 
genannten Krankheiten ebenfalls. Dies führt oft zu einer 
falschen Bewertung individuellen Verhaltens Aus dem oll­
geblich individuellen Fehlverhalten wird ein individuelles 
Verursachungsprinzip und schließlich eine individuelle Haft. 
borkeit abgeleitet - und damit von gesellschaftlichen Gefähr­
dungsbereichen abgelenkt. 

STRUKTURMÄNGEL IM 
GESUNDHEITSWESEN 

Unser System der Solidorfinonzierung von Soziolleistunge,· 
entspricht dem Grundsatz, daß jeder Bürger dos Recht 01.,· 

Erhaltung und bestmögliche Wiederherstellung seiner Ge­
sundheit hat. Eine möglichst weitgehende Erfüllung dieser 
gesellschaftlichen Bedürfnisse wird ober nicht erreicht, insbe­
sondere weil die privotwirtschoftliche Struktur weiter Bereich<: 
des Gesundheitswesens on einzelwirtschoftliche Interesse, 
geknüpft ist, die nicht hinreichend öffentlich kontrolliert we· 
den und sich bislang auch weitgehend gesamtgesellschoft 
chen Planungen entzogen hoben. Bisher ist so gut wie nicht, 
geschehen, um die koslentreibende Grundstruktur unsere• 
Gesundheitswesens, nämliche öffendiche Finanzierung urj 
private Leistungserstellung und damit private Gewinnmox1· 
mierung, zu verändern. 

Ein wichtiger Grund für die isolierte Betrachtung der Krankheit 
liegt in der Struktur des Gesundheitswesens. Sie findet auch 
in der mangelnden Erforschung der Zusommenhänge z" 
sehen Arbeil$- und Umweltbedingungen und der Entstehunt: 
von Krankheiten, wie auch dem daraus folgenden Mangel a, 
wirksamen Gegenmaßnahmen, ihren Niederschlag. Das 
Gesundheitswesen der Bundesrepublik Deutschland ist vor· 
wiegend ouf die Behandlung von Krankheiten ausgerichtet, 
ohne die Ursachen für bestimmte Krankheiten zu kennen oder 
ihre Entstehung verhindern zu können. 

Do die Behandlung von Krankheit mit dem Ziel der bestmög­
lichen Wiederherstellung der Gesundheit bei dauernd pflege­
bedürftigen Menschen nicht möglich erscheint, wird dieM? 
stationäre Pflege nicht durch Solidorgebilde der Soziallei­
stungsträger finanziert, sondern durch Angehörige oder PRe­
gebedürftige selbst; meist durch die Sozialhilfe. 

Im Bereich der ambulanten Versorgung nimmt der 
niedergelassene Arzt eine Schlüsselstellung ein. Er steht i!" 
Zentrum eines Systems, das morktwirtschoftfich strukturiert .st 
dem es ober on ollen die Märkte sonst kennzeichnender 
Regelmechanismen mangelt (Schäfer, vgl. SPIEGEL 10/89) 
Durch seine Praxis geht der wesentliche Teil oller Patienten. & 
stellt Diagnosen und behandelt. Er hat zudem die wichtige 
Aufgabe der Weiterleitung der Patienten on die jeweiiS 
entsprechende Stelle des Gesundheitswesens Sein gcsetzlicl­
obgesicherter Monopolanspruch ouf die ombulonto Beho~ 



g steht einer notwendigen Verflechtung vieler medizini­
~ Teilbereiche entgegen. Die Folge ist on vielen Stellen 
"le mangelhafte Kontinuität der Pctientenversorgung. 

e Behandlung des Kassenarztes stützt sich überwiegend auf 
~ zinisch-technische Leistungen und Medikamente, das 
3,espröch mit dem Patienten tritt demgegenüber in den 

-Jergrund, da es nicht delegotionsfähig ist. Diese Entwick­
~ wurde durch die von den ärztlichen Stondesorgonisotio­

-en ausgehandelte Gebührenordnung bestimmt. Die Enl-
ac+:,eidung des niedergelassenen Arztes über Art und Umfang 
~ Behandlung kann nicht allein von der Krankheit des 

enten abhängen, sondern möglicherweise ebenso von 
:zelwirtschoftlichen Überlegungen. Eine kostspielige Tech­
e1ung der ambulanten Medizin ist die Folge. 

:lt>wohl der Preis für die Leistungen der Kassenärzte durch ein 
.:cpliziortes Verfahren nicht stärker ansteigt als die Entwick-

9 der Grundlohnsumme, konnte das Honorarvolumen 
eh intensivere Behandlung der Patienten gesteigert wer-
~ Die Menge der Leistungen wurde ausgeweitet. Behond­
gsfölle nehmen trotz rückläufiger Primä~_inonspruchnohme 
eh die hohe und wachsende Zahl der Uberweisungen zu 
onek/lenhordt, 1989 Jahrbuch für Kritische Medizin 14, 

:,es- n, Homburg). Dies wird verstärkt durch die Steigerung 
~ Anzahl der Kassenärzte, die von 1970 bis 1984 um 
~ 5% anstieg und noch Prognosen von 1985 bis zum Jahr 
000 nochmals um zwischen 57,2% und 95,2% ansteigen 

...es Konstrukt ff Arzt im Praktikum", dos ein Praktikum noch 
:,emndenem Examen vorschreibt, ist ebenso wie Moßnah­
-e:i der "Qualitätssicherung" der Ärzteausbildung eher 
~ ·gnet, den Ansturm auf die Niederlassung zu verzögern, 

s die Qualität der ärztlichen Versorgung zu verbessern. 

,e Verordnung von Medikamenten ist eines der 
::•t1gsten therapeutischen Mittel der kurativen Medizin und 

aus diesem Grunde eine gleichermaßen gesundheitspol1-
1.Che wie wirtschaftliche Bedeutung. Dabei konkurrieren die 
-spruche des Bürgers auf Wirksamkeit, Schutz vor Arznei-

- '1elschädon und Wirtschaftlichkeit dos Arzneimittelangebo-
ies mit den Interessen der Arzneimittelhersteller und -verteile, 

:e pharmazeutische Industrie entscheidet praktisch über 
-,fang und Qualität des Arzneimittelangebots. Die Nachfro­

:zseite ist in Entscheidungsträger (Arzt), Finanzier (Kranken-
cw.e) und Konsument (Patient) aufgespalten. Mit dem 
GesundheitsrefOl'mgesetz• hat der Gesetzgeber den Kran­

~kossen vorgeschrieben, für wirkstoffgleiche Präparate 
~tbetröge festzulegen. Diese Festbeträge sind ein geeigne-
111!$ Mittel, um zu erreichen, daß bestimmte Präparate prei$-

~stiger angeboten werden. Befürchtungen, daß die entste­
~,den Umsotzeinbußen bei nicht festbetrogsfähigen Präpo­
-cten wieder wettgemacht werden könnten, sind ober nicht 

begründet. 

e aufwendige Werbung trägt zu einer unnötigen Verteue­
clS des aufgeblähten Angebots an Arzneimitteln bei. Die 

"'e finonzierung von Fachzeitschriften und Kongressen für 
~zte sichert den Pharmaherstellern darüber hinaus ein lnfor­

.atiansmonopol, das dem Arzt die Übersicht über den 
:-zneimittelmarkt erschwert und die Totsoche verschleiert, 
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daß nur ein Bruchteil des Arzneimittelangebots zur Versor­
gung der Bevölkerung lotsöchlich notwendig ist. 
Für die Morktp?,sition der Hersteller von medizinischen 
Geräten gilt Ahnliches. Der Boom der Medizintechnik 
wurde durch die Struktur der ärztlichen Gebührenordnung 
und die Möglichkeit der Geräte, technische Leistungen erheb­
lich zu vermehren, beeinflußt. Gerade in diesem Bereich hat 
sich eine Koalition auf der Anbieterseite gebildet, die nicht nur 
für einen erheblichen Teil der Kostensteigerungen im Gesund­
heitswesen verantwortlich is!, sondern darüber hinaus zu 
einer gesundheitspolitischen Uberbewertung der technischen 
Dimension der Medizin geführt hat. Die durch die Produzen­
ten von medizintechnischen Geräten und Medikamenten 
bewußt geförderte Erwartung$- und Verbraucherhaltung sta­
bilisiert nicht nur den Absotz. Sie bewirkt auch, daß sich der 
einzelne, der Arzt ebenso wie der Patient, diesem Verhalten 
allein nicht entziehen kann. 

Obgleich der betriebsmedizinische Dienst seiner Entste­
hungsgeschichte und Aufgabenstellung nach eine präventive 
und verbindende Funktion zwischen den herk&nmlichen 
Institutionen des Gesundheitswesens und der Arbeitswelt hat, 
ist er ebenfalls noch weitgehend an dem kurativen Muster der 
ambulanten Versorgung ausgerichtet und ohne Rückkoppe­
lung mit anderen Bereichen. Der Grundmangel ist jedoch die 
Abhängigkeit vom Arbeitgeber durch Arbeits- oder Dienstlei­
stungsvertrag. Hinzu kommen fehlende Eingriffsmöglichkei­
ten, z.B. bei der Feststellung gesundheitsgefährdender Ar­
beitsbedingungen. 

Die Tätigkeit der Betriebsärzte beschrönkt sich weitgehend 
auf Einstellungs- und Nachuntersuchungen, die nicht nur das 
Ziel hoben, den Arbeitnehmer vor gesundheitsschädlichen 
Arbeitsbedingungen zu schützen, sondern auch dem Unter­
nehmer eine orbeitsplatzgerechte Auslese der Arbeitnehmer 
ermöglichen. Die finanzielle Abhängigkeit vom Arbeitgeber 
fördert ein solches Aufgabenverständnis und belastet das 
Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Betriebsarzt. 

Die Rehabilitation ist ihrer Aufgabenstellung noch auf 
Integration und Kooperation gesundheitlicher und sozialer 
Dienstleistungen .. ausgerichtet. Gegenwörtig aber ist weder 
ein lückenloser Ubergong von der Krankenbehandlung zur 
Rehabilitation gewährleistet, noch werden alle Chancen zur 
Wiederherstellung und möglichst weitgehenden Wiederein­
gliederung in das gesellschaftliche leben genutzt. 

Für eine wirksame Rehabilitation ist besonders die mangeln­
de Verbindung zwischen Arbeitswelt, sozialen Lebensverhält­
nissen und Gesundheitswesen störend, weil hier das Zusam­
menwirken von Maßnahmen am Arbeitsplatz, gesellschaftli­
cher Unterstützung und medizinischer Behandlung unerläß. 
lieh ist. 

Dies gilt in noch stärkerem Moße für die Wiedereingliede­
rung psychisch Kranker. Hier ist allenfalls in Ansötzen eine 
gemeindenohe Betreuung sichtbar. Und wo es sie gibt, ist sie 
vielfach zu einer Kostendämpfungspolitik unter dem Deck­
mantel der Reform verkommen. 

Wie die Wiedereingliederung Behinderter hoben auch die 
Kuren in unserem vorwiegend kurativ orientierten Gesund­
heitswesen bisher keinen angemessenen Platz. Die Möglich-
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keilen der Heilmaßnahmen zur Nachbehandlung, zum Schutz 
vor Rückfällen, zur Vorsorge bei bestimmten Risikogruppen, 
zur Gesundheitsaufklärung und -berotung werden zu wenig 
genutzt. 

Die Einschränkungen bei Kuren durch dos Gesundheitsre­
formgesetz hoben dem Kurwesen insgesamt geschadet und 
laufen dem Gedanken der Gesundheitsförderung zuwider. 
Immer mehr Arbeitnehmer verzichten auf einen Kurantrag 
und gefährden damit auf lange Sicht die Erhaltung ihrer 
Arbeitskraft. In seiner Funktion als therapeutische Institution 
ist das Krankenhaus notwendigerweise kurativ ausgerich­
tet. Es wird ober im Gegensatz zu den bisher behandelten 
Bereichen der ambulanten Versorgung in der Regel nicht 
kommerziell betrieben. Der große Anteil der staatlichen 
Krankenhäuser on der stationären Versorgung ist Ausdruck 
der gesetzlichen Verpflichtung, für eine bedarfsgerechte 
Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen Kranken­
häusern zu sorgen. 

Die starre organisatorische Trennung zwischen ombulonler 
und stationärer Versorgung wird durch die unterschiedliche 
Wirtschaftsstruktur beider Bereiche verstärkt. Um ihr Mono­
pol auf die ambulante örzrii~he Versorgung zu verteidigen, 
wurden olle Versuche zur Offnung des Krankenhauses für 
den ambulanten Patienten von den Standesorganisationen 
abgeblockt. Umgekehrt beanspruchen sie die kommerzielle 
Nutzung kommunaler Einrichtungen durch Belegärzte. Die 
vorgesehene Regelung zur vorstotionären Diagnostik und 
nochstotionören Behandlung im Kronkenversicherungsko­
stendämpfungsgesetz wurde durch die Intervention der Stan­
desorganisationen an die Überweisung durch den Kassen­
arzt gebunden Wegen der mangelnden Kooperationsbe­
reitschaft dieser Organisationen ist es auch nie zu .. einer 
sinnvollen Arbeitsteilung zwischen niedergelassenen Arzten 
und Krankenhaus gekommen. Selbst dort, wo eine opti.~ole 
Versorgung der Bevölkerung durch niedergelassene Arzte 
nicht gewährleistet werden konn, ist dem Krankenhaus die 
ombulonte Versorgung der Bevölkerung verwehrt. Die Kon­
sequenz dieses Gegeneinonders sind Planungsmängel, 
unnötige Doppeluntersuchungen, Belastungen für den Kran­
ken und eine Vernochlössigung wirtschaftlicher Gesichts­
punkte. 

Trotz Anerkennung der stooriichen Verantwortung für ein 
leistungsfähiges Kronkenhoussystem wor die Finonzloge der 
Krankenhäuser vor Verabschiedung des Kronkenhousfinon­
zierungsgesetzes durch Milliarden-Defizite gekennzeic.~nel. 
Dos Kronkenhousfinonzierungsgeselz hol durch die Uber­
nohme der Investitionskosten durch den Stoot die Grundlage 
für eine wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser gelegt. 
Es hol die Voraussetzungen für eine staatliche Kronkenhous­
elonung geschaffen, gleichzeitig ober eine Tendenz zur 
Uberwälzung stootlicher Kosten auf die PFiegesätze und 
damit auf die gesetzliche Krankenversicherung begründet. 
Die Erwartungen, daß das Kronkenhousfinonzierungsgeselz 
ouch eine bessere Bedarfsplanung ermöglichen würde, 
wurden enttäuscht. Fehlende Kriterien für eine bundeseinheit­
liche Bedorfsplonung, fehlende regionale Plondoten, eine 
mangelnde Koordinierung zwischen dem ambulanten und 
stationären Sektor sowie zwischen dem stooriichen, dem frei­
gemeinnützigen und privaten Krankenhausbereich hoben 
bislang eine bedorfsgerechto Gliederung der Krankenhaus-
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versorgung noch Fachbereichen, Versorgungsstufen und 
regionolen Bedürfnissen verhindert. Nunmehr ist durch den 
Rückzug des Bundes aus der Kronkenhousfinonzierung auch 
die Aufgabe einer Bundesbeteiligung an der Planung der 
Krankenhausversorgung akzeptiert. D1e Diskussion monisr 
scher Finanzierungsmodelle deutet ouf eine weitere Aufgabe 
staatlicher Verantwortung für die Kronkenhousversorgu· 3 
hin. 

Die Anwendung veralteter Personolbedorfsberec~nungsver­
fohren für die Besetzung der Kronkenhöuser mit Arzten und 
pffegekräften sowie die Anrechnung von Auszubildenden OL • 

die Stellenpläne hoben - ouch wogen der gestiegenen Anfor 
derungen - zu einer verstörkten physischen und psychische­
Belastung des Personals und 1m Gefolge domil zu einer 
Verschlechterung der Versorgung, vor ollem der psych<> 
sozialen Betreuung der Patienten, geführt. Der Perso~olmon­
gel beim Pflegepersonal ist nicht zuletzt ouf ständige Uberfor­
derung zurückzuführen. 

Die Ausgliederung von Teilbereichen, wie z.B. von Wäsche­
reien und Krankenhausreinigung, bringt das Krankenhaus in 
Abhängigkeit von privatwirtschaftlichem Gewinnstreben und 
führt zu einer mangelnden Berücksichtigung kronkenhousspe­
zifischer Erfordernisse. Darüber hinaus bleibt der angebliche 
ökonomische Vorteil sokher Maßnahmen fraglich. Sie wirken 
sich außerdem nachteilig ouf die Arbeits- und Einkommensbe­
dingungen der Beschöftigten aus. 

Der mangelnden Kooperation zwischen Krankenhäusern und 
anderen Einrichtungen des Gesundheitswesens entsprich! 
eine mangelnde Zusommenorbeit noch innen. Im Kranken­
haus hol sich ein hierarchisches System etabliert, das aus 
einem Geßecht von Abhängigkeiten besteht, die einer veronl­
wortungsvollen polientenorientierten Kranken housversargung 
entgegenstehen. Konflikte zwischen Vorgesetzten und Funk­
tionsbereichen können den Vorrang der Patientenversorgung 
und der angemessenen Mittelverwendung in den Hintergrund 
drängen. 

Die Situation des öffentlichen Gesundheitsdienstes is• 
unbefriedigend. Er ist häufig zu einer "Restgröße" des Ge­
sundheitswesens geworden, der sokhe Aufgaben übcrnimr'lt 
die der private Sektor wegen fehlender wirtschaftlicher Atlrok 
tivität nicht für sich reklamiert. Der öffentliche Gesundhe,ts­
dienst ist deshalb kein in sich geschlossener Bereich mit einer 
eigenständigen Aufgabenstellung. Er beschränkt sich auf die 
Uberwochung und Begutachtung von Teilproblemen ohre 
ausreichende rechtliche Möglichkeiten zur systematischer 
Erfassung und Auswertung von Gesundheitsdoten, zur Gc-­
sundheitsoufklärung und ~rziehung oder zur Behandlung 
bestimmter Risikogruppen Die schwache Stellung der g„ 
seb:lichen Krankenversicherung im Gesundheits"'e­
sen liegt on der starken Zersplitterung der Krankenkassen 
Zudem wirken sich die unterschiedlichen Gesundheitsrisiker 
der Arbeitnehmer in unterschiedlichen Belastungen der Kror, 
kenkossen ous. Die Folgen sind Unterschiede in der Beitrog~ 
gestoltung und dem leistungsongebot der einzelnen Kassen 
Von besonderem Gewicht für die gesundheitspolitische Sie~ 
lung der Krankenkassen ober ist auch die Tatsache, daß sich 
die gesetzliche Krankenversicherung bislang weniger als 
Einrichtung der Gesundheitssicherung denn ols KoslenträgOf 
für gesundhei~iche Risiken der Versicherten verstanden hat 
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Jeher wurde eine Aktivierung der Betroffenen für gesund· 
..,.itsfördernde Ziele versäumt. Die gesetzliche Kronken­
,..,sicherung hol domit die Aufgobe übernommen, die ihr im 

~·em der kurotiven Medizin zugedochtwor und ebenso wie 
,e anderen Bereiche des Gesundheitswesens die Kronkheits­

l"SOChen und die Entwicklung von Gegenmoßnohmen ver· 
-od-lässigt. Dos Gesundheitsreformgesetz bietet hier, unbe­
ic+iodet grundsätzlicher Kritik, durch die Vorschriften zur 

onzierung von Präventionsmoßnohmen neue Hondlungs­
-.:>g1ichkeiten. Der richtige Gedonke der #Gesundheitsförde-
-:-:s·, der wesentlich umfossender verstonden werden muß 

::u Gesundheitserziehung, droht jedoch zu einer #Hoch­
;,aanzpödogogik# verformt zu werden. 

PERSPEKTIVEN 

jesundheitsförderun9 
:;esundheitspolitik o ls integroler Bestandteil einer soziol und 
.:.tologisch orientierten Politik muß sich verstärkt der Gesund­
:e,•siörderung widmen. Die Grundidee der Gesundheitsför-

:im,ng enthält nicht ollein den Gedonken on eine präventive 
~nsführung des einzelnen Menschen, sondern ouch on 
ec ~ soziole und ökologische Gesellschoftspolitik; eine Politik 
::ucn ouf den Feldern des Verkehrswesens, des Städtebaus, 
:,es Verbraucherschutzes, der Energieerzeugung und des 
Ai:beitsschutzes. Deshalb ist dorous, doß die Gesundheitsför­
::ierung durch § 20 SGB V ols gesetzliche Aufgobe den 

rankenkassen zugeordnet ist, nicht der Schluß zu ziehen, 
..x diese seien für die Gesundheitsförderung zuständig. 

......erdings sollten die Kronkenkossen ihre Möglichkeiten nutzen, 

.oer die troditionelle Gesundheitspödogogik hinous mehr für 
~ Erforschung der Ursochen von Erkrankungen oußerholb 
.:,es individuellen Lebensbereiches zu tun. 

~ndheilsschutz in der Arbeitswelt 
:'.;esundheitsschutz in der Arbeitswelt ist ein Teil der Gesund­
e"sförderung. Gesundheitsförderliche Politik muß den Ar· 

:ie tsschutz reformieren. Dos bundesdeutsche Arbeitsschutz­
system ist mongelhoft. 

Ein stärkeres Gewicht muß die Erforschung und Verhütung 
orbeitsbedingter Erkrankungen erholten. 
Dos zersplitterte Arbeitsschutzrecht muß in einem einheit­
lichen Arbeitsschutzgesetz neu gestoltet werden. Dieses 
Arbeitsschutzgesetz muß ouch für den öffentlichen Dienst 
gelten. Es soll einklogbare Rechte der Arbeitnehmer entho~ 
len 
Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen in eine 
orbeitsmedizinische Betreuung einbezogen werden. 
Betriebsärzte und Sicherheitsfochkräfte müssen von be­
trieblichen Abhängigkeiten weitgehend frei sein und bei 
erkannten Gefährdungen Eingriffsrechte in den Betriebs­
oblouf erholten. 

• Für die Anerkennung des Zusommenhongs zwischen 
gesundheitsschädigenden Einflüssen der Arbeit und der Er­
krankung müssen Beweiserleichterungen für den Arbeit­
r,ehmer bis hin zur Beweislostumkehrung geschaffen wer­
den. 

":!egrolion 
::, e Strukturen der Gesundheitsversorgung und der Sozio~ 
..ienste orientieren sich nicht om Grundsotz der Bedorfsge-
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rechtigkeit, sondern on gesetzlich betonierten Zuständigkei­
ten. Eine tatsächliche Gesundheitsreform muß insbesondere 
dos Monopol der Kassenärzr. auf die ambulante medi­
zinische Versorgung zugunsten eines bedarfsgerechten 
Pluralismus abschaffen . Nur so können kostenoufwendige 
Doppeluntersuchungen mit hohem opporotivem Aufwond 
sowie unnötige Mehrfochonschoffungen vermieden werden. 
Die immer wieder beklagten Fehlbelegungen in Kronkenhäv­
sern könnten bei stärkerer Integration der ambulanten und 
stolionären Versorgung weitgehend vermieden werden. Die 
Krankenhäuser wären nicht mehr gezwungen, ous diagnosti­
schen oder therapeutischen Gründen Patienten stolionär 
aufzunehmen, die eigentlich nicht bettlägerig sind. Auch ous 
Finonzierborkeitsgründen ist es nicht hinzunehmen, doß sich 
immer mehr Kassenärzte in einem System betätigen, in dem 
sie - wirtschaftlich gesehen - Bedorfswecker und Beclarfsdek­
ker in einer Person sind. Integration bedeutet in diesem 
Zusammenhang auch den Abbau von Privi legien. 

Eine stärkere Integration der Leistungen für pflegebedOrf· 
tige ist ebenso erforderlich. Der Wirrwarr unterschiedlicher 
Finanzierungs- und Trägerzuständigkeiten verhindert eine 
bedorfsgerechte, lückenlose Versorgungskette für Pflegebe­
dürftige. Pflegebedürftige belegen Kronkenhausbetten, weil 
Rehobilitotionsongebate, ombulonte, teilstotionäre oder sta­
tionäre Einrichtungen fehlen. So wird moncher Potient zum 
Pflegefall, der bei früh einsetzender Rehobililotion wieder ein 
lebenswertes leben hätte führen können. 

Notwendig ist d,e einrichtungs- und trägerübergreifende 
Planung von Versorgungseinrichtungen in der Region unter 
Berücksichtigung des Bedorfs. In diese Planung sind Kranken­
häuser, Rehobilitotionseinrichtungen, ombulonte Dienste, 
teilstotionöre Einrichtungen und Heime aufzunehmen. Die 
Erfüllung elementarer Bedürfnisse der Bürger dorf nicht dem 
Morkt überlassen werden. Dorum ist öffenrliche Planung, und 
(wenn zur Durchsetzung quolitotiver Ziele erforderlich) öffent­
liche Finonzierung notwendig. In diesem Zusammenhang ist 
ouch d ie öffentliche Verantwortung für eine ausreichende 
Personolousstottung und Ouolifikotion der Beschäftigten zu 
nennen. 

Sowohl für die Erbringung von Leistungen ols ouch für 
Berotung und Koordinierung sollten bürgemahe Sozial· 
zentren geschaffen werden. Diese Soziolzenlren könnten 
vielfältige Gesundheits-und Sozioldienste "unter einem Doch" 
onbieten und steuern. Der öffentliche Gesundheitsdienst hätte 
hier u.a. geeignete Entfaltungsmöglichkeiten. 

Soziole Absicherung des Risikos der fflegebedürftigkeit 
Die soziale Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit 
bedorf dringender Verbesserungen. Durch dos neue SGB V 
wurden den Kronkenkossen neue Leistungen übertragen: die 
Unterstützung der höuslichen pflege Schwerpflegebedürfti­
ger, medizinische und ergänzende Leistungen zur Rehobilito­
tion, um pflegebedürftigkeit zu vermeiden oder zu mindern. 
Do gespoltene Zuständigkeiten dos Erreichen der präventiven 
und rehobilitotiven Ziele behindern können, sollten die Kron­
kenkossen ouch die PFiegekosten in pflegeheimen ols Sachlei­
stungen trogen. Hierzu sind jedoch Zuschüsse der öffenrli­
chen Hand erforderlich, die andererseits von der Sozialhilfe 
enrlostet wäre . 
Arzneimittel 
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!Zur Gewährleistung einer sicheren, therapeutisch wirk50men 
und wirbchaftlichen Arzneimittelversorgung ist zunächst einmal 
die Verschärfung des Wirksamkeitsnachweises bei der Zula5-
sung von Arzneimitteln zu fordern. Ein Bundesarzneimittelil}-
stitut könnte neutrale, herstellerunabhängige Informationen 
erarbeiten und Arzneimittelforschung betreiben. Preisver· 
handlungen zwischen Krankenkassen und Herstellern könl}­
ten bereits vorhandene Ansätze wie z.B. Preisvergleichsliste 
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und Negotivlisle ausbauen. Darüber hinaus sind Instrumente 
notwendig, die auch einer ungerechtfertigten Mengenau5-
weitung der Verordnungen entgegenwirken. 

Organisotionsreform der Krankenkassen 
Die eklatanten Beitragsunterschiede zwischen 
Kassen und Kossenorten bei in etwa gleichen 
Leistungen sind nicht hinzunehmen. Sie fuhren zu 
einem finanziellen Ausblulen der Allgemeinen 
Ortskrankenkassen, die als Basiskassen jedermann 
aufnehmen müssen. · schlechle Risiken· fuhren 
zwangsläufig zu höheren Ausgaben und damit zu 
höheren Beiträgen. Eine Zurückbesinnung auf den 
Grundgedanken der Solidargemeinschaft hätte ols 
erstes die Aufhebung der Versicherungspflichtgrel}­
ze, die Versicherungspflicht oller Beschäfligung5-
verhältnisse, die Anhebung der Beitrogsbeme5-
sungsgrenze und einen Risikoousgleich zwischen 
Kassen und Kassenarien zur Folge. 
Risiken, die ousgeglichen werden solllen, sind ins. 
besondere: die Grundlohnsumme, die Altersstruk­
tur, die Familienquote. Zudem sollte die rechdiche 
Unterscheidung zwischen Arbeitern und Angesteli 
ten aufgehoben werden . Unabhängig dovon sind 
Arbeiter und Angestellte bei der Kossenwohl gleich­
zustellen. 

WANN, WENN NICHT JETZT? 
Umbou des Gesundheitswesens? Wonn sind die 
Chancen jemals besser gewesen als jetzt? Die Di5-
kussion über eine Sozialunion mit der DDR bietet 
reole Möglichkeiten, die Gesundheitspolitik gruncJ. 
legend neu zu gestalten. 

Die Verhältnisse in der DDR sind ein Quell stönd 
gen Nachdenkens über Kompotibilitätsprobleme 
der Gesundheitssysteme. Ginge es nach den Ideen 
~.erschiedener Verbönde der niedergelossenen 
A rzle, so wären die Rezepte schon ausgestellt: Die 
verfehlte kostentreibende Grundstruktur unseres 
Gesundheitswesens würde der DDR transplantiert 
#Brüder, zur Sonne, zur Kasse" könnte hierfur der 
Sinnspruch sein. 

Das Gegenteil von Profitüberlegungen sollte dazu 
veranlassen, darüber nachzudenken, ob nicht die 
Zu50mmenführung unterschiedlicher Systeme eine 
Chance bietet, mit Defiziten unseres bizarren G. 
sundheitsversorgungssyslems Schluß zu machen 
Polikliniken in der DDR und eine starke Orientie­
rung on einer präventiven Gesundheitspolitik bie­
ten unabhängig vom Verbleib der dort Beschäftig, 
ten, der uns wichtig sein sollte, die Gelegenheit 
darüber nachzudenken, ob nicht die Struktur der 
ambulanten medizinischen Versorgung in de1 
Bundesrepublik einsei tig an Gewinninteressen 
ausgerichtet ist und daher geändert werden sollte 
Die Zu50mmenführung der Systeme bietet Chal}­
cen, die wir nicht ungenutzt verstreichen lassen 
sollten. 
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~rt Moppes-Niediek * 

DIE SPD 

UND DIE GESUNDHEITSPOLITIK 

DER 90ER JAHRE 

5 vv'illyBrandtinseinerersten Regie­
.-gserklärung den berühmtgeworde­
e"' Sotz vom "blauen Himmel über 

c:.• Ruhr'' vortrug, reagierte der Bul')­
ou:og mit Heiterkeit. Die Abgeordne­
_.. fanden es komisch, doß ein Politi­
u • über Dinge sprach, die mit Politik 

c'lls zu tun hatten: Ruß, Dreck und 
Sco,wefel gehörte, so meinten sie, nun 
• -'"IOI zur Industriegesellschaft wie 

• eine Seile der Medaille zur onde­
~ Inzwischen ist die Umweltpolitik 
:.. einem onerkonnten Fachgebiet der 

-c ·ik geworden. Schwefeldioxidwer­
• ..,.erden öffentl ich ols Erfolgszahlen 
ot"1Clndelt, so wie früher einmal die 
-O"' 'len geförderter Kohle. 

E:ienso wie die Umwelt sind die The-
12„ Energie und Technologie in den 
~gongenen 20 Jahren zu Gegel')­
s,c~en der Politik im engeren Sinn 
gte"'orden. Entscheidungen über Kerl')­
~ doren oder über Richtlinien für bio­
li!ctinologische Forschung finden mit-

'lltr auf den ersten Seilen der Tages­
=~ !ungen Platz und werden in den 
• odio- und Fernsehnochrichten er­
....orint. Poltiker können sich mit diesem 
"". .... mo vor den Wählern profilieren. 
~ ,es dos konnte sich 1970 noch nie­
oond vorstellen. 

Meine These ist, doß in den 90er 
j,c~ren ein neues Politikfeld erschlos­
sen wird: die Gesundheit. Mit dieser 
- -.sewird nichteinfochein Trend zum 

storischen Subjekt erhoben: die Ent­
>eklung läßt sich abbiegen oder be-

fördern. Ob 
wir im Jahr 
2000die Zohl 
der Schwerst­
pflegebedürfti­
gen oder die 
der kariösen 
Zähne bei 
Schu lkindern 
genousodisku­
tieren wie heu­
te die Schod­
s toff werte , 
hängt zum Bei­
spiel wesent­
lich von der 
SPD ob, wie 
ich weiter Ul')­
te n darlegen 
werde. 

Meine These ist, daß 
in den 90er Jahren 
ein neues Politikfeld 
erschlossen wird: 
die Gesundheit. 

geordnete Ro~ 
lespielt. In den 
vergangenen 
Jahren ist ein 
einziges The­
ma dieser 
Gesundheits­
politik, näm­
lich AIDS, im 
großen Rah­
men diskutiert 
worden . Die 
Diskussion 
über dieses 
Thema und 
seine Behand­
lung durch dos 

Ob wir im Jahr 2000 
die Zahl der Schwerst­
pflegebedürftigen oder 
die der kariösen Zähne 
bei Schulkindern 
genauso diskutieren 
wie heute die Schad­
stoffwerte, hängt zum 
Beispiel wesentlich von 
der SPD ab. 

Ministeri um 
hoben noch 
langer Zeil 
wieder eine 

"Gesundheitspolitik" gibt es freilich 
schon, wenn ouch nicht ols eigenstän­
diges Politikfeld. Mit dem Begriff be­
zeichnen wir zum einen eine wenig 
entwickelte Rechtspolitik, die dem 
Wollen des Gesundheitswesens einen 
allgemeinen ordnungspolitischen 
Rahmen setzt. Zu einer so verstande­
nen Gesundheitspolitik gehören die 
Vorschriften über die Zulassung von 
Medikamenten oder von Personen zur 
Ausübung von Gesundheitsberufen. 
Dieser Zweig der Gesundheitspolitik 
gehört in der Systematik der Bundesre­
g ierung zum Ressort "Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit", wo er seit je­
her neben dem gesellschaftspolitisch 
umkämpften Thema Familie eine unter-
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Ahnung davon gegeben, was Gesund­
heitspolitik sein konn und mit welchen 
Instrumenten sie arbeiten könnte. In 
den sechziger Jahren ( 1961 bis 1969) 
gab es einmal ein Ministerium für das 
Gesundheitswesen, on dessen Spitze 
die CDU-Ministerin Elisabeth Schwarz­
haupt (1961 bis 1965) mit einer 
Kompogne gegen dos Rouchen von 
sich reden mochte. In der Großen 
Koalition wurde dos Ministerium von 
Köte Strobel (SPD) verwaltet, bis es 
1969 mit dem Ministerium für Familie 
und Jugend zusommengelegt und damit 
bedeutungslos wurde. 

Unter bedeutend größerer öffentlicher 
Aufmerksomkeit operiert der sozialpo-
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litische Zweig der Gesundheitspolitik, Fälle von Leberzirrhose wieder gestie-
der im Ministerium für Arbeit und gen ist, und, wenn es ihr nicht gelingt, 
Sozialordnung zu Hause ist. Er regelt onderntogs böse Kommentare auf der 
die Verteilung der finanziellen losten, Seite 2 der Tageszeitung lesen. 
die das Gesundheitswesen der Gesel~ 
schalt aufbürdet. Steuerung und len- Objektive und subjektive Vorausset-
kung dieser erheblichen Geldmittel zur zungen d0Für1 daß es in zehn Jahren 
Erreichung bestimmtergesundheitlicher eine solche Politik geben könnte, sind 
Ziele linden dabei nur ganz am Ronde vorhanden. 
statt. Die HGesundheitsreform" von Die gesetzlichen Krankenkassen, 
1987 /88 war ein verteilungspoliti- Körperschaften öffentlichen Rechts, 
Khes Werk, das nur nebenher im binden wie keine zweite öffentliche 
eigentlichen Sinne gesundheitspoliti- Institution enorme Ressourcen, ohne 
sehe Ziele verfolgte, etwa bei der daß über deren Anwendung innen-
schüchternen Umsteuerung von Mi~ nenswertem Umfang demokratisch 
teln in die ambulante Pflege oder bei entschieden würde. 
der Finanzierung von Zahnersatz. Die Entscheidungen über die Steu-

erung dieser Mittel sind politisch 
Beide Zweige dieser Prä-Gesundheits- diskutabel und im vorpolitischen Be-
politik agieren unabhängig voneinan- reich schon heute sehr umstritten. 
der. Die wichtigen Enlscheidungen, Debatten um Apporotemedizin, um 
die zum Gegenstand einer neuen Ernährungsfragen, 35-Stunden-
Gesundheitspolitik werden können, Woche (hier der gesundheitliche 
lallen lern von demokratischer Kontre~ Aspekt]. Heilpraktiker und Natur-
le in den öffentlichen wie privaten heilkunde, Psychiatrie, ambulante 
Strukturen des Gesundheitswesens, wo Pflege, das Stillen von Säuglingen, 
sie als solche kaum zu erkennen sind Tabakwerbung oder Freigabe von 
und ollen, selbst denen, die sie fällen, Haschisch werden an Arbeitsplä~ 
als direkte Funktion von Sachzwängen zen und Stammtischen, in alternati-
erscheinen. ven Gruppen, in Illustrierten und 

zwischen Fernsehzuschauern und 
Gesundheitspolitik im engeren Sinne, ihrem Sender zunehmend hettig 
die also, die es noch nicht gibt, setzt geführt. ·Monitor• z.B. erzielt mit 
sich gesundheitliche Ziele: Steigerung Gesundheitsthemen die bei weitem 
der Lebenserwartung, Verringerung der größte Aufmerksamkeit und setzt 
Herz-Kreislauf-Krankheiten oder der sie desholb gezielt ein, um auch die 
Karies, Ausrottung von AIDS, Verhin- im engeren Sinne politischen The-
derung von Haltungsschäden bei Kin- men "verkaufen" zu können. 
eiern oder bei Ntenschen mit sitzenden Wie sich solche Gesundheitsdiskus-
Berufen. Das einzige bisher bekannte, sionen politisch institutionalisieren 
wenn auch seltene Instrument solcher ließen, ist schon vorgedacht, vor 
Gesundheitspolitik sind Kompognen ollem bei der SPD und bei den Ge-
(Rauchen, AIDS); weiter entwickelt ist werkschaften. In Expertenkreisen gilt 
~as Kampagnenwesen, das auf eine besonders das Konzept als zukunfts-
Anderung des individuellen Verho~ weisend, dos die SPD-Bundestags-

~ tens zielt, in der Dritten Welt. fraktion mitten in der Gesundheits-
relorm-Debotte im März 1988 unter 

~ Eine entwickelte Gesundheitspolitik dem Titel ·Eckdaten einer Struktur-~ 
X findet erst statt, wenn die Mittel im Ge- reform im Gesundheitswesen" vor-

~ sundheilswesen gezielt zur Bekämp- gelegt hot. Was es enthält, ist in 
X (~ng bestimmter Krankheiten, zur spw 47'** nachzulesen. Hier nur M ; Anderung bestimmter gesundheits- soviel: Der Bundestag legt globale ~ .. schädlicher Verhältnisse oder zur gesundheitliche Ziele für einen be-
~ 

Bereitstellung bestimmter gesundheits- stimmten Zeitraum fest, und auf " ~ fördernder Einrichtungen verwendet regionaler Ebene sind sogenannte w 
X 

werden. Um es plastisch zu machen: ·Gesundheilskonlerenzen•, die sich M 

i Im Wahlkampf streitet Partei A für die aus Kassen und den verschiedenen 

~ Koriesbekämpfung und Partei B für die Anbietern zusammensetzen, für die 

~ 
Krebsforschung; die zuständige Mini- Präzisierung und Umsetzung dieser 

i 
,terin muß dem Parlament Rede und Ziele zuständig. Was an ordnungs-

~ 
Antwort stehen, wenn die Zahl der politischen Reformen im Gesund-

K 

heilswesen nötig ist, ergibtsich denn 
aus dem Erfolg oder Nichterfolg 
dieser Konferenzen. 

Hier soll es nun um die Umsetzung 
dieser Ideen gehen. Erfahrungsgemäß 
sind Reformen im Gesundheitswesen 
besondersschwerdurchzusetzen, und 
die Diskussion um die Gesundheitsre-
form hat noch einmal deurlich die Macht 
der Anbieter vorgeführt. Es gilt zu 
verhindern, daß das zukunftsweise~ 
de Programm der SPD den Weg so 
mancher Idee geht und in einer Schub-
lade verschwindet. 

Zunächst verarbeiten die "Eckdaten" 
eine strategische Erfahrung: Es ist sinn-
los, mit einer abstrakten strukturpoliti-
sehen Debatte zu beginnen. Große 
Entwürfe zur Vergesellschohung des 
Gesundheitssektors, wie sie bei der 
Linken in den 70er Jahren populär 
waren, blieben ohne Wirkung. Die 
Eckdeten gehen einen anderen Weg: 
Zunächst sind Strukturen zu schaffen, 
die überhaupt erst den Problemdruck 
deutlich werden lassen. Erst wenn die 
Diskussionen sich zuspitzen und öf-
!entlieh Gehör linden, werden grund-
sätzliche Struktur/ragen wieder oktu-
ell. 

Aber schon die Rezeption der ·Eckdo-
ten" war schwach. Zwar fand das 
Konzept noch Eingang in die soziolpo-
litischen Pragrommevon SPD und DGB, 
ober in der Offentlichkeit land es so 
gut wie keine Resonanz, und auch im 
Regierungsprogromm ·Fortschritt 90• 
kommt die komplizierte Reformolter-
native nicht vor. 

Trügerisch wäre die Hoffnung, deß 
die Strukturen des Gesundheitswesens 
im Zuge des Vereinigungsprozesses 
BRD-DDR fruchtbar diskutiert werden 
könnten. Zwar hat das Gesundheits-
wesen der DDR strukturell gegenüber 
dem der BRD einige Vorteile. Tolsäch-
lieh löst dieses System olle Probleme, 
die sinnvollerweise kollektiv bewältigl 
werden (dazu zählt vor ollem gezielte 
Prophyloxe), besser als des wesentlich 
teurere bundesdeutsche, und es hält 
auch vernünftige Einrichtungen bereit, 
die es im Westen nicht gibt (z.B. 
Ambulatorien und Polikliniken). Aber 
das Bewußlsein über die Überlegen-
heil dieser Strukturen ist wegen des 
verbreiteten Mangels wenig entwik· 
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kelt. Daß die Struktur gut ist und die 
Ausführung schlecht, l~ßt sich nun 
einmal nicht vermitteln. Uberdies darf 
nicht übersehen werden, deß euch 
des DDR-Gesundheitssystem an struk­
turellen Mängeln krankt. Wie olle 
kollektiven Gesundheitssysteme kann 
es zum Beispiel keine echte Therapie­
freiheit und vor ollem keine freie Arz~ 
wohl bieten. Diese Vorteile des BRD­
Systems dürfen nicht gering geachtet 
werden; kein Reformmodell hätte eine 
Chance, in dem diese Vorzüge nicht 
aufgehoben wären. 

Dos andere Extrem zu einer solchen 
Lösung "von oben" wäre das Warten 
auf gesellschottliche Bewegung, die 
dem SPD-Programm erst den nötigen 
Drive gäbe und die dann von der SPD 
mit einem ausgereiften Konzept bean~ 
wortet würde. Auch das scheint mir 
nicht der richtige Weg zu sein. 

Auf eine ·Gesundheitsbewegung• wird 
schon longevergeblich gewertet. Was 
sich so nannte, erreichte zu Beginn der 
80er Jahre mit den Gesundheitstogen 
seine Blüte; war vor ollem von Medi­
zinstudenten und einigen Gesundheits­
arbeitern getragen; konnte sich w~ 
gen fehlender Beteiligung von Patien­
ten, also Betroffenen, von professio­
nellen Interessen (die dann allerdings 
im idealistischen Gewande ouhroten) 
nie ganz freihalten; stieß _nie zu Kon­
zepten vor und zerfaserte schließlich 
in eine spirituelle Fraktion, die sich nur 
noch für Naturheilkunde, Asiotico und 
Psycho-Kulte interessierte, und in eine 
sozialpolitische, die sich zurück in die 
Gewerkschaften und an einige weni­
ge Lehrstühle flüchtete. Eine Bewegung 
der Sozialversicherten hat es, außer in 
Verteilungsfragen, nie gegeben. Ähn­
lich wie der ·verbraucher" tougen der 
"Patient'' und der NSozialversicherte" 
eben nicht besonders gut zum polili­
schen Subjekt. 

Das heißt nicht, doß eine solche 
Bewegung unmöglich wäre. Aber sie 
braucht den Anstoß von außen. Auch 
der Umweltgeschädigte ist, anders als 
etwa der Arbeiter, kein ·Jroumsub­
jekt"lüreine Bewegung, weil wir eben 
olle ein bißchen umweltgeschädigt 

, _ sind, wie wir auch manchmal Patien-
: ! len und nebenher Sozialversicherte 
, sind, ohne deß wir auf die Idee kä-. · ! -,--_· _____ rnen, diese temporären und vergleichs-

weise neben­
sächlichen 

in der Bonner 

Rollen zum 
Hauptinhalt 
unseres polifi. 
schen lnteres­
seszu machen. 
Trotzdem hat 
es in den 80er 
Jahren eine 
große und vor­
übergehend 
auch einllu~ 
reiche Ökolo­
giebewegung 
gegeben. In 
der Ge­
schichtsschrei­
bung gibt die­
se Bewegung 
freimütig zu, 
daß der An­
stoß von den 

Fände dann der ver­
breitete Unmut über 
gesundheitliche 
Probleme Rezeptoren 
in der Bonner Politik, 
könnte das der Beginn 
eines fröhlichen 
Tacklings zwischen 
Politik und Öffentlich­
keit werden, in 

Politik, könnte 
dasclerßeginn 
eines fröhli­
chen Tacklings 
zwischen Poli­
tik und Öffent­
lichkeit wer­
den, in dessen 
Verlauf auch 
Strukturalter­
nativen zur 
Diskussion 
kämen. 
Dieser Reihen­
folge muß man 
in jedem Fall 
den Vorzug 
geben vor 
Versuchen, 
gleich miteiner 

dessen Verlauf auch 
Strukturalternaliven 
zur Diskussion kämen. 

ersten Ansät-
zen einer 
Umweltpolitik 
unter Brandt kam. Erst als die Krise ein­
brach, die Umweltpolitik zum Stillstond 
kam, als die Probleme gerade auf dem 
Tisch logen, entwickelte sich eine Be­
wegung derer, die die Ansätze weiter­
treiben wollten. 

Anstöße zu geben ist auch jetzt das 
Gebot der Stunde. Zwar sieht alles so 
aus, als wenn es auch in den nächsten 
JahreA keine sozialdemokratische Re­
gierungserklärung gäbe. Aber es gibt 
auch andere Möglichkeiten. 

Gesundheitsthemen gehören in Ak­
tionsprogromme für Landtags- und 
Kommunalwahlen und vor allem 
auch in die Programme oder "The­
sen" vo11 Strömungen in der SPD. 
Spitzenpolitiker hoben die Möglich­
keit, öffentlich einen Stein ins Wasser 
zu werfen. Erklärte etwa ein Oskar 
Lafontaine, die vielen faulen Zähne 
der Schuljugend könnten nicht län­
ger hingenommen werden, könnte 
er in jedem Fall auf großes ällenrli­
ches Interesse rechnen. Zwar gäbe 
es auch Spott, und vor ollem die 
Bonner Korrespondenten wären mit 
dem Populismus-Vorwurf schnell bei 
der Hand. Wer ober eine Debatte 
anzetteln will, wird sich davon nicht 
schrecken lassen. 

Fäncle denn der verbreitete Unmut über 
gesundheitliche Probleme Rezeptoren 

Strukturdiskus­
sion zu beg in­
nen. Wo kein 
öffentliches In­
teresse be-

steht, bleiben Strukturen leer.Mon sieht 
es gerade im Gesundheitswesen bei 
der Selbstverwaltung cler Krankenkas­
sen, die über eine Reihe von Möglich­
keiten verfügt, ober in cler ~agel lus~ 
und phantosiela, vor sicli:tliin win-

schottet. i;;:i"": 
Die organisierte Poli!IMili'vng der 
Gesundheit ist auch für dii''SPD nicht 
ohne Gefahren. Das wird cleurlich, 
wenn man sich die Parallele Zur Um­
weltpolitik ansieht. Wohlstrotegisch 
ousgedrückt, hat die SPD 1969 etwa• 
versprochen, was sie einige Jahre 
später nicht holten konnte. Da liegt es 
nahe, es der anderen großen Volks­
portei gleichzutun und erst gor nichts 
zu versprechen. Treibt man die Para~ 
lele ober weiter, dann kommt gleich 
die Antwort mit: Die ökologische 
Wende ist heute des Thema, mit dem 
die SPD wieder Wohlen gewinnen will 
-so viele Um- und Irrwege sie zwischen 
1969 und heute auch gegangen ist. 

• Norbert Moppe„Niediek, Fochiour­
nolist für N.edizin, Gesundheils- und 
Soziolpoliffk. Mitglied der SPD 

• •vg/. N. Moppes-Niediek, Wann 
kommt die näc/,,te Gesundheitsre­
form,, in: spw 47, Juni 1989, S. 
215-221 
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GESUNDHEITS POLITIK 

Oliver Brosch * 

LIEBER REICH 
UND GESUND ... 

FÜR EINE 
MODERNE 
GESUNDHEITS­
POLITIK 

Es erscheint vielleicht kurios, 
mitten In den schönsten Grund· 
sab:debatten über das Ende dar 
(Nachkrlegs-)Geschlchte und 
des Sozialismus ein Thema In 
spw zum Schwerpunkt zu ma· 
chen, bei dem der :rwangsläu· 
fig In diese Debatten elngebun· 
dene Leser und die ebensowe· 
nlg unbeteiligte Leserin nicht 
umhin können, es zunächst bei 
so phantasleanregenden Asso· 
zlatlonen wie •aundespflege· 
geldgesetz" ader •Kranken· 
hausbettenfehlbelegung" zu 
belassen. Allenfalls kommt noch 
der vam varlgen Abend brum· 
mende Schädel mltlns Spiel oder 
auch der Griff zum Taschentuch 
statt zur Zeltschrift, um dem 
nächsten frühsammerllchen Pol· 
lenangrlff zu begegnen. Womit 
wir schon mitten Im Thema 
wären: Der Trennung van Poll· 
tlk und Lebensweise, die sich 
bei wohl keinem anderen The· 
ma als dem der *Gesundheit" 
so exemplarisch aufzeigen läßt. 

Das Elend einer "Pr~sundheitspoli­
tik", die sich nur um den rechtlichen 
Rahmen und um die Finanzierung eines 
wuchernden Gesundheitsapparates 
kümmert, wird in den Beiträgen von 
NO<bertMoppes und Wolfgang Sehe~ 
ter in diesem Heft ausführlich beschrie-

ben. Mein Ausgangspunkt wor ein 
wenig theoretischer: Warum machen 
eigentlich (lost) alle diese Form von 
Gesundheitspolitik mit, und was hin­
dert nomentlich die politische Linke, 
auf einem Feld originell zu werden, 
dessen Stellenwert für eine hegemo­
niale Politik sich schon oUein an der 
Unzahl vorpolitischer T riviolisieru ngen 
von "Gesundheit" in der Massenkultur 
- von der Schwarzwoldklinik im ZDF 
bis zur "Schwarzwaldklinik" der "To­
ren Hosen". ablesen lassen -müßJe. 

Eine voge Vorstellung der möglichen 
Bedeutung von Gesundheitspolitik 
i:>ezog sich ouf zwei Sochverhalte: 
Okonomistische und klossenreduktio­
nistische Konzeptionen sozialistischer 
Politik, wie sie z.B. mit dem "Projekt 
Moderner Sozialismus" ein Stück weit 
korrigiert wurden, hatten den Zugriff 
auf "Lebensweise-Themen" - bis hin 
zur Analyse des Wohlfohrtsstootes 
selbst - lange verstellt. Die Auseinan­
dersetzung mit Modernisierungs- und 
lndividualisierungsprozessen auch 
oußerholb der materiellen Produktion 
fand zwor Eingang in Analysen-etwo 
in den "53 Thesen". Programmatisch 
blieb aber das weite Feld zwischen 
"Zukunft der Arbeit" und "Alltagsde­
mokratie" unbesetzt, steht eine moder­
ne sozialistische Frauen-, Jugend-, Bi~ 
dungs-, Sozia~ und eben Gesundheits­
politik noch gonz om Anfong. 

............ .. ..... . ... . . .. ... ... .. .. .. .. .. ...... .. ... .. . .. . .... .. .. .. ... ....... .. .. ... ................ . .... .. .. . .. ........ .. .. .. ............... 

Klor wurde ober schon durch diese 
analytischen Ansätze - und dies war 
das zweite lv\otiv der Auseinanderset­
zung mit dem Beispiel "Gesundheit'' -
daß eine solche moderne Politik wie­
derum auf Gesellschofts- (will sagen: 
Kapitalismus-)Kritik verweisen muß. 
Nicht nur im schön-banalen Sinne der 
bekannten Karikatur von Much, wo 
der Schüler dem Lehrer als Entschuldi­
gungsgrund sagt: "Der Kapitalismus 
mit seinen Krisen macht mich ganz 
fertig." Unstrittig ist, daß das System 
der kapitalistischen Organisation der 
Produktion und daß erst recht die for­
disttscheArbeitsgestaltung kronk macht 
und Leben verkürzt. Ausbeutung findet 
nicht nur ols ökonomische Größe, 
sondern auch in der Form physischer 
Vernichtung von Mensch und Natur 
statt. Unstrittig istaberauch, daß durch 
die fortbestehende Zentralitöt des Pro­
duktionssektors in entwickelten kapi· 
tolistischen Gesellschaften hier auch 
über die T eilhobe der Menschen am 
gesellschaftlichen Reichtum und domit 
auch on dem gesellscholtlichen Gut 
Gesundheit entschieden wird. Und 
schließlich spielt Profitmocherei auch 
dort die Hauptrolle, wo Gesundheits­
schädigung oder Tod quasi zum Pro­
duktionsfaktor werden: dos internotio­
nale Drogenkapitol ist da nur Beispiel 
für die größte Exponsions"leistung". 

So weit, so klar. Aber eine linke Dro-
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gen-Politik etwa, die sich auf die An­
prangerung der Profitgier im Drogen­
geschält beschränkt und für Abhängi­
ge nur noch schlechte Pödogogik übrig 
hat, ist ebensowenig wirksam wie 
modern. Die linke tut sich schwer mit 
einer reformerischen Drogen-Politik, die 
sich irgendwo zwischen der noiv·so­
ziolistischen Utopie von Helden der 
Arbeit, die keine andere Droge brau­
chen, und superliberaler Freigabe von 
Drogen für mündige Konsumenten und 
verantwortungsbewußte Dealer ganz­
breit machen könnte. Dos ist-einstwei­
len - noch kein Thema für die eigene 
Politik, höchstens für den Bekennten 
aus der Suchtberatungsstelle; und wir 
-schlingen noch nebenbei die näch­
ste TEMPO-Story über den Bonden­
krieg in L.A.. 

Der Umgang mit AIDS wor und ist ein 
anderes Beispiel für einen von der 
Unken verpennten gesundheitspoliti­
schen Diskurs. Wo man denn .über­
haupt mitmischte, bewegte man sich 
aufw.rtrautem ideologiekrittschem Feld 
• oder auf dem der Kritik am neokon­
servattven Polizei-und Überwochungs­
staat. Dem Ausmochen und minde­
stens verbalen Absondern vermeintli­
-~her "Risikogruppen" wurde damit 

___ z,umindest Vorschub geleistet- und die 
Unke ging einem klassischen "rech­
~~" lndividuolisierungsdiskurs ein 

Stück Weit auf den Leim. Soziales wird 

da nicht mehr mitsoziolem erklärt (und 
verändert), sondern mal an das per­
sönliche Fehlverhalten, mal an anony­
me Systemzwänge ongehehet. 
Und schließlich läßt das Nicht-Verhöl~ 
nis zur eigener1 Gesundheit als einer 
möglichen gesellschaftlichen oder 
politischen Resultontetiefblicken. 'Wir 
haben olle einen angeschlagenen 
Magen, leben alle ouf Kredit und auf 
Rezept", besang Heinz Rudolf Kunze 
schon vor Jahren treffend die fortschritt­
lichen jungen Deutschen. Aber unser 
Bauch, Kopf oder Geschlechtsteil 
gehören uns allen so gründlich, doß 
politischer Spürsinn und Schamgefühl 
darin nie ein öffenriiches Thema se­
hen. Die Diskussion über die eigenen 
Süchte und Sehnsüchte findetdortstalt, 
wo sie scheinbar unverrückbar hinge­
hört: am Biertisch nach der Sitzung. 
Allenfalls wird dort, woes Szenen und 
Alltagskulturen gibt, noch die persön­
liche Erfahrung mit dem Medikament 
xy ausgetouscht oder die Adresse des 
besten Frauenarztes weitergegeben. 
Daß auch unsere Form von Politik (und 
Alltogsleben) krank mochen kann, 
äußert sich zwar manifest in nervösen 
Magenbeschwerden, Streßkopf­
schmerz8n oder chronischen Blasen­
entzündungen, wird aber in der politi­
schen Praxis mit immerschalerschmek­
kenden Appellen an die sozialistische 
Askese, die Trennung von Verstand 
und Kopfschmerz verarbeitet. Nicht 

................. .. .............. . .. ................ .. .. .......... .. . ............ . . .......... .. ............. 
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das Private ist da politisch, sondern 
eigentlich Politisches wird zur Privat­
angelegenheit gemacht, in der uns 
auch nicht mehr als Vertrauen auf 
Experten, lllustriertenweisheit und Hi" 
fe zur Selbsthiffe einfällt. Ausnohmen­
in Frouenkulturen oder baic• noch 
politischen Teilen der G ~-!!itsbe­
wegung z.B. - bestötigen,i~I. 

,:-;:-· 

Versucht man, diese empirische Reali­
tät auf den theoretischen Begriff zu 
bringen, so läßt sich die Eingangsthe­
se der Trennung von Politik und Lebens­
weise präzisieren: Sozial-kutturell le­
ben auch wir längst einen modernisier­
ten Alltag, in dem alle Flüche und Seg­
nungen der Individualisierung wirk­
sam sind. Unsere theoretischen Vor­
stellungen von dieser Wirklichkeit -
und die schüchternen Versuche, aus 
diesen Politik zu stricken - bewegen 
sich ober noch auf einem Niveau, das 
sich im modernen Kapitalismus im 
Stadium der Aufhebung befindet. 
Sofern diese Form der Theorie- und Po­
litikentwicklung ihre Bezugspunkte 
noch aus dem "realen Sozialismus" 
gewann, wird sie noch schneller obso­
let werden: Die ungeheure Beschleuni­
gung des Modernisierungsprozesses, 
den die Kapitalisierung Osteuropas 
bewirken wird, dürfte Milieus und 
Kulturen dofür noch schneller auflösen 
ols in traditionellen Kernen des Kapi­
talismus selbst . 
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Man kann die Entwicklung wohllahrts­
slaa~icher Polilik im fordislischen Ka­
pitalismus in drei Etappen unterteilen. 
Für die BRD wäre die Wirtschohswun­
derzeit mit der Entwicklung von 
"Lebensstandard" zu kennzeichnen, 
also milder Erwirlschahung malerie~ 
ler Ressourcen und der politischen 
Durchsetzung der Strukturen eines 
entwickelten Wohlfahrtsstaates mit 
relativem Massenwohlstand. Jene Ära, 
in der die Polilikselbslsich dasZielvon 
mehr "Lebensqualität" setzte, in der 
Reformen neue, qualitative Elemente 
des Sozialstaates - und darunter erst­
mals das Recht auf eine saubere und 
gesunde Umwelt für olle - absichern 
sollle, baule darauf auf. Und doch war 
diese Slufe auch schon Resuhat ge­
wachsener Ansprüche und der Diffe­
renzierung von Lebensweisen. 

Auf einer dritten Stufe des Modernisie­
rungsprozesses kommt es zur vollstän­
digen Freisetzung der Individuen aus 
slöndischen, klassenbezogenen und 
bürgerlich-familiären Zwängen und 
zugleich zu einer Vermassung neuer 
Oualilöl, es enlsleht "das slandardi­
sierle Kollekfivdosein des vereinzellen 
Massen-Eremilen" IU, Beck). Zwischen 
der Auflösung traditioneller Schran­
ken und neuen Anforderungen an das 
Ich eröffnet sich ein weiter Raum von 
Handlungsdisposilionen, die sich in 
differenzierten Lebensweisen verdich­
ten und im "Lebensstil" Eigenständig­
keil gewinnen. "Mit dem Begriff der 
Lebensweise ist dabei die zeitlich über­
dauernde Geslail von Handlungsfor­
men und Handlungsmustern von Perso­
nen und Gruppen gemeint, die sich im 
Prozeß der Persönlichkeitsentwicklung 
und der GeslalhJng der Lebenspraxis 
herausbilde!. In der Lebensweise drük­
ken sich beslimmle Formen der Aneig­
nung des eigenen Körpers und der 
sozialen und dinglichen Weil und die 
Formen der Auseinandersetzung und 
Bewältigung der Anforderungen und 

Probleme aus, die sich hieraus erge­
ben. "1 

Krankheil - und nach allgemeiner jede 
Form von abweichendem oder auffäl­
ligem Verhalten - kann dann "als Aus­
druck der psychosozialen "Kosten", 
die die moderne Lebensweise mit sich 
bringt"2, verstanden werden. 

Die Geschichte von Krankheiten, 
Medizin und "Volksgesundheil" so in 
Zusammenhang mit gesellschaftlicher 
Entwicklung zu interpretieren, wäre 
ein erster Schritt zu einem anderen 
Blick auf Gesundheilspolilik. Eine 
empirische Bestätigung für ihren Zu­
sammenhang liefert schon die Analyse 
des Krankheilsbildes modernerGesel~ 
schalten, die es- hauptsächlich mit Hy­
gienisierung und Technisierung - zu 
löngsl wieder fragwürdig geworde­
nen Erfolgen in der Lebensverlänge­
rung und der Ausschollung lebensbe­
drohender akuler Erkrankungen ge­
brach! haben. Stattdessen gibles "ein 
dramatisches Anwachsen der soge­
nannten "chronischen'' Krankheiten, 
d.h. Krankheilen, die aufgrund des 
geschärften medizinisch-technischen 
Sensoriums diagnostiziert werden, 
ohne doß für ihre Behandlung effekli­
ve Therapien vorhanden wären ... ".3 

AIDS als speklakulärsles Beispiel, die 
Krebserkrankungen, die expkx:Heren­
de Rale von Allergikern, schließlich 
die Unzahl psychosomatischer Erkran­
kungen, all dies sind zwar gerade 
nach Größen für die Abschreibung im 
Zivilisotionsprozeß - den Ruf der 
Medizin als unfehlbarer Wissenschah 
müßten sie aber eigentlich ruinieren. 
Sie würden es wohl auch, hätte nichl 
dieses gesellschaflliche Subsystem 
längst eine Definitionsmacht erreicht, 
die das "Auseinander/allen von Dia­
gnose und Therapie" IU. Beck) weder 
für das Kapilal nach für sein Gesund­
heilswesen zum Problem werden lößl. 

Im Gegenteil: "Krankheit wird als 
Produkt auch des diagnoslischen 
"Fortschritts" generalisiert. Alles und 
jedes isl oder macht akluell oder po­
tentiell "krank" - gonz unabhängig 
davon, wie der Mensch sich fühlt."' 

An diesem Punkt können erst iV.edizin 
und Beulelschneiderei ihre unheilige 
Allianz eingehen. Und neben die 
Kapilolisierung der Gesundheit lrilt 
Herrschaft über Menschen: "Heute 
werden nun ... die Kranken, die im 
Umgang mil ihrer Krankheil syslema­
lisch unmündig gemochl und gehalten 
wurden, mit ihrer Krankheil sich selbst 
überklssen und den anderen, darauf 
ebenfalls völlig unvorbereiteten lnstitu­
lionen: Familie, Berufswelt, Schule, 
Öffenllichkeil usw. "5 Und der (Gesund­
heits-)Politik, wäre wohl nach anzufü­
gen. 

"Gesundheit" kann deshalb in der 
modernen Lebensweise nicht nur als 
Abwesenheil oder Heilung von Krank­
heit definiert werden. "Sie ist kein 
passiv erlebler Zusland des Wohlbe­
findens, wie·die rein körperliche Fixie­
rung des Begriffes in der klassischen 
Medizin nahelegt, sondern ein aktue~ 
les Ergebnis der jeweils akfiv belriebe­
nen Herstellung und Erhollung der 
sozialen, psychischen und körperlichen 
Aklionsföhigkeil eines Menschen. 
Soziale, ökonomische, ökologische 
und kullurelle Lebensbedingungen bi~ 
den dabei den Rahmen für die En~ 
wicklungsmöglichkeiten von Gesund­
heit. "6 

Das übergreifende Ziel einer moder­
nen Gesundheilspolilik müßle es da­
her sein, nicht lediglich den institutio­
nellen, juristischen und materiellen 
Rahmen für körperliches Wohlbefin­
den bereitzustellen, sondern die in das 
kapitolislische Gesundheilswesen slruk­
turell eingewobenen Verhältnisse von 
Herrschafl und Fremdbeslimmung 
abzubauen, also die Handlungsföhig­
keil der Individuen und ihre Möglich­
keilen zur Selbslsleuerung und Selb­
stenlscheidung zu stärken. Das Ziel 
der biographischen Selbslbestimmung 
milhilfegesellschahlicherRegulierungs­
mechanismen wäre Leitbild einer so~ 
chen Gesundheilspolilik, die damilouf 
dem Modernitötsniveau der Lebens­
weise ihrer Adressaten angelangt 
wäre. 

GESUNDHEITS POLITIK 

Am Beispiel der Stodlpolilik hol H. 
Schwengel beschrieben, wie die 
Lebensstilsuche, das Verlangen nach 
einer "Kullur des Wöhlens" politisch 
geslülzt werden könnle.' "Kartograph 
des eigenen Territoriums, der eigenen 
Nachbarschah, des Slodltei ls und der 
Stadt zu werden, seine eigene Lebens­
form zu repräsentieren, und nicht an 
Rouline und Dichte des Alllags zu 
verlieren, die ziellose Bewegung im 
öffenllichen Raum als Slrategie, Zwec­
ke überhaupl zu linden, zu verslehen, 
das sind „ sehr konkrele sinnliche No~ 
wendigkeilen des Lebens und Überle­
bens und zugleich Vorgriffe auf Erfah­
rungen, die erst dann möglich und 
notwendig werden, wenn erfolgreiche 
Modernisierung alle Lebensverhältnis­
se umgestülpt hat, kein Reservoir der 
Tradifionalilölwirklich mehr übrig läßt. 
Dieser Spagat gehört inzwischen zum 
Alltag unserer Zivilisation und ist kei­
neswegs mehr bestimmten Eliten und 
Avanlgarden vorbehallen. Es gibl einen 
wachsenden Bereich, wo es gilt, Ambi­
valenzen auszuhalten und zugleich 
Wohlchancen zu eröffnen, ohne si­
cher zu sein, daß es dafür gesellschaf~ 
liehe "Lösungen" im eigentlichen Sinn 
überhaupl geben kann ... "' "Gesund­
heit spiegelt die subjektive Verorbei-

tung und Bewältigung" gerade auch 
dieser gesellschafllichen Verhältnisse. 
"Gesundheit ist nur möglich, wenn 
eine Person konstruktiv Sozialbezie­
hungen aufbauen kann, sozial inte­
griert ist, die eigene Lebensgestaltung 
on die wechselhaflen Belaslungen des 
Lebensumfeldes anpassen kann, da­
bei indviduelle Selbslbeslimmung si­
chern und den Einklang milden bioge­
netischen, physiologischen und kör­
perlichen Möglichkeilen herstellen 
kann."9 

Der Trennung von Polilik und Lebens­
weise auf einer Entwicklungsstufe der 
modernen Gesellschaft, in der die 
Polilik noch wohlfahrlsslaallichen 
Muslern folgt, die im lebensalltog löngsl 
in Auflösung befindlich sind, kann also 
eine Repolitisierung des Alltags und 
eine Diffusion von Politik in weitere ge­
sellschohliche Bereiche folgen. Nichl 
nur die Medizin, auch die Psycholo­
gie, die Pädagogik, die Sozial- und 
Umweltwissenschaften sind dann auf 
dem Gebiel der "Gesundheit" gefor­
dert. Nicht nur das Gesundheitswe­
sen, auch das Bildungswesen, die 
Sozialarbeit, die sozialen Bewegun­
gen und die polilischen Gruppen und 
Institutionen haben sich dann um das 

Wohlbefinden der Individuen zu 
kümmern. Gerade auch die Demakro­
tisierungsperspektiven der linken, der 
proklamierte zweite Anlauf, mehr 
Demokratie in allen gesellschafllichen 
Bereichen zu wogen, ist darin aufge­
hoben. In diesem Sinne ist "Gesund­
heir' eine Mach~ und vielleicht auch 
jund noch immer) eine Klassenfrage -
und für die linke nicht nur im Feuilleton 
interessant. 

• Oliver Brosch, Wuppertal, Mitglied 
der spw-Redaktion 
K. Hurrelmonn, Soziolisah"on und 
Gesundheit, Weinheim und Mün­
chen 1988, S. 12 

2 ebd. 
3 U. Beck, Risikogesellschaft, Frank-

Furt/M. 1986, S. 330 
4 U. Beck, a.o.O., S. 331 
5 ebd. 
6 K. Hurrelmann, a.a.O., S. 17 
7 H. Schwengel, Neue Urbanität und 

die Politik der Lebensstile, in: Kultur­
landschaft Slodt, Köln 1 990, 
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8 H. Schwengel, a.a.O., S. 39/.40 
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SOZIAL S T A A T 

Richard Roth• 

"FORTSCHRITT 190" 
VERZICHT AUF 
DIE SOZIALE 
GRUNDSICHERUNG 
BEDEUTET 
SOZIALPOLITISCHEN .. 
RUCKSCHRITI 

Die sozialdemokratische Forde­
rung nach einer sozialen Grund­
sicherung wurde Im März 1990 
auf Vorschlag von Oskar Lafon­
talne von der Arbeitsgruppe 
·Fortschritt "90" aus dem Pro­
gramm der SPD für die bevor­
stehende Bundestagswahl ge­
strichen. Der designierte Kanz­
lerkandidat begründete diesen 
Schritt damit, da8 angesichts 
der zu erwartenden finanziel­
len Leistungen für die DDR Im 
Bundeshaushalt keine weite­
ren Leistungsgesetze finanzier­
bar seien.' Ein Verzicht auf die 
soziale Grundsicherung bedeu­
tet einen Rückschritt In der So­
zialpolitik für die neunziger 
Jahre. Die Finanzierungsfrage 
Ist lediglich ein Aspekt der so­
zla len Grundsicherung. Ein 
anderer Gesichtspunkt Ist die 
sozialpolitische Bedeutung. 

Die sozialpolitische Bedeutung 
der Grundskherung 

In der Bundesrepublik gih das Sozia~ 
stoatsprinzip als Verfassungsprinzip. 
Bei der konkreten Ausgestaltung 
dominiert der Versicherungsgedanke 
gegenüber der Fürsorge und der Ver­
sorgung. Von 660 Milliarden DM, die 
1988 für Sozialleistungen ausgege­
ben wurden und einem Anteil von 
31 ,3 Prozentdes Bruttosozialproduktes 
entsprochen, entfielen 60 Prozent auf 
die Sozialversicherung. Steuerfinao­
zierte Fürsorge- und Versorgungslei­
stungen wie Kindergeld, Sozialhilfe 
und Wohngeld machten 14 Prozent 
des Sozialbudgets aus. Hinzu kam ein 
steuerfinonzierter Anteil von 9 Prozent 
für beamtenrechtliche Versorgungssy­
steme. Weitere 9 Prozent des Sozia~ 
oufwandes entfielen auf direkte Ar­
beitgeberleistungen wie Lohnfortzah­
lungen im Krankheitsfall. 8 Prozent 
waren indirekte Leistungen durch steu­
errechtliche Vergünstigungen.2 

Obwohl die Sozialversicherung die 
wichtigste Grundlage der sozialen 
Sicherung bildet, weist sie erhebliche 
Defizite auf. Diese hängen mit den 
Konstruktionsprinzipien zusammen. 
Die Sozialversicherung knüph in der 
Regel an einer lohnabhängigen Er­
werbstätigkeit an und kennt ansonsten 
nur abgeleitete Ansprüche. Versor-
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gungslücken zeigen sich vor allem bei 
den monetären Leistungen. Relalive 
Armut ist kein Einzelfall. 1975 war die 
CDU im Zusammenhang mit der 
HNeuen Sozialen FrogeH davon aus-­
gegangen, daß fast 2,3 Millionen 
Personen in 1, 1 Millionen Rentner­
haushalten in Armut lebten.' 1979 
schätzte die T ronsfer.f nquete-Kommis. 
sion den Personenkreis, der neben 
einer Rente regelmäßig Sozialhilfelei­
stungen bezog, für das Jahr 1973 auf 
rund 500 000 Rentnerinnen und Ren, 
ner.4 

Die Existenz der Ahersormul läßt sich 
nicht leugnen. Umstritten ist nur das 
Ausmaß. Noch Angaben der Sochver­
stöndigenkommission zur Harmonisie­
rung der Alterssicherungssysteme ver­
fügten 1981 etwa 15 Prozent oller 
Rentnerhausholte überein monatliches 
Nettoeinkommen von weniger als 
1000 DM. Entsprechende Pensionärs­
haushalte wurden nicht gefunden, da 
den Beamtinnen und Beamten eine 
Mindestversorgung von mehr als l 000 
DM netto zugesichert war.5 Auf der 
Grundloge der Ergebnisse des Mikro­
zensus von 1982 errechneten die 
Grünen 1985, daß 500 000 Perso­
nen, von denen 80 Prozeßt:-Jrauen 

=~en~~~a~~~~:":h~~: •. -.~.i~;itv;~ 
weniger als 600 DM u c Millio­
nen Personen in Rentn&rh~hen mit 
weniger als 1000 DM pro Kopf aus­
kommen mußten.• Nach dein Bundes­
sozialhilfegesetz erhielten 1985 54 
000 Männer und 211 000 Frauen, 
die über 60 Jahre alt waren, laufende 
Hilfen zum Lebensunterhalt. Aufgrund 
einer Quote der Nichtinanspruchnah­
me von 100 Prozent wurde das Sozial­
hilfepotential älterer Menschen für das 
Jahr 1985 auf 500 000 Personen 
geschätzt.7 

Von der Altersarmut sind vor ollem 
Frauen betroffen. Eine Witwenrente 
übersteigt nur dann das Sozialhilfeni­
veau, wenn der verstorbene Ehemann 
zumindest Durchschnittsverdiener war 
und 44 anrechnungsfähige Versiche­
rungsjahre aufzuweisen hat.• Ohne 
Zusatzversorgung oder eigene Ren­
tenansprüche droht Witwen ein Leben 
an der Armutsgrenze. 1989 betrug 
die durchschnittliche Witwenrente 
785,84 DM brutto im Monat.• Mit 
28,80 DM je Kind (1989) ergab selbst 
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die Anrechnung von Kindererziehungs­
zeiten nur ein zusätzliches Taschen­
geld. Frauen wird der Aufbau einer 
ausreichenden eigenständigen Alters­
sicherung nach wie vor durch Kinder­
erziehung und Lohndiskriminierung 
erschwert, durch die Regelungen über 
die Sozialversicherungsfreiheitgeri ng­
fügiger Beschäftigungen sogar verun­
möglicht. Die Anzahl der sozialversi­
cherungsfrei Beschäftigten wurde 1989 
mit 2,28 Millionen Personen angege­
ben. Davon waren 60 Prozent Frou­
en.10 Wegen der Lohndiskriminierung 
mußte die Rente noch Mindesteinkom­
men bei der "Rentenreform '92" noch 
einmal fortgeschrieben werden. 

Durch die Sozialversicherung wird die 
Altersarmut auch in Zukunft nicht aus­
geschlossen. Für jüngere Lohnabhän­
gige ist es schwieriger geworden, 
ausreichende Rentenonprüche aufzu­
bauen, da das Normalorbeitsverhöl~ 
nis erodiert1 die Soziolversicherungs­
freiheitgeringfügigerBeschättigungen 
fortbesteht und bei Arbeitslosigkeit die 
Voraussetzungen für eine Unterstüt­
zungsleistung der Bundesanstalt für 
Arbeit nichterfülltwerden. Von 22,527 
Millionen Beschäftigten hatten 1986 
lediglich 83,5 Prozent ein unbefriste­
tes Vollzeitarbeitsverhöltnis. Der Rest 
mußte mit Teilzeitorbeitsverhöltnissen 
und zeitlich befristeten Beschöttigungs­
verhöltnissen zufrieden sein. 11 

In den achtziger Jahren wurde die 
Armutsproblematik durch die Massen­
arbeitslosigkeit und den angebots­
orientierten Sozialabbau weiter aus­
gedehnt. Der Vorsitzende der lndu­
striegewerkschohT extil und Bekleidung 
beklagte 1985 eine "neue Armut", die 
manche Rentnerinnen und Rentner zum 
Verzehr von Hundefutter zwinge. 12 

Mitei nsch neidenden Soziolkürzu ngen 
mußten auch die mehr als 2 Millionen 
Arbeitslosen fertig werden. Für kinder­
lose leistungsempfönger wurde das 
Arbeitslosengeld van 68 auf 63 Pro­
zent und die Arbeitslosenhilfe von 58 
auf 56 Prozent des letzten Nettolohnes 
herabgesetzt. 1988 betrug das mo­
natliche Arbeitslosengeld im Durch­
schnitt 1055 DM, die durchschnittli­
che Arbeitslosenhilfe 842 DM im Mo­
nat .13 Rund ein Drittel der 2,242 Mil­
lionen Arbeitslosen bekam 1988 kei­
nerlei finanzielle Unterstützung durch 
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die Bundesanstalt für Arbeit und war 
damit zur Bestreitung des Lebensunter­
haltes auf die Familien- oder die So­
zialhilfe angewiesen. 33 Prozent der 
Sozialhilfeempfänger und -empfänge­
rinnen waren Arbeitslose.14 

Den letzten Rettungsanker der sozia­
len Sicherung in der Bundesrepublik 
bildet die Sozialhiffe. Zwischen 1980 
und 1987 stieg die Zahl der Empfän­
gerinnen und Emplöngerder Hilfe zum 
Lebensunterhalt von 1,322 auf 2,332 
Millionen Personen. Die Ausgaben für 
die Hilfen zum Lebensunterholt, die 
überwiegend von den Städten und 
Gemeinden getragen wurden, wuch­
sen im gleichen Zeit­
roum van 4,399 auf 
10,270 Milliarden 
DM. 15 Die Leistungen 
der Sozialhilfe richte­
ten sich noch einem 
standardisierten Pro­
Kopf-Bedarf. 1 9 8 9 
erhielt beispielsweise 
ein älteres (Rentner~ 
Ehepaar 918 DM, 
eine alleinerziehende 
Frau mit 2 Kindern im 
Alter von 5 und 8 Jah­
ren 892 DM im 
Monat. Hinzu kam die 
Erstattung der aner­
kenn u ngsfö h igen 
Kosten für Heizung 
und Wohnung, so 
daß sich rechnerisch 
Sozialhilfeleistungen 
von u ngeföhr 1 300 
DM im Monat ergo­
ben. 16 Der Bezug von Sozialhilfe setzt 
eine Bedürltigkeitsprüfung voraus und 
bedeutet zugleich die offizielle Aner­
kennung der Armut. 

Auch wenn in der Bundesrepublik eine 
s ystemati sehe Armutsberichterstattung 
fehlt 17, lößt sich die Existenz von rela­
tiver Armut nicht bestreiten. Der Deut­
sche Paritätische Wohlfahrtsverband 
errechnete 1989, daß in der Bundes­
republik rund 6 Millionen Menschen in 
Armut lebten." Das war ein Zehntel 
der Wohnbevölkerung. Mit der Forde­
rung n~h einer sozialen Grundsiche­
rung hatte die SPD noch langjähriger 
parteiinterner Diskussion bis 1988/ 
89 programmatisch einen wichtigen 
Beitrag zur Bekämpfung der Armuts­
problemotik geleistet. 

Die Diskussion über eine 
soziale Grundsicherung 

Bei der Forderung noch einer sozialen 
Grund- oder Mindestsicherung han­
delt es sich um eine alte sozioldemo­
krotische Überlegung. Die aktuelle 
Variante der Diskussion geht bis in das 
Jahr 1977 zurück. Auf dem Hambur­
ger Parteitag der SPD im November 
1977 hatte Herbert Wehnereine neue 
sozialpolitische Offensive verlangt: 
"Unsere Partei muß ein überzeugen­
des Gesamtkonzept zur Weiterentwick­
lung der Sozialpolitik erarbeiten und 
für 1980 eine neue sozialpolitische 

Offensive 
vorbereiten 

... Dieses Konzept muß der SPD so­
wohl eine langfristige und grundsätzli­
che Orientierung für ihre Sozialpolitik 
an die Hand geben als auch konkrete 
programmatische Aussogen für den ... 
Bundestagswahlkampf 1980 und für 
die 9. Legislaturperiode enthalten."" 
Vom Parteivorstand war bereits am 
13. Oktober 1977 beschlossen wor­
den, eine Arbeitsgruppe "Sozialpoliti­
sches Programm" einzurichten. 

Im Vorfeld der Bundestagswahl von 
1980 verabschiedete die SPD auf 

einem außerordendichen Parteitag ein 
"Programm zur zukunftsgerechten 
Weiterentwicklung der Alterssiche­
rung". Darin wurde auch eine "be­
darfsorientierte Mindestrente" gefor­
dert, die durch freiwerdende Mitlel 
der Sozialhilfe finanziert _,den sol~ 
te. "Mit der Einführung der bedarfso­
rientierten Mindestrente machen wir 
einen weiteren Schritt hin zur Erfüllung 
des Auftrags des Godesberger Pro­
gramms, das jedem Bürger im Alter, 
bei Beruf.. und Erwerbsunföhigkeitoder 
beim Tode des ErnöhrersAnspruch auf 
eine solidarische Mindestsicherung ga­
rantieren will. "20 Abgesehen von den 
Aussogen zur Rentenversicherung 
stand das "Programm zur zukunftsge-

rechten Weiterentwicklung der Alters­
sicherung unter einem Finanzierungs... 
vorbehalt 21 , den Helmut Schmidt am 
l! L · Februar 1980 in einer varberei­
lenden Sitzung des Parteivorstandes 
durcl,gesetzt hotte.22 

-- - Programmatisch gelang der Durch­
bruch zu einer umfassenden sozialen 

_ Grundsicherung erst noch dem Regie­
. .. c. •• _rungswechsel van 1982. Auf dem 

----- E.~iler Parteitag 1984 legte die 

Arl,eitsgruppe "Sozialpolitisches Pro-
9'!1mm• den Zwischenbericht "Die 
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Zukunft des Sozialstaats" vor. Auf dem 
Nürnberger Parteitag 1986 lalgte der 
erste Entwurf für ein sozialpolitisches 
Programm "Die Zukunft sozial ge­
stallen". Als der Parteitag in Münster 
schließlich l 988das "Sozialpolitische 
Progromm•verabschiedete, wurdevan 
der SPD die Schaffung einer sozialen 
Grundsicherung befürwortet: "Im heu­
tigen Versicherungssystem kann im 
Alter, bei Invalidität, bei Arbeitslosig­
keit und im Hinterbliebenenlall nicht in 
jedem Einzelfall eine Geldleistung 
garantiert werden, die zur Sicherung 
des Existenzminimums ausreicht ... 

Soziak:Jemokraten sprechen sich des­
halb für ein umfassendes Konzept 

Sozialer Grundsicherung aus, das im 
Alter, bei Invalidität, bei Arbeitslosig­
keit und im Hinterbliebenenfall durch 
den für den jeweiligen Tatbestand 
zuständigen Sozialversicherungszweig 
in jedem Fall dos Existenzminimum 
sichert, ohne daß Sozialhiffe zu zah­
km ist. "23 

Das Konzept einer ergänzenden so­
zialen Grundsicherung wurde im 
Dezember 1989 auch in das neue 
Grundsatzprogramm der SPD aufge­
nommen.2-4 

Ein Verzicht auf die Forderung nach ; 
einer sozialen Grundsicherung bedeu­
tet nicht nur den Bruch mit der gehen­
den sozialdemokratischen Programma­
tik, sondern auch eine Absage an 
Vorstellungen derGewerkschatten und 
der Grünen. In einem Schreiben an die 
Mitglieder der SPD-BundestagsfrokHon 
zum "Rentenkompromiß" erklärte der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
RudolfDreßlerim Februar 1989: "Daß 
mit den Regierungsparteien weder über 
die Soziale Grundsicherung noch über 
den Wertschöpfungsbeitrag zu reden 
ist, braucht niemanden zu wundern."2!i 
In der Tot war eine allgemeine Staots­
bürge1Versorgung von der CDU be­
reits im Grundsatzprogramm von 1978 

abgelehnt worden. 26 Die FDP hatte 
Kleinstrentner in den 32 Thesen zur 
Alterssicherung von 1979 auf die 
Sozialhilfe verwiesen," Lediglich die 
Grünen holten 1985 den Vorschlag 
einer Mindestrente von l 000 DM im 
Monat für olle Staatsbürger und einer 
beitrogsbezogenen Zusatzrente für 
ErwerbstöHge zur Bekämpfung der A, 
tersormut unterbreitet.28 1987 befür­
wortete auch das Wirtschotts- und 
Sozialwissenschaft-liehe Institut des 
DGB eine ergänzende soziale Grund­
sicheru ng. 29 
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Mit der Forderung noch einer sozialen 
Grundsicherung hatte sich die SPD 
programmatisch deutlich von morktro­
dikalen und neokonservativen Vorste~ 
lungen in der Sozialpolitik abgegrenzt. 
Auch im Verlauf der Ausschußberatun­
gen zum Rentenreformgesetz 1992 
sprachen sich die Vertreter der sozial­
demokratischen Bundestagsfraktion 
1989 für die Einführung einer sozialen 
Grundsicherung bei veränderten 
Mehrheitsverhältnissen nach der näch­
sten Bundestagswahl ous.30 Trotz ihrer 
überwiegenden Zustimmung zur an­
gebotsorientierten "Rentenreform '92" 
versicherte die SPD-llu ndeslagsfraktion 
bei den abschließenden Lesungen am 
9 .· November 1989 mehrfach, daß 
die Einführung einer sozialen Grundsi­
cherung ouf der Tagesordnung blei­
be.31 Wenige Stunden später öffnete 
die DDR die "Mauer". Seither wird in 
der Bundesrepublik über die Modalitä­
ten der deutsch.deutschen Einheit dis­
kutiert. 

Einheit auf Kosten der 
sozialen Sicherheit? 

Mil der Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion wird die soziale Grundsi­
cherung zu einem wichtigen Bestand­
teil für die soziale Sicherheit der Bür­
gerinn~.n und Bürger in der DDR. Die 
bloße Ubertragung bundesdeutscher 
Sozialversicherungsleistungen auf DDR­
Verhältnisse ist selbst bei einem u~ 
stellungskurs der Währungen von 1: 1 
materiell unzureichend, da das bishe­
rige Miet- und Preisgefüge auseinan­
derbrechen wird. Nach bundesdeu~ 
schem Berechnungsverfahren bekom­
men Arbeitslose in der DDR künftig 
zwischen 620 und 670 DM im Monat. 
Trotz einer Anhebung des bisherigen 
Rentenzahlbetrages nach 45 Versiche­
rungsjohren von 470 Mork auf unge­
föhr 7 50 DM im Monat drohen gewae 
tige Kaufkraftverluste. In der DDR 
kostete eine Zwei-Zimmer-Wohnung 
mit Küche und Bad bislang monatlich 
75 Mork Miete. In der Bundesrepublik 
mußten durchschnittlich 390 DM be­
zahlt werden." 

Durch die Sozialunion mit der Bundes­
republik kommt auf die Bürgerinnen 
und Bürger der DDR eine völlig anders 
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geortete Sozialstaatsstruktur zu. Die 
Stichworte lauten: Differenzierung statt 
Egalisierung, Eigenleistung statt Ver­
sorgung, Ausgrenzung statt Einbin­
dung. Bisher bildete die goranlierte 
Vollbeschäftigung die Grundloge der 
sozialen Sicherheit in der DDR. 84 Pro­
zent der Frauen und 82 Prozent der 
Männer im erwerbsfähigen Alter wo­
ran erwerbstätig. In der Bundesrepu­
blik waren es 77 Prozent der Männer 
und nur 53 Prozent der Frauen.33 In 
der DDR verfügten demnach weitaus 
mehr Menschen über eigenständige 
Einkommen und Sozialversicherungs­
ansprüche als in der Bundesrepublik. 
Dies wird sich in Zukunh ändern. 
Ähnlich hohe Erwerbsquoten wie im 
Sozialismus der DDR wurden von der. 
sozialen Marktwirtschaft der Bundes­
republik nie erreicht. Schon heute 
zeichnet sich ab, daß die Umstrukturie­
rung der DDR-Wirtschaft in erster Linie 
zu lasten der erwerbstätigen Frauen 
gehen wird. Insgesamt wird mit der 
Arbeitslosigkeit von zwei bis drei Mi~ 
lionen Personen in der DDR gerechnet. 
In der Bundesrepublik wurde die Ar­
beitslosigkeit seit Mitte der siebziger 
Jahre zum Anlaß für einen fortschrei­
tenden Sozialabbau genommen. 

Aus verschiedenen Gründen droht die 
DDR zu einem Billiglohnland zu wer­
den. Allein durch die Einführung bun­
desdeutscher Steuer- und Sozialversi­
cherungsverhältnisse vermindern sich 
die verfügbaren Einkommen der Er­
werbstätigen. In der DDR betrug das 
durchschnittliche Bruttoeinkommen 
knopp 1250 Mork im Monat. Dovon 
waren rund 15 Prozent für Steuern und 
Sozialabgaben zu entrichten. In der 
Bundesrepublik lag die Belastungsquo, 
te der Bruttolöhne 1985 bei 32,9 
Prozent. Dovon enriielen 18,2 Prozent 
ouf die Lohnsteuer und 14,7 Prozent 
auf Beiträge zur Renten-, Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung. 3" Bei dieser 
Belastungsquote verbleiben Arbeitneh­
rneri nnen und Arbeitnehmern in der 
DDR statt 1062 Mork nur 839 DM 
netto im Monat. Im Gegensatz zur 
kostenlosen Gesundheitsversorgung in 
der DDR kennt das bundesdeutsche 
Krankenversicherungswesen eine 
Selbstbeteiligung der Versicherten und 
ihrer Familienangehörigen für Kran­
kenhausaufenthalte, Arzneimittel, 
Sehhilfen und Zohnersalz. Die High­
Tech-Medizin im Westen hat einen 

Sonderpreis, der die Einkommen zu­
sätzlich belastet. Ohne Selbstbeteili­
gung müßten die Arbeitgeber die Hälfte 
der Zusatzkooten übernehmen. 

Durch die Umstellung auf dos bundes­
deutsche Berechnungsverfahren steigt 
der monatliche Rentenzahl betrog noch 
45 Versicherungsjahren in der DDR 
von 470 Morkauf ungeföhr750 DM. 
Davon muß ein Rentnerkrankenversi­
cherungsbeitrag von 6,45 Prozent 
abgezogen werden, so daß netto rund 
700 DM zur Verfügung stehen. Wer 
weniger als 45 Versicherungsjahr_e 
aufzuweisen hat, bekommt ent­
sprechend weniger. Dos bundesdeu~ 
sehe Rentenrecht orientiert sich strikt 
an der individuellen Position im allge­
meinen Einkommensgefüge und an der 
Dauer der Erwerbstätigkeit. Mindest­
renten gibt es nicht. Unter der Annah­
me, daß in der DDR von einem älteren 
Ehepoar wegen langjähriger Erwerb­
stätigkeit zwei Renten bezogen wer­
den, liegt der Bruttozahlbetrag mit 
1500 DM unter der Rente eines bun­
desdeutschen Durchschnittsverdieners 
mit 45 Versicherungsiahren in Höhe 
von 1780, 90 DM ab 1. Juli 1990. 

Ohne soziale Grundsicherung im Ae 
ler, bei lnvoliditöl, bei Arbeitslosigkeit 
und im Hinlerbliebenenfoll werden die 
Defizite der sozialen Sicherung in der 
Bundesrepublik mit Hilfe einer Wirt­
schafts-, Währungs- und Sozialunion 
auf die DDR übertragen und dort er­
heblich verschärft. Bisher flossen je­
dem Haushalt in der DDR durch Preis­
subventionen durchschnittlich 945 
Mark im Monat zu.35 Bei freien Miefen 
und Preisen werden künftig Rentnerin­
nen und Rentner sowie Arqeitslose, 
die nur über ein Sozialeinkommen von 
7 50 oder 620 DM verfügen, in der 
DDR entweder verelenden oder Fami­
lien- und Sozialhilfe beanspruchen 
müssen. Der Anspruch auf Sozialhilfe 
wird allerdings von den jeweiligen 
Richtsätzen und Anrechnungsbestim­
mungen abhängen. Wer auf die For­
derung nach einer sozialen Grundsi­
cherung verzichtet, beschreitet den 
Weg des Zusammenwachsens der 
beiden deutschen Staaten auf Kosten 
der sozialen Sicherheit. Trotz der zu 
erwartenden finanziellen Leistungen 
für die DDR ist die Einführung einer 
sozialen Grundsicherung in den neun­
ziger Jahren keine Finanzierungsfrage 

im Bundeshaushalt, sondern eine ge­
sellschaftspoitische Verteilungsfroge. 

Zur Finanzierung der sozialen 
Grundsicherung 

Die Frage nach der Finanzierung der 
sozialen Grundsicherung wurde von 
der SPD im "Sozialpolitischen Pro­
gramm" von 1988 so beantwortet: 
HDie Kosten, die für den zuständigen 
Sozialleistungsträger durch die Sozia­
le Grundsicherung entstehen, werden 
vom Bund getragen. Die Einsparun­
gen der Länder und Gemeinden bei 
der Sozialhilfe sind bei der Verteilung 
des Steueraufkommens angemessen 
zu berücksichtigen."36 Gleichzeitig 
wurde an anderer Stelle folgende 
Aussage getroffen: "Die Einkommens­
und Vermögenspolitik. muß zu einem 
eigenständigen Schwerpunkt sozia~ 
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demokratischer Gesellschaftspolitik 
weiterentwick.eltwerden.H37 Dies könn­
te durch die Einführung einer steuerfi­
nanzierten sozialen Grundsicherung 
geschehen. 

Die Einkommensverteilung hat sich seit 
Mitte der siebziger Jahre beständig zu 
Gunsten der Unternehmer verschoben. 
Während ein Selbstöndigenhausholt 
1975 im Durchschnitt das 2, 1-fache 
des Einkommens eines Arbeitnehmer­
houshaltes bezogen hatte, betrug der 
Einkommensunterschied 1986 das 2,6-
fache.30 Diese Entwicklung hing nicht 
zuletzt mit der fiskae und sozialpoliti­
schen Umverteilung von unten nach 
oben zusammen. Zwischen 1975 und 
1988 verringerte sich die Soziallei­
stungsquote von 33,7 auf 31,3 Pro, 
zent des Bruttosozialproduktes. Au­
ßerdem sank die Steuerbelastung der 
Bruttoeinkommen aus privater Unter­
nehmertätigkeit zwischen 1977 und 
1987 von 38,7 auf 24,3 Prozent,39 
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sichts der fiskal- und sozialpolitischen 
Umverteilung von unten noch oben 
verwundert es nicht, daß noch dem 
Regierungswechsel von 1982 die 
Gewinne explodierten. 

Eine soziale Grundsicherung ist nach 
wie vor finanzierbar. Neben der Um­
schichtung freiwerdender Mittel der 
Sozialhilfe muß nur die Unternehmer­
besteuerung wieder der Gewinnex­
plosion angepaßt werden. Finanzielle 
Leistungen für die DDR lassen sich 
durch die Streichung des Milliarden­
projektes "Jäger '90" erbringen. Wer 
die soziale Grundsicherung dem Pro­
zeß des Zusammenwachsens der bei­
den deutschen Staaten opfert, flankiert 
die Umverteilungsabsichtender Arbeit­
geber. 
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DER 
SOZIALISMUS 
ALS 
FEHLGEBURT? 

EIN GESPRÄCH MIT 
JÜRGEN 
KUCZYNSKI 

Am Rande des spw: Die Debatten über die Ver-
änderungen In Osteuropa wer-
den nahezu einhellig unter dem 

5. Wolfgang-Abendroth- Stichwort #Scheitern des So:da-
1/smus" geführt. 6 Scheltern des 
Sozialismus" • heißt das mögt/· 

Symposiums, das vom cherweise, daB schon die Okta-
ben-evolution als erster Versuch, 
in diesem Jahrhundert den So-

27.-29. April zialis.mus anzugehen, ein Irr-
tum gewesen ist? 
Jürgen Kuczynskl: Nein, das wür-

in Nürnberg stattfand, de ich keineswegs sogen. Wir brau-
chen nur daran zu denken, daßschlie~ 
lieh ein Viertel der Menschheit heute 

führte Uli Schöler für noch unter sozialistischen Bedingu~ 
gen lebt, in der Sowjetunion und Chi-
na, natürlich unter reparaturbedürfti-

spw ein Gespräch mit gen Verhältnissen, ober welche Ge-
sellschaftsordnung bedarf nicht dau-
ernd neuer Reparatur? Und das ist das 

Prof. Jürgen Kuczynski, Entscheidende, was man begreifen 
muß. Das hätte man auch vom Kopita-
lismus lernen können, der sich immer 

dem Nestor der wieder erneuert hat. 

DDR-Geschichtswissen- spw: Die Bolschewilci gingen al· 
lerdlngs noch der Okh>berrevo· 

schaft. 
lution 191 7 zunächst selber 
davon aus, daß sie nur dann 

spw: Und der Bereich der tndu· 
strlalisierung • war dieses 
schnelle Tempo ... 

.,. 
der Versuch der Sowfetunlon 
war, die Revolution zu expor­
tieren, die eigene Isolation zu 
überwinden 1 

zehnte angeht, eine frappieren 
unterschiedliche 8eurlallung des 
Entstehungszusammenhangs 
derSEDalsPar1e/;wäh,-dman 
bei uns fast einhellig von einer 
Zwangsvereinigung spricht 
wird es in der SED-Geschichts'. 
schreibung eher als brüderfi• 
cher Zusammenschluß gewer­
tet. Wie beurteilst du das aus 
der heutigen Sicht? 

nterview 

Jürgen Kuczynsld: ... es war eine 
absolute Notwendigkeit, das hat der 
Zweite Weltkrieg gezeigt. Ich bin 
immer noch im Zweifel, ob die Verb, ... 
chen Stalins stärker zu werten sind als 
seine lndustriolisierungspolitik, denn 
die war die Basis dafür, daß die 
Sowjetunion eine Rüstungsindustrie 
hatte, die es ihr ermöglichte, den Hi~ 
lerfaschismus zu besiegen. 

Jürgen Kuczynskl: Ich würde nicht 
von einem Export der Revolution spre­
chen. Also erstens besteht gor kein 
Zweifel, daß in Jugoslawien und Chi­
na die Revolution aus eigener Kraft 
gemocht wurde. Daß die Sowjetunion 
in den besetzten Gebieten zunächst 
einen ganz starken Einfluß hatte, ist 
selbstverständlich, genau wie die 
Vereinigten Staaten und Großbriton-. 
nien einen sehr entscheidenden Ein­
fluß auf dem heutigen Gebiet der 
Bundesrepublik hatten. 

Jürgen Kuczynskl: Ich würde sc,. 
gen, es war ein brüderlicher Zusam­
menschluß. Schon im November 1945 
wollte die Führung der Sozialdemo­
kraten eine Einheitspartei, und damals 
wurde das sowohl von der Sowjetbe­
satzungsmacht wie von unserer Partei 
also der KPD, abgelehnt; etwas gan~ 
anderes ist die Behandlung der Sozial­
demokraten, die sich nicht anschlos­
sen. Die war einfach schändlich. 

eine Chance haben würden, 
wenn dl- Revolution ausge· 
weilet würde In llkhtung auf 
eine Weltrevolution, zumindest 
eine europäische Revolution; sie 
gingen also · Lenin elngeschlos· 
sen • nicht davon aus, daß In· 
nerhalb Sow,-1ruB/ands alleine 
eine sozialistische Entwicklung 
möglich sein würde. 
Jürgen Kuczynskl: Ja. Das war 
jedoch ein Irrtum in zweierlei Bezie­
hung. Erstens hat es keine Weltrevolu­
tion gegeben, und zweitens hat sich 
der Sozialismus in der Sowie.tunion 
entwickeh. 

spw: Gab es denn zu dem Weg, 
den die Bolschewiki Im Gefolge 
der Erkenntnis Ihrer lso/1-n 
Lage eingeschlagen haben • kh 

1
.,. 

nenne zwei Stichworfv: einmal 
ff 1921 die Wende zur Neuen j 

Ökonomischen Politik und dann ·, 

spw: Nun wird In der heutigen 
-wfetischen Diskussion sehr 
stark Bezug genommen auf die 
Konzepte der Neuen Ökonomi­
schen Politik, -wohl Lenins als 
auch 8ucharlns. Es wird Inten­
siv darüber diskutiert, inwie­
weit das, was man heule als 
das administrative Kommando· 
system In der tnduslrie bezeich· 
net, inwieweit dies nkht ein 
Relikt Ist aus der Zelt des Stali­
nismus, Inwieweit also diese 
Wende von 1929 nicht gerade 
mit effektiveren und demokra­
t#Mheren ökonomischen Mecha­
nismen Schluß gemocht hat, an 
die man heule anzuknüpfen ver­
sucht. 
Jürgen Kuczynski: Ja, ober man 
muß zweierlei unterscheiden. Das eine 
ist die Wendung zum Aufbau einer 
modernen Industrie, und das zweite 
sind die Mittel, mit denen man das· 
getan hat. 

die Wende 1929 zur forc1-n j spw:D/e-wfetischeKrltikgeht 
lnduslrlallslerung und Zwangs· ; meines Erachtens heule zu Recht 
kollekllvlerung ·, gal, •• dazu ~ dahin, daB ein viel zu scharfes 
historisch /.wel/s Altemativen1 :: Tempo eingeschlagen worden 
Jürgen Kuczynskl:Also, ich würde j ~n•d daB dadurchdeine große 
sogen, daß die beiden politischen , " ssourcenvergeu ung zustan• 
Konzepte richtig waren, abgesehen ; de gekommen Ist. 
von dem Zwang bei der Kollektivie- / ;:,gen Kuczynskl: Nein, das wür-
rung. Aber gleichwohl hatte die Revo- j ich nicht sagen, nein, es war ein 
lutian von 1917 schon Aussichten auf -:,; ·:c:-c _ .. gonz starkes Tempo notwendig ober 
eine Entwicklung in Richtung Sozialis- ·j .- · -·· nicht mit diesem Kommondosysfem. 

mus (und hat ihn auch in gewisser . .J:!.-- ......... . 
Weise durchgeführt - allerdings noch Ji . 9W, Wenden wir uns nun der 
sehr im Anfangsstadium). Und zwei- .. ~~ · - $1tüat1or, nach 1945 zu, dem el· 
tens würde ich sogen, daß die Kollek- . ,,& __,,_L __ •---• h G 

d h 1 1 1il! ' ' , ... ..,......,, _,.,c unseres e• 
tivierung der Lon wirtsc o t o s .. " _ ,Lc.-,räct,s bezog i be d 
Zwangsmaßnahme falsch war, aber - " ' ~die Entwl:;:,u:; deS:::D:: 
genossenschaftliche Institutionen in der - 11 . man sagen, daß das, was 
Landwirtschaft, die freiwillig gewesen . 1945 stattgefunden hat, 
wären, wären nützlich gewesen. 

spw: Aber Interessant ist doch, 
daß die Beispiele China und 
Jugoslawien Im UmkehrschluB 
belegen, doB dies, wenn man 
von einem revolutionären, ei­
genständigen Prozeß spricht, für 
den Bereich der DDR und für 
andere oslauropäische Länder 
nicht gesagt werden kann ... 
Jürgen Kuczynski: ... ganz sicher 
nicht ... 

spw: •••• Die Frage ist aber dann: 
Welche Auswirkungen hat dies 
auf das System, das sich seit­
dem ausgebildet hat? 
Jürgen Kuczynski: Also, ich würde 
sogen, daß die Sowjetadministration 
auf dem heutigen Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik sehr 
vorsichtig und sehr klug vorgegangen 
ist. Wenn man die negativen Erschei­
nungen der Sowjetpolitik in der So­
wjetunion und auf dem Gebiet der 
DDR vergleicht, sind sie überhaupt 
nicht vergleichbar. Vieles, was in der 
Sowjetunion geschah, geschah bei uns 
nicht. Im großen und ganzen war die 
Besatzungsmacht für unser Volk in der 
DDR eine ganz große Hilfe. Ich möchte 
ober hinzufügen, daß sich das änder­
te, nachdem wir eine selbständige 
Republik wurden. Wir wurden viel sta­
linistischer, als wir selbständig waren, 
als vorher. 

spw: Beziehen wir dies einmal 
konkret auf die parteipolitische 
Entwicklung. Hier gibt es, zu­
mindest was die /elzfen Jahr-

spw: Nun wird als Hauptargu• 
ment für den Begriff der 
Zwangsvereinigung die Abstim­
mung gewertet, die es In Berlin 
gegeben hat, wo zwar die 
überwiegende Mehrzahl der 
Abstimmenden dafür ·,Votiert 
hat, mit der KPD s· ... ,,.... me 
Politik zu machen,,_~.: ;~ber 
zugleich gegen e/ '-' · · '. 
gen Zusammenschliilf,(ousge· 
sprachen hat. "' 
Jürgen Kuczynskl: Das hat damit 
etwas zu tun, daß es in Berlin verschie­
dene Besatzungsmächte gab. Dos 
erklärt im Grunde olles. 

spw: Was bedeuteten die Unru­
hen von 1953 für eine andere 
Entwicklungsmöglichkeit der 
DDR und welche Wege zur 
Umkehr gab es bezüglich der 
von dir schon angesprochenen 
Stalinisierung Innerhalb der 
SED1 
Jürgen Kuczynskl: Ich würde sa­
gen, daß die Entwicklung imJuni 1953 
ein Aufstand gegen das Kommandosy­
stem war1 nicht gegen den Stalinis­
mus, der Begriff war ja damals noch 
gor nicht vorhanden. Auch die ganze 
Ideologie war eine andere, ober es 
war ein sehr gesunder Aufstand gegen 
das Kommandosystem. Es gab eine 
kurzfristige Wendung, aber leider eben 
nur sehr kurzfristia. 
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spw: Hätte es Im Gefolge die 
Möglichkeit einer anderen öko­
nomischen Enlwlcklung gege­
ben, konkret eine Alternative 
zur Kopie des sow/etlschen 
Modells, di• möglich• läng­
Bei&eholtung prlvotlsl.,.,..r und 
genossenschaftlicher Sek,.,...n, 
z.B. Im Handwerk, Im Dlenstlel· 
stungs&erelch, &el den Klelnbe· 
Ir/eben, mehr Demokratie Im 
Belr/e& und z.B. auch ein ande· 
res Verhältnlszu Forschung und 
Wissenschaft. 
Jürgen Kuczynskl: Ja unbedingt, 
da ist gar kein Zweifel. Da haben wir 
eine völlig unsinnige - nicht so unsinnig 
wie in anderen sozialistischen Stoo­
ten, nicht so unsinnig wie in der So­
wjetunion, aber trotzdem reichlich 
unsinnige - Politik betrieben. Wir hö~ 
ten eine Fülle von Kleinbetrieben, mitt­
leren Betrieben erhalten sollen, wir 
hätten dem Handwerk viel mehr Frei­
heit geben sollen. 

spw: Nun wurde In der tsche· 
choslowalc/schen Kommunist/· 
sehen Parte/ Im Jahre J 968 
versucht, In der angesproche· 
nen Richtung ein anderes Mo· 
dell zu enlwickeln. Wie &eur· 
teilst du aus der heutigen Sicht 
diesen Versuch und seine Seen· 
digung, die milltär/sche lnler­
ventlon der sozlallstlschen Bru· 
dersfaaten? 
Jürgen Kuczynski: Kurz gefaßt: 
Der Versuch war positiv, das Eingrei­
fen des Militärs negativ. 

spw: Kommen wir nun zur 
heutigen Situation. Wenn es 
nach Lenins Auffassung so Ist, 
doB der Wetlbewer& der Syste· 
me sich auf dem ökonomischen 
und nicht auf dem politischen 
Sektor entscheidet, Ist der So· 
zlallsmus damit insgesamt oder 
nur ein bestimmtes Modell des 
Soz/ol/smus gescheitert? 
Jürgen Kuczynskl: Nur letzteres 
trifft zu. Man hat vergessen, daß Lenin 
eben gesagt hat, die wahre Überle­
genheit des Sozialismus über den 
Kapitalismus werde sich in einer höhe­
ren Arbeitsproduktivität zeigen. 

spw: Was &edeutetdle Entwlck· 
lung In der DDR lür die SED &zw. 
fetzt die PDS als Partei? Welche 
Aufarbeitung hat sie geleistet, 
wie glaubwürdig l!t sie dabei 
und welche realen Anderungen 
hat es In der Partei, oben und 
unten, gegeben? 
Jürgen Kuczynskl: Also, ich würde 
sagen, daß das natürlich zu einer 
schweren Niederlage des Sozialismus, 
und damit der SED und der PDS, ge­
führt hat, daß sich aber die Situation 
schon geändert hat. ,\i\on merkt es 
auch an den Angriffen der bundesre­
publikanischen Presse auf die PDS, 
und ich meine, doßeine Stabilisierung 
der PDS stattgefunden hat. 

spw: 8/ei&en wir a&er doch mal 
&ei dem, was ich als Problem 
der Aufarbeitung angesprochen 
habe. Gibt es eine wirklich offe• 
ne Diskussion darüber, welche 
Fehler In den letzten 40 Jahren 
gemocht worden sind, und 
welche Konsequenzen /deolo· 
glscher, theoretischer, praktl· 
scher und auch personeller Art 
daraus ge:rogen werden müs· 
sen? 
Jürgen Kuczynskl: Ja, es gibt eine 
sehr offene Diskussion in der PDS und 
selbstverständlich in der gesamten 
Presse, in Artikeln, in Vorträgen, und 
es fängt auch schon an in Büchern und 
Broschüren. 

spw: Ich denke, daß wir do&el 
das "Wendehols-Pro&lem"nicht 
ausklammern dürlen. Ich will 
dies aus eigener Erlohrung an 
folgendem Problem festma· 
chen: In der wissenschaftlichen 
und politischen Diskussion • 
ausgehend von der Position des 
Marxlsmus•leninlsmus · wur· 
den andere Strömungen In der 
Arbeiterbewegung, auch In 
Ihrer historischen und theoretl· 
sehen Beurteilung, zumeist mit 
dem Verdikt des Revisionismus, 
der Abweichung belegt. Vor­
stellungen alternativer Wege 
zum Sozialismus, etwa des 
sogenannten dritten Weges, 
wurden als Verrat am Sozlalis· 
mus ge&randmorkt. Die glel· 
chen Personen, die dies noch 

vor dem November '89 In Ihren 
Publikationen getan hoben, 
propagieren nun diesen dritten 
Weg. Ist dies die Möglichkeit 
einer glou&würdlgen Aufor&el· 
tung? 
Jürgen Kuczynsld: Ich glaube, man 
muß erstens unterscheiden zwischen 
denen, die stets kritisch waren, zwei­
tens denen, die eingesehen haben, 
wie falsch die bisherige Politik war -
dassind echte Wendehälse, und dann 
natürlich den Opportunisten. Alle drei 
muß man unterscheiden und schlie~ 
lieh die große Gruppe derer, die sich 
völlig vom Sozialismus abgekehrt 
haben, die sind ja schließlich auch 
Wendehälse. 

spw: Damit zusammenhängend 
Ist sicherlich ein großes Problem 
das der Veronlwortlichkeit der 
PDS lür die gesamte Vergon· 
genheit mit der Slaotssicherhelt, 
die Veranlwortlichkelt&elsplels· 
weise dafür, doB fast die Hälfte 
der wohl&erechtlgten Bevö/ke· 
rung der DDR beim Ministerium 
für Staatssicherheit In Akten 
erlaßt worden Ist. Was &edeu· 
tet dies lür die politische Ak· 
tlonsmögllchkeltund Glaubwür­
digkeit der PDS heute? 
Jürgen Kuczynskl: Es isteineschwe­
re Belastung für die PDS als Partei. Für 
die große Masse der Parteimitglieder 
der PDS insofern nicht, als sie erstens 
nicht van dem Ausmaß der Autokratie 
der Staatssicherheit gewußt hat, und 
zweitens, als ein großer Teil der Partei· 
mitgliederauch negativ van der Staats­
sicherheit erfaßt wurde, darunter ich 
selbstverständlich auch. 

spw: Wenn nun die PDS In lh· 
rem Nomen zum Ausdruck 
&ringt, daß sie sich selbst lür 
einen demokratischen Sozlalls· 
mus einsetzt, wenn in ihr der 
Begriff des dritten Weges völlig 
neu positiv besetzt wird, wenn 
sie für ein Mehrparteiensystem 
eintritt, wenn In Ihr die alte l.e· 
nin'sche Parteikonzeption des 
Demokrat/sehen Zentralismus, 
zumindest In Ihrer longgeü&ten 
Ausprägung, aufgegeben wird 
• was unterscheidet eine solche 
Partei von einer linken Position 

) 

-li -

___ P_E_R_S _P E_I_T_I_V_E -· _D_E_R_L_;N_w-""t~lJ;Pr 

lnnerholl, der Sozialdemokro· 
tle? G/&t es überhaupt noch 
diesen Ideologischen Wondlun· 
gen das Erfordernis einer eige­
nen Im früheren Sinne kommu• 
nlst/schen Partei, &zw. wa• 
bedeutet dies bezogen auf die 
historischen Gründe für die 
Spaltung der Ar&elter&ewe­
gung? 
Jürgen Kuczynsld: Also, zunächst 
bin ich unbedingt für das Weiterbeste­
hen der PDS, zweitens bin ich unbe­
dingt für ein vernünftiges Verhältnis 
zwischen PDS und Sozialdemokratie, 
wobei man durchaus feststellen kann, 
daß viele linke Sozialdemokraten und 
wir als Mitglieder der PDS uns ahne 
Schwierigkeiten über den größten Teil 
der Probleme verständigen können. 

spw: Aber nochmal nochge· 
fragt: Es gi&t In der Situation 
zwischen J 9 J 7 und 1920 sehr 
Intensive theoretische Debatten 
um bestimmte Grundfragen des 
theoretischen Verstöndnlsses 
von Sozialismus, der Diklatur 
des Pro/efariats, der Parteikon· 
zeption. Sind diese historischen 
Gründe, die die Spaltung der 
Arbeiterbewegung In der heute 
noch vorlindllchen form ge· 
rechtfertigt hoben, sind diese 
Gründe noch vorhanden? 
Jürgen Kuczynski: Ich glaube nicht. 
Wir sprechen nicht mehr von der Dik-. 
tatur des Proletariats als PDS, und wir 
begreifen, daß sich überhaupt die 
Gesellschatt sehr wesentlich verändert 
hat gegenüber der Zeit vor 50, 60, ja 
70 Jahren. Die Intelligenz spielt eine 
ganz andere Rolle in der Gaseilschah, 
und auch in der Zusammensetzung 
der Führung der PDS. 

spw: Wie Ist deine Haltung zur 
SPD In der DDR? 
Jürgen Kuczynskl: Ich würde so­
gen, daß, soweit ich Kontakte mit So­
zialdemokraten habe, diese Kontakte 
durchaus erfreulich sind. Aber ich 

. Würde nicht sagen, daß ich mit der 
Poltikder SPD insofern übereinstimme 
als es richtig war, sich auf eine Koali: 

~-~tion mit der CDU, überhaupt mit der 
~ten Allianz, zu einigen. Und es 
fbt_auc~ große Teile der Sozialdemo­

affe, die gegen diese Koalition sind. 

Etwa der Bezirk Berlin der SPD ist 
gegen die Koalition, die Jungen So­
zialdemokraten sind gegen die Koali­
tion, und ich glaube auch nicht, daß 
diese Koalition sehr lange halten wird. 

spw: Das sel&st&eschrle&ene DI· 
lemma der SPD In der DDR hat 
fo nun darin beslanden, doB sie 
befürchtete, zwischen einer 
Oppositionspartei PDS auf der 
einen Seite, mit der sie nicht 
ldentlfizlertwerden wollte, und 
einer Regierungspolitik auf der 
anderen Seite, auf die sie kel· 
nen Einfluß gehabt hätte, zer· 
rieben zu werden. Welche Chan• 
cen einer alternativen Politik 
hätte sie gehabt? 
Jürgen Kuczynskl: Ich glaube, sie 
hätte eine große Chance als selbstän­
dige Oppositionspartei gehabt, die 
sich abgrenzt van der PDS, aber nicht 
in feindlicher, sondern in sachlicher 
Weise. 

spw: Das Hauptproblem des 
Verhältnisses der SPD der DDR 
zur PDS, glaube Ich, besteht 
darin, daß viele SPD-Mitglieder 
konkrete Erfahrungen mit der 
Repression des alten Systems In 
der DDR gemocht hoben ... 
Jürgen Kuczynskl: ... sicherlich, ja ... 

spw: ••• und dafür weiter auch 
die PDS als Nachfo#georganisa• 
tlon der SED verantwortlich ma· 
chen. 
Jürgen Kuczynskl: Ganz zweife~ 
las. 

spw: Was &edeutetdles für Mög­
lichkeiten oder Unmöglichkel· 
ten einer Zusammenarbeit? 
Jürgen Kuczynskl: Ich glaube, daß 
die praktische Politik der PDS allmäh­
lich eine ganze Reihe Sozialdemokra­
ten überzeugen wird, daß es eine 
ganze Reihe von Berührungspunkten 
in gemeinsamen Auffassungen gibt und 
daß vor allen Dingen die PDS nicht das 
Bestreben hat, die Sozialdemokratie 
entweder zu verteufeln oder kaputtzu. 
machen, indem sie die Mitglieder zu 
sich rüberziehen will. 

spw:Noche/nefrage,cfe ... Slüdc 
cleRüdcsd,au.....,._~ 
1-dlepolilischePmillonundda. 
po/illscheWHc-,-,,..,_wie 
Ro&ertHavem«moderWalfgang 
Biermann In der DDR elnschöt· 
zen? 
Jürgen Kuczynskl:Alsa, was Robert 
Havemonn betrifft, so haben wir nie in 
einem Konfliktgestonden, und ich halte 
die Rehabilitierung van Robert für völlig 
berechtigt und nicht nur berechtigt, 
sondern auch für notwendig. Mit 
Biermann habe ich mich nie 
beschöttigt, aber ich fand die Politik 
ihm gegenüber völlig blödsinnig. 

spw: Eine letzte frage zu der 
Perspektive. Gl&t es eine Per· 
spekt/ve des Sozialismus In der 
DDR? 
Jürgen Kuczynskl: Ja. Das würde 
ich definitiv sagen, nicht für die aller­
nächste Zeit, da werden wir erst lang­
sam erstarken, aber ohne eine ent­
scheidende Rolle in der Gesellschatt 
zu spielen. Aber wenn man etwas 
weiter sieht, bin ich überzeugt, daß 
wir wieder an echtem Einffuß gewi~ 
nen werden, und schließlich'..Wird der 
Sozialismus siegen. Aber,:",c~(~erde 
ich nicht mehr erleben. ~:-.-·\it:'{:, 

', ~~ 
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spw: Diese Perspelctive, zus am· 
mengedacht mit dem, was wir 
aktuell erleben, daß die kon· 
servotlven Krähe den Anschluß 
der DDR um feden Preis &eire/· 
&en: Bedeutet dies nicht, daß 
iedwede sozialistische Position 
in einem vereinigten Deutsch­
land zunöchst notwendig aus 
einer Mlnderlieitsposition her· 
aus operieren muß? 
Jürgen Kuczynsld: Das hängt zum 
Teil sehr stark von der Entwicklung in 
der Bundesrepublik ab ... 

spw: ... und welche Hoffnungen 
oder Befürchtungen hast du da? 
Jürgen Kuczynskl: Keine Befürch­
tungen, sondern nur Hoffnungen. 

spw: Vielen Dank. • 
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MECHTILD JANSEN• 

DIE WESTDEUTSCHE LINKE ........,. -
UND DIE KRISE 
DES SOZIALISMUS a, 

Wenn In diesen Tagen vieler· 
orts über die Verunsicherung 
oder auch ""Jammern'' von Un· 
ken gesprochen wird, so Ist 
dieser Zustand zwor nicht an· 
genehm, mehr würde es mich 
aber wundern oder beunruhl· 
gen, es gäbe angeslchls des 
historischen Geschehens keine 
Krise, und es würde schon 
wieder hurra geschrien. Viel· 
leicht können wir die Lernchan· 
ce nutzen. Die folgenden An· 
merkungen sind der Versuch 
einer pollrischen Analyse und 
Debatte vor unvollständigem 
wissenschaftlichen und theore­
llschen Hintergrund. 

l . Die Krise des Sozialismus · 
was macht sie aus? 

"Der Sozialismus" ist angetreten, aus 
dem ökonomisch, soziol, politisch und 
kulturell Vorgefundenen ein eigene, 
Neues an humanem, sozial gerechtem 

und demokratischem Gesellschahsle­
ben zu entwickeln. In Form der in unser 
Denken als "realsozialistisch" einge­
gangenen Länder ist "der Sozialis­
mus" zu einem bloßen Anh"poden der 
realkapitalistischenGesel~chohgewor­
den und darin seinem Gegenüber un.. 
terlegen geblieben. Um dem Kapitalis­
mus gleich oder noch schöner gleich 
zu werden, dafür sind die höheren Po­
tenzen in jeder Hinsicht allemol im 
Original-Kapitalismus angesammelt. 

Die Krise des "realen Sozialismus" 
sogt über beide Systeme etwas aus, 
auch über das ihm entgegengesetzte. 
Diese Krise Ost sogt nämlich auch 
etwas über die inneren Grenzen und 
Widersprüche des Kapitalismus, die 
wir in schlechterer Kopie oder auch als 
ausgelagerte Hölhe seiner selbst im 
"Realsoziolismus" wiederfinden. Und 
sie sogt etwas über die Entwicklungs­
föhigkeit des Kapitalismus, der sich 
zum Anderen einer Gesellschohsord­
nung nur in Gegnerschaft definieren 
konnte und kann und sie nie ols Chan­
ce eigener Entwicklung begriff. 

DIE "REAL· 
SOZIALISTISCHEN" 
LANDER HABEN 
EIGENE 
ENTWICKLUNGS· 
SPRÜNGE 
NICHT 
GESCHAFFT. 

Diese bloße "Anti-", Ab-, Gegenwehr­
oder SpiegelbilMioltung hotte in be. 
sffmmler Weise oder für besffmmle 
Entwicklungsphasen ihre Notwendig­
keit und ihre Berechtigung. Sie reicht 
ober niemols und sie führt sogar ins 
Abwörts1 wenn sie darüber hinaus 
oufrechterho~en wird. Die "realsozia­
listischen" Länder hoben eigene En~ 
wicklungssprünge nicht geschafft, 
welche natürlich nie unobhöngig von 
den Ausgangs- und Rahmenbedingun­
gen möglich sind, dieobergerode die 
entscheidende Möglichkeit sozialen 
und politischen Handelns der mensch­
lichen Subjekte ousmochen. Insofern 
ist die "Krise" des Sozialismus primör 
ein "housgemochtes" Problem. 
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Dafür gibt es zwei denkbare Erklörun­
gen: Entweder war anderes nicht 
möglich, und dann holte der Sozialis­
mus noch keine hinreichende histori­
sche Berechtigung, so war die En~ 
wicklung noch nicht "reif" für ihn. 
Oder diejenigen, die es anders wol~ 
ten, hoben mehr versagt ols Erfolg 
gehobt. 

Dieses Schema der bloßen Antipode 
und diese Krise des Sozialismus er­
slrecken sich auf olle Felder der Politik 
und Gesellschah: 

Die slootliche "Kommando-" oder 
Planwirtschoh erstickte in bloßer 
Nachahmung des westlichen 
"Wochstums 11 und lndustrialisie­
rungsprozesses schließlich ökon<> 
misches Wachstum und damit so­
ziale ßesseru ng. 
Die atomare Abschreckungspolitik 
wurde zu einem Bestandteil der glo­
balen Kriegs- und Umweltgeföhr­
dung. 
Die internationale Hegemoniolpoli­
tik verschüttete die Emanzipations­
bewegungen oder gaukelte ihnen 
leichten Sieg vor und schlug schließ. 
lieh als Schwöchung auf die UdSSR 
selbst zurück. 
lnnergesellscholtlich verkam die Par­
tei a~ "neue Kraft" zur Abwehr mo­
nopolistischer kopitolistischer Macht 
selber zu autoritärer, polizeistootl._ 
eher und terroristischer Gewaltau­
sübung, sie wirkte über olle Unter­
schiede hinweg inhuman und wur-: 
de zum Gegenteil gesellschahlicher 
und individueller Emanzipotion und 
Verwirklichung von Menschenrech­
ten. 
All das konzentriert sich noch ein­
mal im absoluten Wahrheil>- und 
Hei/sonspruch einer kleinen Elite 
bzw. Partei"lührung", die von oben 
do, Gute bringen sollte und zum 
Schrecken für die Menschen wurde. 
Als Antipode zur Religion, die als 
"Opium für das Volk" bekanntlich 

-das Paradies fürs Jenseits verhieß, 
blieb sie doch nur eine ondere Art 
von Religion. Sie verlangte absolute 
Gefolgschaft, verfolgte Abweichung 

.. nicht weniger gnodenlos und ver­
.hieß ols "materiolistische Welton-

, !Chc,uung" latalerweise das Poro­
·-·-··- , dies - im Einheitsmodell - für das 
' .· · ·•:'Piessetts, -sholbdie EnHäuschung 
.. • . ,;Jetzt möglicherweise noch größer 

<•,,Jst als gegenüber dem lieben Gott. 

Es spricht m.f. nach wie vor für 

eine Chance van ··sozialismus" 

in der UdSSR. daß dort dieses 

"alle" System und diese ·'alle·· 

Palilik von innen her aufgebro~ 

chen und die Wende von innen 

in Gang gesetzt worden ist. 

Es versteht sich, daß da heute kaum 
jemand mehr von Sozialismus spre­
chen mag, was jetzt im common sense 
negativ als Stalinismus gefaßt wird. 
Statt eines Begriffstreits und einer 
Wortakrobatik über lange verteidig­
ten 11 reol existierenden Sozialismus11

, 

der nun entschieden ganz und gar nie 
einer war, - gut gemeint vielleicht als 
Rettungsversuch für Sozialismus über­
haupt - wäre es für die zukünftige 
Debolte hilfreicher, wir würden kon­
kretdefinieren, was wir warum gegen­
über der Vergangenheit ändern und 
wie wir Zukunft neu - demokratisch, 
sozial, friedlich, ökologisch, femini­
stisch, sozialistisch -gestalten wollen. 

Diese Zusammenhängeverweisen uns 
ouf ganz grundlegende Probleme a~ 
ternativer Politikversuche1 die eine ei­
gene Entwicklungsqualität bekommen 
sollen und sich nicht in bloßen Anti­
Holtungen erschöpfen. Es gibt Grun­
delemente1 die wir aus unseren bishe. 
rigen Lebensverhältnissen heraus als 
Voraussetzungen für die wirkliche 
(soziale, demokratische und 
individuelle)"F reiheit aller" formulieren 
können, besonders im Blickaufökono­
mische und politische Mochtverhäl> 
nisse bzw. Verfügungsrechte. Dann 
aber schon setzt immer einProzeß von 
Befreiung von unten, aktiv von den 
Menschen geschaffen ein1 in dem das 
11Neue11 zunächst immer als Minder­
heit auftritt. Es ist ein Prozeß 
schöpferischen Werdens, dessen Er­
gebnis wir nichfvorab kennen. Wenn 
Unterwerfung obgeworfen werden soll, 
dann geht es um Annahme, Akzep­
tanz und Gestaltung dieses Werdens, 
d.h. auch des Suchens und nicht des 
Habens von Befreiung. Dies ist folglich 
immer auch ein Prozeß1 der mit Risiken 
beladen ist, die einzugehen sind und 

mir einem linken "Sicherheits- und Ver­
sorgungsdenken" in vieler Hinsicht zu 
widersprechen scheinen. Wo es wirk­
lich um Selbsibestimmung, Selbslier­
waltu ng und Selbstverantwortung 
gehen soll, wäre der Begriff von "Si­
cherheir' im Sinne existentiellerGrund­
aufgehobenheit eines jeden Indivi­
duums in der Gesellschoh neu bzw. 
genauer zu definieren.1 

Das alles sogt ober nichts über die 
Berechtigung des Ausgangspunktes, 
eine Allernaffve zum kapitalistischen 
Raubbau zu wollen und zu brauchen. 
Damit ist ebenfalls nicht gesagt, daß 
die sozialistischen Krölte, die das ver­
sucht haben, von Anfang on keine 
Ansätze zu einer Alternotive gehabt 
und nichts Neues hervorgebracht hö, 
ten. Es spricht m.E. noch wie vor für 
eine Chance von 11Saziolismus" in der 
UdSSR, doß dort dieses "alte" System 
und diese 11olte11 Politik von innen her 
aufgebrochen und die Wende von 
innen in Gang gesetzt. worden ist1 
deren Ausgang ungewiß bleibt. Diese 
Chance giltlür das Umfeld der UdSSR 
m.E. nichtodersehrviel-niger, nicht 
zuletzt wohl auch weil dort dos stalini­
stische System in Folge des 2. Welt­
krieges von oben inthroni'"lf!;l!V<>rden 
ist. r~tt1.i,; 

i~ 
Umgekehrt mag ich mich ilC These 
vom "Sieg des Kapitolismüs";fwie sie 
auch von vielen Unken, v.cL:von so~ 
chen, die besonders ."radikal" sein 
wollen1 vertreten wird] so nicht an­
schließen. Das ist natürlich eine relati­
ve Aussoge1 weil es selbstredend Ein­
flußnahmen, Abhängigkeiten und 

lcl1 wende mich gegen die 
These vom bloßen Sieg 
des Kapitalismus. weil sie 
wiederum eigenes Schei­
tern linker Polilik nicl1t 
wahrhaben lVill oder auf 
bloße monolithische all­
mäct1tige Gegner ablenkt. 

Vorteilsnahme gibt, ober auf beiden 
Seiten eben auch eigene innere Wir­
kungsmechanismen. Wenn, dann hat 
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es vielleicht höchstens einen "Sieg" 
des Kapitalismus über den ersten so­
zialistischen Versuch ganz in seinen 
Anfängen gegeben, das wäre noch 
einmal genau zu betrachten. 

Natürlich hat sich der Kapitalismus 
auch unter Einflußnahme des Sozialis­
mus verändert und er ist insoweit ein 
Stück veränderungsfähig. Aber das 
Scheitern des einen ist nicht gleichbe­
deutend mit dem Sieg des anderen. 
Diese Bewertung scheint mir eher ein 
Mythos und Denkfehler des Abschrec­
kungsdenkens, das unser aller Köpfe 
immer noch besetzt. Einen "Sieg" -

was ist ein solcher? -des Kapitalismus 
sehe ich perspektivisch noch keines­
wegs, bestimmt keinen ungebroche­
nen. Nichts an eigenen Problemen der 
reichen westlichen Gesellschaften ist 
mit der Krise ostwärts gelöst oder hätte 
produktiven Auhrieb bekommen. Es 
scheitert ja auch das schlechtere Spie­
gelbild seiner selbst. Im übrigen wird 
der "freie Westen" ohne Negativ­
Selbsldefinition in Abgrenzung zum 
Sozialismus oder Kommunismus auf 
sich selbst zurückgeworfen sein und 
einer kritischen Eigenbilanz nicht aus­
weichen können. Die von ihm produ­
zierten Probleme auf dem Erdball 
schlagen ja schon längst auf ihn zu­
rück. Die Unfähigkeit der hiesigen 
Politik, die Revolutionen in Osteuropa 
nicht bloß als Nachvollzug der westli­
chen Lebensweise, sondern auch als 
Herausforderung und Chance eigener 
Entwicklung aus eigenem ln_teresse zu 
begreifen, ist ein Ausdruck ihrer Blok­
kaden. Mit der "Krise des Sozialis­
mus" schwinden einige Konstitutiven 
westlichen und insbesondere des BRD­
Selbstverständnisses dohin, was frei­
lich bislang mit Fleiß und Siegeseu­
phorie verdrängt wird. 

Gescheitert ist ein "rea'8r Sozialis­
mus", der keiner - mindestens keiner 
mehr • war, an dessen Erbe alle, die 
Sozialismus weiterhin für notwendig 
halten und ihn wollen, lange zu trogen 
und anstrengend neu aufzubauen 
haben werden. Ich wende mich nicht 
zuletzt gegen die These vom bloßen 
Sieg des Kapitalismus, weil sie wieder­
um den eigenen Anteil am Geschehen 
leugnet, eigenes Scheitern linker Poli­
tik nicht wahrhaben will oder auf blo­
ße monolithische, allmächtige Gegner 
ablenkt und somit einen entscheiden­
den Fehler linker Politik wiederholt. Sie 
läuft auf eine Selbstbeschränkung 
eigener Handlungsmöglichkeiten hin­
aus und verschließt oder engt bereits 
die zukünftigen Möglichkeiten ein, 
etwas Eigenes zu schaffen. 

2. Die Krise der Unken 

Die Krise der Unken in der Bundesre­
publik und anderen westlichen Län­
dern ist mit der Krise der osteuropäi­
schen Systeme eng verwoben, sie geht 
ober darin nicht auf und hat insofern 
nur bedingt mit ihr zu tun. Die Krise der 
WVO-Stoaten berührt die Linke in der 
BRD, insoweit, 

als das Denken in Alternativen ein­
mal mehr erschwert und nun erst 
recht verpönt sein und tabuisiert 
werden soll; 
als daß jede Emanzipationsbewe­
gung an den Erfahrungen ihrer vor­
herigen um ihrer selbst willen an­
knüpfen muß und von außen cloran 
gemessen wird; 
als daß ,ie sich in der Vergangen­
heit meist so oder so am "realsozio­
listischen Modell" abarbeitete; 
als daß sie dies selbst als "Modell" 
übernahm, propagierte oder sich 
ihm gar sklavisch unterworfen hot­
te, weshalb übrigens Zusammen­
bruch Ost mit dem Zusammenbruch 
der DKP hier ineinsfällt; 
und schließlich insofern, als daß 
alle linken Gruppen oder Strömun­
gen keine hinreichenden alternati­
ven Auswege für notwendige Pr<> 
blemläsungen hoben. 

Je größer die Identifizierung mit dem 
"realsozialistischen System"war, desto 
größer ist die Krisentendenz auch für 
die Linke hierzulande. Je größer 

umgekehrt die souveräne Distanz bei 
gleichwohl sozialistischer Zielvorste~ 
lung war oder wird, desto eher ist jetzt 
eine Chance zur Kreativität und zu 
befreiendem Neuanfang gegeben. 
Zugleich sind trotz der unterschiedli­
chen Haltungen und dissidenten Kritik 
alle Linken und die ganze Arbeiterbe­
wegung in dos Problem verwoben - in 
welcher positiv oder negativ fixierten 
Weise auch immer. Es gibt gemeinso­
me Wurzeln und Prägungen, gegen­
seitige Abhängigkeiten und Beteiligun­
gen am Geschehen, aus denen sich 
niemand herousstehlen kann, der sich 
auf das soziale Anliegen der Arbeiter­
bewegung bezieht, was noch wie vor 
nicht als Fehler gelten muß. 

Auch die Sozialdemokratie und die 
Gewerkschaften zeigen in vielen 
Grundfragen - je eher sie "systemkri­
tisch"waren oder sind, desto mehr-im 
Grundsätzlichen ähnliche Krisener­
scheinungen, wenngleich sie vielleicht 
- weil weniger monolithisch und mehr 
an clos reale Leben West gebunden -
sich lernfähiger zeigen. Noch jeden­
falls haben sie die Chance zu lernen. 
Hingegen war der Zusammenbruch 
der kommunistischen Politik m.E. un­
vermeidbar. Er ist zu begrüßen, weil 
dieses Politiksystem aus sich heraus 
nicht lernfähig war. Das schließt die 
Trauer und das Entsetzen über das 
Ausmaß des Scheiterns mit ein. 

JE GRÖSSER DIE IOENTIFIZIE· 
RUNG MIT DEM "REALSOZIALI· 
ST/SCHEN SYSTEM" WAR, DESTO 
GRÖSSER IST DIE KR/SENTEN· 
DENZ AUCH FÜR DIE LINKE 
HIERZULANDE. ZUGLEICH SIND 
TROTZ DER UNTERSCHIEDLICHEN 
HALTUNGEN UND DISSIDENTEN 
KRITIK ALLE LINKEN UND DIE 
GANZE ARBEITERBEWEGUNG IN 
DAS PROBLEM VERWOBE/1. 

Die Krise der Linken in der BRD ist- im 
Rahmen des wechselseitigen Bedin­
gungsgefüges - aber auch eine haus­
gemachte. Wesentliche Probleme im 
eigenen Land wurden nicht erkannt, es 
gab keine ausreichende eigene eman­
zipatorische Krah und Alternative zur 
Lösung hiesiger Probleme. Das größte 
Hindernis bildete dabei die Orientie-

"'""""' ... L:~' 
rung an einem Vorbild (und "Varbild"­
Denken überhaup~, die zu einem Kon­
servatismus und einer Blockade pr<> 
gressiver Entwicklung von links führte, 
die sich wiederum mit rechtem Konser­
vatismus die Hand gab und nicht se~ 
ten zu einer Austauschbarkeit bestimm­
ter Praktiken und Verhältnisse "rechts" 
und "links" f;;hrte. Die Widerspiege­
lung zu dieser "Vorbild-Orientierung" 
ist die Unfähigkeit, sich auf hiesige 
Verhältnisse wirklich einzulassen, zu 
einer"unbefangenen" Wahrnehmung 
und "echten#, #ursprünglichen" Aus­
einandersetzung mit und in dieser 
Gesellscholt zu kommen. Der Vorgang 
kann auch als Internalisierung der Aus­
verlagerung einer Linken aus der 
westdeutschen Nachkriegsgesellschoh 
und "Akzeptanz" oder Unterwerfung 
unter ein "Fremdkörper-Dasein" inter­
pretiert werden und damit wieder als 
Unfähigkeit, etwas Eigenes, wirklich 
Emanzipatorisches, zu schaffen und 
somit die Fähigkeit zur grundlegenden 
qualitativen politischen Alternative zu 
erwerben. Als "hausgemachte" eige­
ne Probleme der Linken sehe ich fol­
gende iV.omente, die ich hier nur skiz­
zenhaft kennzeichnen kann: 
• Den Kampf gegen Militarismus und 

für den Frieden stellten sich viele 
Linke entweder bloß als-die Verän­
derung des Kapitalismus ignorie­
rendes- "Niederreißen des Imperia­
lismus" oder als Apologie auf clos 
"Gleichgewichtsdenken" vor, clos 
dem Militarismus selbst elementar 
verhahet blieb. · 

• Die ökologische Problematik wurde 
sowohl in ihrer Tatsächlichkeit als in 
ihremChoraktervälligverkannt, weil 
"Fortschritt" mit "wochstumsorien­
tiertem Industrialismus" gleichgesetzt 
und seine Grenzen nicht auf einer 
qualitativ neuen Ebene gesprengt 
werden sollten. 

• Für das moderne Elendspotential 
unsererGesellschahen bestand-au­
ßerhalb des Sinns für aus dem vo­
rigen Jahrhundert bekannte soziale 
Notlagen - kaum ein Gespür: Das 
Erlassen der Ausbeutung und Unter­
drückung der Dritten Welt als Kehr-

- seite unseres wesrlichen Wahlstands­
stoats erschäphe sich bestenfalls in 
einem auf den Lippen herumgetra­
genen Somaritertum. Die Verände-

. rung der Arbeitsverhältnisse, der 
widersprüchliche Charakter van 
"Flexibilisierung" und die Zeitpro-

blemotik wurden kaum oder viel zu 
späterfaßt, in ihrerGeschlechtsspe­
zifikgarnicht. Die lnholtevonArbeit 
bzw. der Sinn unserer Produkte und 
unseres Konsums wurden erst gor 
nicht thematisiert und auch hier 
Wachstums-und lndustrialisierungs­
ideologie blind übernommen. 
Während Abhängigkeitsstrukturen 
längst gerade auf tiefsten psychi­
schen Ebenen ausgeprägt wurden 
und entsprechenden humanen Ver­
lust und leid verursachten, galt die 
bloße Beschäftigung damit schon 
als Ausdruck bürgerlicher Dekadenz 
oder intellektueller Hysterie. 

• Gegenüberden Problemen der Frau­
enemanzipation herrschte völlige 
Ignoranz und Verkennung des ih­
nen zugrundeliegenden umfassen­
den eigenständigen Unterdrückungs­
verhö~nisses im Bereich der Produk­
tion und Reproduktion. Ihre histo­
risch herangereifte Dynamik über­
sehend werden das hierarchische 
System von Berufs- und Hausarbeit 
sowie die Fomilienform als potriar­
chales Herrschaftsverhältnis bis 
heute kaum thematisiert. 

• Gegenüber den gesellschahlichen 
lndividuolisierungstendenzen zeig­
ten Arbeiterbewegung und viele 
Linke Hilflosigkeit, Ignoranz, oder 
sie verstiegen sich gor zu einer Anti­
Haltung. 

• Ihre VorstellLingen von Demokratie 
offenbarten eine ziemliche Rückstän­
digkeit, und gegenüber den kultu­
rellen Veränderungsprozessen lie­
ßen sie meist Unterschätzung und 
Fremdheit erkennen. 

Es fällt auf, wie die "Linke" -das ist in 
der Kürze leider immer wieder grob 
und eigentlich Linzulässig verallgemei­
nernd- noch vergleichsweise tätig war 
und ist, wo es irgendwelche "Opfer" 
des KapitalismlJs zu betreuen gab und 
solange diese in ihrer Opferhaltung 
blieben. Als "betroffene" Subjekte 
waren die "Opfer" selbst in linker 
Politik kaum mehr vorgesehen, es sei 
denn, sie wurden als "Beweis" oder 
"Girlande" für einen bestimmten poli­
tischen Anspruch vorgeführt. So kam 
es zu einer poternolistischen Verwa~ 
tung von Emanzipation mit eingebau­
tem Herrschaftsanspruch über die zur 
Herdentreue aufgeforderten Opfer­
schäfchen. Diese Haltung ist durchaus 
der der Kirchen ähnlich. Denken wir 

an die "Arbeitslosen", die armen 
Ausländer, die leicht minderbemitte~ 
ten Frauen, die antifaschistischen 
Opfer, die Berufsverbote-Opfer, die 

Die Krise der Linken in der 
BRD ist auch eine hausge­
machte. 
Wesentliche Probleme im 
eigenen Land wurden nicht 
erkannt, es gab keine aus­
reichende eigene emanzi­
patorische Krall und Aller­
native zur Lösung hiesiqer 
Probleme. 

sozialistischen Länder als Opfer der 
westlichen Atomraketen etc.pp. Damit 
ich nicht falsch verstanden werde, das 
Problem sehe ich in der Reduktion auf 
die Rolle der Opfer, die diese von 
Selbstverantwortung und Kritik einer­
seits befreit, und andererseits einen 
Herrschaftsanspruch über sie und 
dessen unterwürfige Hinnahme begrün­
det. 

So fällt auf, wie unsensibel, autoritär 

oder ausgrenzend sich ·1:r oh 
gegenüber den eigenen: -~· ... ,. en • 
oder denen, die sie trotzt,, ___ ·"'-:'artiku-
lierten - verholten und wie ~:,:;. sich 
der Veränderung der eigene~ Lebens­
haltungen und .Yerhältnisse entziehen 
konnte. So konnte es kommen; daß auf 
die Krisenprozesse und die mit ihnen 
einhergehenden Veränderungsprozes­
se der modernen kapitalistischen Ge­
sellschah -in die wir ja selbst problem­
haft involviert sind - sowie deren Inter­
nationalisierung aufgrund des weltum­
fassenden Kapitalverhältnisses keine 
hinreichenden Antworten gegeben 
werden konnten. So konnte die nee> 
konservative Politik ihre schnelleren 
und aus ihrer Sicht zu einem großen 
Teil treffenden Antworten plazieren, 
deren Widersprüchlichkeit und Be­
grenztheit von der Linken jetzt vie~ 
leicht erst in einer nächsten Etappe 
begegnet werden kann. 

Diese Entwicklungen sind Produkt 
bestimmter historischer gesellschahli­
cher Entwicklungen, auf die wir je­
doch immer nur mittels des "subjekff­
ven Faklors" Einfluß haben, d.h. mit-
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tels unserer Fähigkeit zu ihrer Erfas­
sung, Verarbeitung und der Mobilisie­
rung von Gestaltungs- und Verände­
rungspotentialen. Genau jener subjek­
tive Faktor wurde in Bedeutung und 
Inhalt nicht adäquat erlaßt, seine Her­
vorhebung oh gor als Abweichung 
vom historischen Ausgangspunkt der 
·Arbeiterbewegung" diffamiert. 

3. Die Reaktionen der ver· 
schledenen Unken 

Zur DKP und ihrem Umfeld läßt sich 
sogen, tiefer Fall kommt noch dem 
Hochmut. Die DKP und ihre (Ex-) Mi~ 
glieder verstehen die Welt nicht mehr 
und befinden sich in tiefster Politik- und 
Psychokrise. linke SPD-ler und Jusos 
fühlen sich ganz obenauf in weicher 
und modernistischer Variante des Alt­
vertrauten. Gegen den Stalinismus 
waren sie schließlich schon immer, 
und ansonsten geht alles seinen soziol­
demokrotiscl>-Soziolistischen Gong. Die 
Grünen bieten uns eine bemerkens­
werte Gemengelage. Sie bleiben stek­
ken in der globalen Frage, die ohne 
Systemzusammenhang, ober doch mit 
dem Kapitalismus zu lösen sein soll 
oder doch im Systemzusammenhang 
gesehen, ober nicht "sozialistisch" 
geK>st werden kann. Die "unabhängi­
gen Linken" hatten stets recht gehabt 
und fordern nun endlich von Kommuni­
sten und Prokommunisten öffentliches 
Schuldbekenntnis und unter der Hand 
vielleicht auch Reinwaschung von 
mancher Form linker antikommunisti­
scher Ausgrenzung. Die Fundamenta­
listen aller uSektenu vereinigen sich im 
Kampf gegen den "längst gerollten" 
Sieg des Kapitalismus, den sie mit 
radikaler "Negofion" gleichwohl noch 
brechen werden. Die außerparlamen­
tarischen Bewegungen sind verunsi­
chert, suchen ahnungsvoll der Anstek­
kung zu entgehen und nehmen ihre 
unfreiwillige Mitbetroffenheit ungern 
zur Kenntnis. Sie hohen zum ulinken 
Eingemachten• lieber den Mund und 
tasten noch eigenen neuen Perspekti­
ven unter veränderten Voraussetzun­
gen. 

In der Summe sehe ich Erscheinungen, 
denen bald entgegenhalten zu können 
gut wäre: Verunsicherung und Orien­
tierungslosigkeit; Unfähigkeit, innezu-

halten, auch zur T rauerorbeit, ateml<> 
se Rettungsversuche noch ganz nach 
altem Muster; Pseudoradikalisierung 
in letztlich hilfloser bloßer Antihaltung; 
Utopieverlust; ein Rennen, den An­
schluß an den Anschluß nicht zu ver­
passen und jetzt wenigstens auch mal 
die Vorzüge des Systems zu genießen; 
Einrichten in Verhältnissen, Zynismus 
oder Fatalismus. 

So können wir die Chancen, die die 
Revolutionen in Osteuropa neben ol­
len Gefahren eröffnen, gewiß nicht 
nutzen. Ich sehe keinen Grund für 
"Pessimismus", wohl Anlaß für Realis­
mus. Der Blick auf die Gründe mögli­
cher Chancen linker Politik wird uns 
kaum nur freuen können. Alternative, 
Fremdbestimmung aufhebende, d.h. 

IN DER SUMME SEHE ICH ER­
SCHEINUNGEN. DENEN BALD 
ENTGEGENHALTEN ZU KONNEN 
GUT WARE. VERUNSICHERUNG 
UND ORIENTIERUNGSLOSIGKEIT. 
UNFAHIGKEIT. INNEZUHALTEN. 
AUCH ZUR TRAUERARBEIT. 
ATEMLOSE RETTUNGSVERSUCHE 
NACH GANZ AL TE/v1 MUSTER. 
PSEUDORAOIKALISIERUNG IN 
LETZTLICH HILFLOSER BLOSSER 
ANTIHALTUNG ... 

linke Politik ist nicht zuletzt tatsächlich 
No~Wendigkeit, die sich aus der En~ 
wicklung unserer Lebensverhältnisse 
ergibt. Eine kurzfristige Sicht der Din­
ge erlaubt uns keine großen Sprünge. 
Die Unke befindet sich in einer nach­
haltigen Defensivposition, gegenwär­
tig bestimmt nicht sie das Geschehen, 
sondern es wird von anderen auch 
über sie entschieden. Wir können uns 
allerdings jetzt möglicherweise auf eine 
neue Situation einstellen und uns neu­
en Vorlauf zu schaffen versuchen - u .a. 
für die Zeit, in der die Regierenden an 
den von ihnen z.T. selbst organisierten 
Problemen stocken und mit ihrer Politik 
hoffenttich scheitern werden. Ich wün­
sche mir, daß wir uns nicht einen Tag 
länger wie die Karnickel über das Feld 
jagen lassen und uns selbst mit dem 
Argument an der Nase herumführen, 
dies oder jenes jetzt machen zu müs­
sen, obwohl wir dazu nicht hinrei­
chendvorbereitet sind, weil doch sonst 
der Gegner... und weil es andere 

doch ouch machen ... Diese Atemlosig­
keit verschafft uns keine neue Kraft. 

4. Problemlagen und verän· 
derte Rahmenbedingungen 

Die Probleme, denen wir uns zu wi~ 
man haben, sind bekannt, und sie 
wachsen: Ausbeutung der Dritten Welt, 
Militarisierung, ökologische Zerstö­
rung, Frauenunterdrückung, erniedri­
gende, ausbeuterische oder sinnlose 
Produktionsweiseund-inholte, Erwerbs­
losigkeit, Diskriminierung von lmmi­
grantlnnen, Herrschaft und Kontrolle 
durch Kapitol und Staat. Kompetente 
Lösungsvorschläge gibt es seit langem. 
Sie scheitern im wesentlichen am immer 
noch mangelnden Druck der Betroffe­
nen und der Offentlichkeit; an den 
politischen Machtverhältnissen bzw. 
den fehlenden Entscheidungskompe­
tenzen der Bürgerinnen und mangeln­
der politischer Demokratie; an der noch 
nicht erfolgreichen Suche nach neuen 
ökonomischen Mechanismen, die 
Demokrotie und Effektivität im Sinne 
humaner Problemlösung gewährlei­
sten; und an einem neuen emonzipati­
ven Verhältnis von Individuum und 
Kollektiv, Rechten der Einzelnen und 
der Gesellschoh, Vorschlägen zur Ge­
währleistung von individuellen und 
sozialen Menschenrechten für alle. 
Damit sind auch bevorstehende Auf­
gabenstellungen angedeutet. 
Ich sehe veränderte Rahmenbedingun­
gen für unseren Versuch, die existie­
renden Probleme auf einem humanen, 
demokratischen und sozialen Weg zu 
lösen: 

Wir hoben ein beachtliches Funda­
ment kritischen Bürgerinnen-Bewußt­
seins und ~ine nicht gänzlich ge­
schlossene Offentlichkeit in der Folge 
des Wirkens neuer und z.T. auch 
der alten sozialen Bewegungen, es 
ist jedenfalls stärker als je zuvor 
noch 1945. 
Die Revolutionen i:.t Osteuropa, die 
dort praktizierte Ubung in Demo­
kratie von unten, können zurückwir­
ken als ein motivierendes und akti­
vierendes Beispiel für die Bürgerin­
nen hier, ihre Interessen und Rechte 
zu verteidigen. 
In dem Maße, in dem die Kapitali­
sierung Osteuropos fortschreitet und 
deren Preis spürbar wird, mögen 

w,,s. r· 

'"'""'"' "'J.:~r 
sich die Menschen dort ebenfalls 
ihrer demokratischen Ausgangsor­
te und Sozialwerte wiedererinnern. 
Des Feindbildes ledig geworden 
werden die kapitalistischen Gesell­
schaften auf ihre eigenen Krisen-, 
Verfalls-, Korruptionserscheinungen 
und Entwicklungsprobleme stoßen. 
Es könnte sein, daß die uneingelö­
sten Ansprüche aus Ost und West, 
der bürgerlichen Französischen und 
der sozialistischen Oktober-Revolu­
tion, auf die Tagesordnung gera­
ten. 
Der Os~West-Gegensotz und die 
"Systemkonkurrenzu wird zugunsten 
plurolerer Verhältnisse und u.U. 
mehr demokratischer Experimentier­
möglichkeiten abgelöst. 
Der Nord-Süd-Gegensatz wird stär­
ker in den Vordergrund geraten, 
uns die Internationalisierung und in­
ternationale Interdependenz oller 
zentralen Probleme vor Augen füh­
ren - und uns entsprechende Ant­
worten abverlangen. 
Für olle Handlungsmöglichkeiten 
hiesiger Politik, d.h. auch der lin­
ken, wird der europäische Zusam­
menhang eine wachsende Rolle spie­
len; ohne ihn ist kein nationales 
Problem mehr sinnvoll anzugehen. 

Diese Faktoren, insbesondere die 
globalen Gefahren und die internatio­
nalen lnterdependenzen,erhöhen m.E. 
die Chancen der Einflußnahme der 
Politik, auch der "kleineren• Krähe, 
d.h. es gibt Möglichkeiten für eine CJ&. 
mokro#sierungund Abbau von Hierar­
chien. Denn: es darf z.B. nicht mehr so 

Wir brauchen Utopien 
als produktive Kraft 
und Orientierungsele­
mente von unten • 
nicht fertige segens­
reiche Modelle, über­
gestülpt von oben. 

leicht, mindestens nicht atomar, ge­
schossenwerclen; nicht olles kann mehr 
gekauft werden (reine Luh z.B.); der 
Kapitalismus selbst bedarf zu seinem 

Überleben der wachsenden ·Kreativi­
tät" und "denkenden Selbstverantwor­
tung" einer wachsenden Anzahl von 
Menschen. Grenzen neokonservativer 
Moclernisierung scheinen auf. Vielleicht 
wird die "Einheit Deutschlands· neue 
Sozioldemokralisierung mit sich brin-

Sozialismus könnte 
künflig ausmachen. daß die 
verschiedenen Herrschafts­
verhältnisse in il1rer Verflocl1-
tenhe1t und ihren globalen 
Zusammenl1ängen wie rn 
ihrer jeweiligen Eigenständig­
keit angegangen und abge­
baut werden. 

gen, dann aber wird sie auch deren 
"Weiten zur progressiven Weiterent­
wicklung als Chonoe eröffnen. Ob die 
Karten wirklich neu gemischt werden, 
das ist offen. Aber der Versuch, unse­
ren Beitrag beizusteuern, kann nicht 
strittig sein. Neue gesellschohspoliti­
sche Debatten jedenfalls stehen ins 
Haus. 

5, Konsequenzen 

Wenn Linke ihre Möglichkeiten aus­
schöpfen wollen, so wird es ihnen nur 
gelingen, wenn sie ihre Arbeit von 
unten her auf Prozesse der Befreiung 
hin anlegen. Emanzipation- "Soziolis­
musu -ist nur mildem Wollen clerNien­
schen denkbar. Die Negation unak­
zeptabler gesellschohlicher Zustände 
ist dabei produktive Kratt nur als Teil 
eines Zusammenhangs von Widersprü­
chen, in dem das Positive aufgespürt, 
erholten und entwickelt wird. Wir 
brauchen Utopien als produktive Kratt 
und Orientierungselemenle von unten 
-nicht als fertige segensreiche Modelle 
übergestülpt von oben - und wir wer­
den sie verteidigen müssen, um aus 
dem Versumpfen im bereits Vorhande­
nen herauszukommen. Die Organisa­
tionsweisen von linken kann ich mir 
nur als pluralistische demokratische 
Netzwerke mit streitbaren Bestandtei­
len und als bewußtes Denken und 
Handeln in Zusammenhängen denken. 

Organisationen, Parteien und Staat 
sind lnslrumentederSelbstbesHmmung 
und Befreiung und nicht deren Ziel und 
Selbstzweck. Sie sind Instrumente, die 
so wenig wie möglich und nur so viel 
wie nötig einzusetzen, die prinzipiell 
so weit als denkbar zum Individuum 
und überschaubaren Kollektiv herun­
terzuholen und die vor ollem veränder­
bar, ggf. auch ousrongierbar sind. In 
ihrer Politik muß die Linke den Wieder­
gewinn der Gegenwart und der Zeil 
zum Leben vorsehen als die wichtigste 
Voraussetzung, Zukunftsfähigkeit zu 
gewinnen und Zukunftssicherung 
möglich zu machen. 

Eine perspektivische Chance für sozia­
listische Politik sehe ich sehr wohl. 
Wenn Sozialismus Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen und 
Aufhebung oller Herrscholtsverhältnis­
se wollte und will, hoben wir allen 
Grund, in diesem Sinne Leben und 
Gesellschaft zu verändern. Wo, wenn 
nicht aus den "entwickelten• kapitali­
stischen Gesellschohen heraus, besteht 
ein Bedarf an Aufhebung von Entfrem­
dung durch Profilgesetze, Patriarchat, 
Naturausplünderung, Produktions­
wahn, Elitedünkel der ·Ersten Welt", 
sei es in der Arbeit, zwischen;i.len Ge­
schlechtern und Rossen,'iA ·· ·· '"leuhur, 
gegenüber der Natur,,.,., · .,, hen-

menschlichen Beziehu 
"Sozialismus" könnte ziJ .. ,:, , gera­
de ausmachen, daß die .....diiede­
nen HerrschaftsverhöltnisS.--' in ihrer 
Verflochtenheit und ihren ·globalen 
Zusammenhängen wie in ihrer jeweili­
gen Eigenständigkeit angegangen und 
abgebaut werden. Es geht um eine 
neue Vereinigung von Freiheit, Gleich­
heit, Brüderlichkeit und Schwesterlich­
keit oder Solidarität, um Selbstbe,lim­
mung für olle. 

• Mechtild)onsen arbeitet als Publizi­
stin in Köln 
Vergl. dazu: M. )., Autonomie, 
Individuum und Kallek#v, in: Zeit­
schrift für "Sozialismus" 2/90 



WEITERHIN 
LIEFERBAR 

AUS UNSEREM 
VERLAGS­

PROGRAMM: 

Josef Hlndels 
MARXISMUS UND 
GEGENWART 

2. Auflage 1985, 146 Seiten, La­
denpreis 9,- DM, für Abonnentin­
nen 6,- DM, bei Abnahme van 
min. 10 Expl. 5,- DM je Stück. 
Prof. Josef Hindels, einer deren­
gagiertesten Vertreter der Weiter­
entwicklung ouslromorxistischer 
Vorstellungen in der Gegenwart, 
befaßt sich in dieser Broschüre 
aus der Sicht des unorthodoxen 
N\arxismus mit jenen Fragen, die 
in der Gesellschaft von heute gro­
ße ideologische Auseinanderset­
zungen auslösen: Die atomare 
Bedrohung und der Hunger in 
der Welt sowie das Verhältnis 
von Ökonomie und Ökologie 
unler spötkapitalistischen Produk­
tionsverhältnissen. Damit verbun­
den ist auch eine leicht verständli­
che Einführung in marxistische 
Denkweisen. 
Für die Schulungsarbeit erprobt 
und beslens geeignet! 

FRAUEN BILDER: 
Die weibliche Wirklichkeit 
Ist anders 

!Hrsg. von den Jungsoziolistlnnen 
Berlin). 80 Seiten mit Fotos, Er­
gebnisse des Fotowettbewerbs 
der Berliner JUSOS, Ladenpreis 
19,80 DM, für Abonnentinnen 
15,- DM 

KAPITALISTISCHE 
KRISE UND STRATEGIEN 
DER EUROUNKEN 

Fragen einer .sozialistischen 
Politik in Westeuropa, hrsg. von 
Detlev Albers, Josef Cop, Jeon­
Pierre Chev8nement und Pietro 
lngroo, mit Beiträgen von Autorin­
nen aus der gesamten westeuro­
päischen Linken, 160 Seiten, 
Lodenpreis 21,50 DM, für 
Abonnentinnen 12,- DM 

HERFORDER THESEN. 
Zur Arbeit von Marxisten 
In der SPD 

2. überarbeitete Ausgabe 1981, 
hrsg. vom Vorstand der , 
JUSOS Ostwestfalen-Lippe, lo­
denpreis 8,- DM, für Abonnentin­
nen 5,- DM. 
Die Herforder Thesen waren 
Anfang der achtziger Jahre die 
grundlegende Positionsbes~m­
mung marxistischer Kräfte inner­
halb der Sozialdemokratie, die 
dabei an die marxistischen 
Traditionen in der hiesigen wie 
der internationalen Sozoziolde­
mokrotie anknüpften. 

UNKE 
SOZIALDEMOKRATEN & 
BUNDESREPUBLIKANISCHE 
UNKE. 
Diskussion am Beispiel der 
Herforder Thesen 

Hrsg. v. Detlev Albers u.o., mit 
Beiträgen von Wolfgang Aben­
droth, Rudolf Bahre, Joachim 
Bischoff u.o., Ladenpreis l 0,80 
DM, für Abonnentinnen 8,- DM. 

" ... alle diese kritischen Bemer­
kungen mindern in meinen Augen 
das außerordentliche Verdienst 
der Herforder Thesen nicht - und 
ich sage das ausdrücklich, 
obwohl ich in einer Reihe von 
ganz entscheidenden Punklen 
inhaltlich nicht mit ihnen überein­
stimme-, weil nach langer, 
langer Zeit ... der Versuch 
gemacht wurde, ein umfassendes 

Konzept sozialistischer Polmk auf 
marxistischer Grundlage für 
Sozialisten in der SPD zu entwick­
eln." !Peter von Oertzen) 

SOZIALISMUS DER 
ZUKUNFT. 
Grundlagen für das neue 
Programm der SPD 

Hrsg. v. D. Albers, F. Heiden­
reich1 H. Uenk.er u. Kurt Neu­
mann, mit Beiträgen von Dieter 
Dehm, Jürgen Eger!, Katrin Fuchs 
u .a ., 185 Seiten, Ladenpreis 
17 ,50 DM, für Abonnentinnen 
15,- DM. 
Wissenschaftlerinnen und Politike­
rlnnen, Ökonomen und Politolo­
gen, Abgeordnele aus Bundestag 
und Europäischem Parlament, 
skizzieren Ziele und Wege so­
zialdemokratischer Politik auf 
lange Frist. Grundelemente der 
SPD.Programmatik, die auf der 
Höhe der Probleme der Zeit steht 
und die antikapitalistische Per­
spektive nicht preisgibt. 

PROJEKT 
MODERNER SOZIALISMUS. 
53Thesen 

Hrsg. v. Susi Möbbeck, Fiele Saß 
und Birgit Zoerner, Ladenpreis 8,­
DM, für Abonnentinnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD 
haben Bausteine für eine Analyse 
unserer Zeit und eine moderne 
sozialistische Strategie formuliert. 
Aus dem Inhalt: Weh im Um­
bruch; Ökonomische Regulie­
rung; Veränderung von Arbeits­
und Lebensweise; Entwicklung 
des politischen Systems; Reform 
und Revolution heute; Bündnis 
von Arbeit, Wissenschaft und 
Kultur; Perspektiven des moder­
nen Sozialismus. 

. 

• sew·Hefte 1 bis 51 sind 
sämtlich noch lieferbar: 

• Hefte 1-29 für Abonnentinnen zu je 5,-DM 

• Hefte-30.50 für Abonnentinnen zu je 7,50 DM 
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Ncime, Vorname 

Smße und Hausnu,,,,... 

PLZ und Ort 
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spw war dabei. 
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r Vo"/kszeitung 
DIE LINKE WOCHENZEITUNG 

Ich möchte die Volkszeitung kennenlernen und bestelle 6 Ausgaben für 10,- DM 
(gegen Vorkasse: Geldschein, Scheck, Briefmarken) als Probeabonnement 
Wird der Bezug nicht vor Erhalt der 5. Ausgabe gekündigt, wandelt sich das Pro· 
beabo in ein regelmäßiges Abonnement um. 

NameiVorname 

Straße 

PLZ/Ort 

Datum/Unterschrift 
Vertrauensgaranlie: Mir ist bekannt, daß ich diese Bestellung innerhalb einer Woche beim 
V,Jlkszeitung Verlag GmbH, Postlach 360 520, 1000 Berlin 36, widerrulen kann. Zur Frist· 
wahrung genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Obenstehende Bedingungen 
habe ich zur Kenntnis genommen. 

Datum/Unterschrift 

Einsenden an: Volkszeitung Verlag GmbH. Postfach 360 520, 
1000 Berlin 36. Tel: 030 614 90 33 



ABO 
SPW Verlag-Redaktion GmbH 
Kieler Str. 13 
5000 Köln 80 (Tel. 0221/623271) 

Ich abonniere SPW ob so fort/ ob Heft .......... SPW erschein t in 
sechs Heften mit einem Gesamtumfang von ca. 360 Seilen. Die 
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Abonnentinnen werben! 
Wer ietzt spw abonniert, 
oder ein neues ABO wirbt, 
erhält als Dankeschön 
"Sozialismus der Zukunft", 
herausgegeben von: 
D. Albers, Frank Heidenreich, 
Heinrich Lienker, Kurt Neumann 

• 185 Seiten 
• Buchhandelspreis 17,50 DM 




